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Stellenwert der Ökologie in der beruflichen Bildung erhöht 
Liebe Leserinnen, liebe Leser, 
die Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen Bundestages legt in Kürze ih­
ren abschließenden Bericht vor. Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft berief bereits im Januar 1990 
eine Expertenkommission, die in den Arbeitsgruppen "Schule", "Berufliche Bildung", "Hochschule" und "Weiter­
bildung" Vorschläge zur Umsetzung der Empfehlungen der Enquete-Kommission erarbeiten sollte. Das Bundesin­
stitut für Berufsbildung hatte die Federführung in der Arbeitsgruppe "Berufliche Bildung". 

Bundesminister Möllemann stellt in diesen Tagen die Vorschläge der Expertenkommission der Öffentlichkeit vor. 
In Anbetracht der vor uns liegenden gewaltigen Aufgaben einer ökologischen Erneuerung im vereinigten Deutsch­
land kommt den Vorschlägen eine noch größere Bedeutung zu: Neben einer umweltgerechten Wirtschafts- und Bil­
dungspolitik in Bund und Ländern ist das engagierte Eintreten eines jeden einzelnen für die Erhaltung natürlicher 
Lebensgrundlagen eine entscheidende Voraussetzung. Als Konsument durch entsprechend zum Ausdruck ge­
brachte Werthaltungen und Kaufverhalten sowie als Unternehmer und Arbeitnehmer durch verantwortliches beruf­
liches Handeln können konkrete Akzente für eine ökologische Erneuerung gesetzt werden. Hierzu kann die Bil­
dungspolitik künftig einen wesentlichen Beitrag leisten. Es gilt insbesondere, während des schwierigen Anpas­
sungsprozesses der ehemaligen DDR-Wirtschaft und Privathaushalte an westliche Ökologiestandards, Umweltbil­
dung und Umweltschutz im vereinigten Deutschland weiterzuentwickeln. 

Die Enquete-Kommission des Bundestages betont, daß die Emissionen aus der Energieversorgung zu den wesentli­
chen Ursachen des Treibhauseffektes gehören, so daß Energieeinsparung und Effizienzsteigerung des Energie­
einsatzes insbesondere in den Industrieländern erste Priorität bei der Suche nach Lösungen haben. Bei den Vor­
schlägen für die berufliche Bildung stehen daher die Handlungsmöglichkeiten zur Reduzierung der Gasemissio­
nen (vor allem Kohlendioxid, Methan und Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoff FCKW) im Vordergrund. In nahezu allen 
Berufen, aber auch im privaten Bereich, bestehen Zusammenhänge zwischen dem Handeln von Einzelpersonen 
und der Freisetzung klimarelevanter Spurengase. In der Berufsbildung müssen diese Zusammenhänge themati­
siert und Handlungsmöglichkeiten zur Verringerung oder Vermeidung von klimawirksamen Emissionen aufgezeigt 
werden. Die Empfehlungen der Expertengruppe "Berufliche Bildung" zur Umsetzung der Ergebnisse der Enquete­
Kommission knüpfen an den gegenwärtigen Stand an. 

Umweltbezogene Handlungsfähigkeit als Qualifikationskomponente 

Eine Analyse von Ausbildungsordnungen und schulischen Rahmenlehrplänen der wichtigsten Berufsbereiche hat 
erbracht, daß d ie Voraussetzungen für eine integrierte Vermittlung von umweltorientierten Berufsqualifikationen 
bisher nicht konsequent genug geschaffen wurden. Daher empfiehlt die Expertengruppe, bei den neu zu ordnen­
den Ausbildungsberufen die umweltbezogenen Lernziele nach den wichtigsten Handlungsmöglichkeiten zu diffe­
renzieren und einzelnen Ausbildungsabschnitten zuzuordnen. Um die Umsetzung in den betrieblichen Ausbil­
dungsplan zu erleichtern, sollten diese Lernziele mit Zeitrichtwerten versehen werden. Die bisher üblichen Formu­
lierungen in Ausbildungsordnungen zur rationellen Energieverwendung müßten erweitert werden, da sie keinen 
originären ökologischen Ansatz im Sinne der Kommissions-Empfehlung darstellen. 

Bestehende Ausbildungsordnungen einschließlich der Prüfungsanforderungen sind ggf. in diesem Sinne zu über­
arbeiten, um umweltbezogene Inhalte konsequent einzubeziehen. Während in der Vergangenheit Revisionen von 
Ausbildungsordnungen oder Neuordnungen weitgehend von den veränderten Qualifikationsanforderungen auf­
grunddes technisch-organisatorischen Wandels bestimmt wurden und Aspekte des Umweltschutzes demgegen­
über eine Rolle minderen Ranges spielten, zeichnet sich für zukünftige Ordnungsverfahren ein didaktisches 
Gleichgewicht der Inhaltsbereiche Ökologie, Ökonomie und Technik ab. Zielsetzung eines integrierten Qualifika­
tionskonzeptes muß es sein, alle beruflichen Qualifikationsfelder um die Komponente "umweltbezogene Hand­
lungsfähigkeit" zu erweitern. 

Handlungsorientierung als Umsetzungsprinzip 

Für die Vermittlung umweltrelevanter Qualifikationen in der Ausbildung müssen alle betrieblichen und schulischen 
Möglichkeiten konsequent genutzt werden. Dabei sind die Rahmenbedingungen der Ausbildung in Klein- und Mit­
telbetrieben, namentlich in Handwerksbetrieben, durch Arrangements für situationsbezogenes Lernen am Ar­
beitsplatz zu berücksichtigen. Umsetzungshilfen können hierfür einen wichtigen Beitrag leisten. Bei der Aufberei­
tung von Materialien sollten das handlungsorientierte Lernen, die Ganzheitlichkeit im Sinne einer Entwicklung 
fächer-und berufsübergreifenden Denkens sowie die unausweichliche Konfliktthematisierung und -bewältigung 
als wichtige didaktische Leitsätze für das Umweltlernen angewendet werden. Methodisch sollten Ansätze zur ei­
genverantwortlichen Tätigkeit des Lernenden und zur Entwicklung von Sozialkompetenz bevorzugt werden, z. B. 
Lernen in Projekten oder auftragsbezogenes Lernen im Klein- und Mittelbetrieb. 

Es bedarf sicher noch großer Anstrengungen, damit die Ergebnisse der Enquete-Kommission Vorsorge zum Schutz 
der Erdatmosphäre in der Ausbildungspraxis umgesetzt werden und - als Fernziel - das Handeln aller in Beruf 
und Betrieb bestimmt. Es ist deshalb höchste Zeit, daß wir diese Aufgabe offensiv in Angriff nehmen. 

(rJJMMd? 
Hermann Schmidt 
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Lehrstellennachfrage, demographische 
Entwicklung und Arbeitslosigkeit 1974 bis 1988 
Heinrich Althoff 

Die hohe Lehrstellennachfrage in den vergangenen anderthalb f ahrzehnten läßt sich mit de­
mographischen Faktoren allein nicht erklären. Die parallele Entwicklung von Ausbildungs­
beteiligung und.Arbeitslosigkeit legt nahe, daß etwa die Hälfte der Nachfrageentwicklung 
auf ungünstige Arbeitsmarktbedingungen zurückzuführen ist. Die quantitative Bewältigung 
dieser Nachfrage vollzog sich über unterschiedliche Mechanismen, die im vorliegenden 
Beitrag untersucht werden. 

Heinrich Althoff 
Diplom-Soziologe; wissenschaftliche r Mitarbeiter 
in der Hauptabteilung 1 "Strukturforschung, Stati­
stik, Planung"; Auswertung von Sekundärstatistiken 
des Bundesinstituts für Berufsbildung in Berlin. 

Die vergangenen anderthalb Jahr­
zehnte der betrieblichen Berufs­
ausbildung lassen sich am griffig­
sten als Periode der geburtenstar­
ken Jahrgänge kennzeichnen. Eine 
prägnante, aber nicht sonderlich 
treffende Charakterisierung, die 
leicht die Vorstellung weckt, alle 
wesentlichen Probleme dieser Zeit 
seien demographischen Ursprungs 
gewesen. Das ist ein Irrtum, der 
den Blick auf eine andere, in ihren 
Konsequenzen nicht minder gra­
vierende Entwicklung verstellt. 
Wie einschneidend dieser Irrtum 
ist, läßt sich anband der Fehlein­
schätzungen des Ausbildungsplatz­
bedarfs belegen. 

Nach den Prognosen aus der er­
sten Hälfte der siebziger Jahre 1) 
hätte der Gipfel der Nachfrage in 
den Jahren 1980 I 81 überschritten 
werden müssen. Waren die Be­
darfsschätzungen für diese Jahre 
noch recht treffend, so nahmen die 
Progno_sefehler im Jahre 1984, dem 

2 

tatsächlichen Höhepunkt der Aus­
bildungsplatznachfrage, ein uner­
wartetes Ausmaß an, stand doch 
der geschätzten Nachfrage von 
590 000 bis 615 000 eine reale von 
764 000 gegenüber. 

Die Ursachen der Fehleinschätzun­
gen sowie die Formen der Flexibili­
tät, mit denen die betriebliche Be­
rufsbildung auf die extreme Nach­
frage reagierte, sind Gegenstand 
der folgenden Untersuchung. 

Veränderung der 
· Ausbildungsbeteiligung 

Beginnend beim Jahr 197 4 stellt die 
erste Graphik den zeitlichen Ver­
lauf einiger für das duale System 
wichtiger Einflußgrößen dar: Die 
für Jugendliche in betrieblicher 
Berufsausbildung einschlägigen 
Jahrgangsstärken, der Anteil der 
Arbeitslosen sowie die Entwick­
lung der Ausbildungsbeteiligung. 

Bemerkenswert ist die zunehmen­
de Entkopplung von Jahrgangsstär­
ken und Ausbildungsverhältnis­
sen. 2) Damit sinkt der Erklärungs­
wert der geburtenstarken Jahrgän­
ge sowohl für die wachsende Zahl 
von Auszubildenden als auch für 
die expandierende Ausbildungs­
beteiligung: Zur Zeit der größten 
Nachfrage nach Lehrstellen 
(1984 I 85) war beispielsweise nicht 
mehr als ein Drittel des Zuwachses 
an Auszubildenden gegenüber 
1974, noch auf ein Anwachsen der 
Jahrgangsstärken zurückzuführen 3); 

und selbst im gesamten Zeitraum 
1974 bis 1988 geht allenfalls die 
Hälfte der durchschnittlichen Zu­
nahme an Ausbildungsverhältnis-

sen (24 %) auf die geburtenstarken 
Jahrgänge (9 %) zurück. 4) 

Woher aber stammt die andere 
Hälfte des Zuwachses, und was ist 
die Ursache der Entkopplung, die 
sich nicht nur in der völligen Fehl­
einschätzung des Ausbildungs­
platzbedarfs niederschlug, sondern 
auch in einer in der Nachkriegs­
entwicklung einmaligen, 1988 bei 
nahezu 70% liegenden Ausbil­
dungsbeteiligung? Angesichts der 
geburtenstarken Jahrgänge wäre 
das Gegenteil zu erwarten gewe­
sen, ein eher abnehmender, die be­
triebliche Berufsausbildung durch­
laufender Jahrgangsanteil von Ju­
gendlichen. 

Da Arbeitslosigkeit und Ausbil­
dungsbeteiligung einen recht ähn­
lichen Verlauf nehmen (Schaubild 
1, Seite 3), liegt es nahe, die seit 
1982 nicht mehr in Einklang mit der 
Jahrgangsentwicklung stehende 
Nachfrage nach betrieblichen Aus­
bildungsplätzen vor allem als 
Reflex der langanhaltenden, auf 
hohem Niveau verlaufenden Ar­
beitslosigkeit zu deuten . 

Der auffallende Zusammenhang 
zwischen Lehrstellennachfrage 
und Arbeitslosigkeit läßt sich leich­
ter noch begreifen, wenn letztere 
als Indikator für weitere Arbeits­
marktprobleme gesehen wird. 
Darunter fallen erzwungener Be­
rufswechsel und unterwertige Be­
schäftigung ebenso, wie Statusver­
lust, Kurzarbeit und vorzeitiger Ru­
hestand. Mit solchen Schwierigkei­
ten sind die Jugendlichen durch El­
ternhaus, Bekannte und Medien 
vertraut, und Rückwirkungen auf 
Lebensplanung wie Berufsent­
scheidung daher verständlich. 

Der langanhaltenden Arbeitslosig­
keit der siebziger und achtziger 
Jahre ging ein Strukturwandel im 
Bildungsverhalten der Jugendli­
chen voraus, der schon Ende der 
sechziger Jahre einsetzte und für 
die duale Ausbildung nicht ohne 
Konsequenzen blieb. Immer mehr 
der ehemals eine betriebliche Aus­
bildung nachfragenden Jugendli­
chen wanderten zu weiterführen­
den Schulen und Hochschulen ab. 

BWP 5190 
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Schaubild l: Veränderungsraten der Arbeitslosigkeit, Ausbildungsbetei­
ligung und jahrgangsstärken (log. Maßstab) 
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Obgleich die geburtenstarken Jahrgänge bere its 1981 I 82 ihren Höhe punkt 
überschritten, nahmen aufgrund wachsende r Arbeitslosigke it die Auszu­
bildenden und vor allem die Ausbildungsbe teiligung weiter zu. 

An ihre Stelle traten solche, die frü­
her keine Ausbildung begonnen 
hatten . Diese Potentialverschie­
bung veränderte weniger die Alls­
bildungsbeteiligung - nach wie 
vor durchliefen etwa die Hälfte 
eines Alterjahrganges eine be­
triebliche Berufsausbildung - als 
vielmehr die Zahl der Ungelern­
ten. Denn binnen eines Jahrzehnts 
halbierte sich der ohne berufli­
chen Abschluß ins Erwerbsleben 
tretende Anteil von Jugendli­
chen. 5) 

Diese Entwicklung setzte sich auch 
während der ersten, 1975 ihren Hö­
hepunkt ( 4,4 %) erreichenden Wel­
le der Arbeitslosigkeit noch fort. 
Gleichzeitig begannen aber jene 
Gruppen, die der betrieblichen 
Berufsausbildung, mit Blick auf hö­
here schulische und berufliche 
Abschlüsse, schon den Rücken ge­
wandt hatten, unter dem Druck der 
angespannten Arbeitsmarktlage 
zurückzukehren. Als sich in einer 
zweiten Welle die Arbeitslosigkeit 
noch einmal wesentlich verschärfte 
(1983/84: 8,5 %), und die Jugendar­
beitslosigkeit (20-25jährige) ein 
bisher kaum gekanntes Ausmaß 
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(12,1 %) erreichte6), stieg nach vor­
übergehender Abschwächung auch 
die Rückwanderung erneut an. 

Damit hatte die betriebliche Be­
rufsbildung unter erschwerten de­
mographischen Bedingungen bei­
de Gruppen aufzunehmen. Erst je­
ne Jugendlichen, die aufgrundder 
Arbeitslosigkeit keine Chance 
mehr sahen, nach der Schule eine 
existenzsichernde Erwerbstätig­
keit als Ungelernte zu beginnen, 
und künftig nur mit Berufsausbil­
dung eine zu erwarten hatten . Und 
ab 1981 I 82 jene andere Gruppe, 
die unter normalen Bedingungen 
mit dem Abschluß einer Berufs­
fach-, Fachschule oder Hochschule 
eine Erwerbstätigkeit begonnen 
hätten, aufgrundder Arbeitsmarkt­
entwicklung ihre künftigen beruf­
lichen Chancen aber ohne den zu­
sätzlichen Nachweis einer markt­
gängigen Qualifikation gefährdet 
sahen, oder einfach der drohen­
den Arbeitslosigkeit zu entgehen 
suchten. 

Nicht die geburtenstarken J ahrgän­
ge, die ihren Höhepunkt schon An­
fang der achtziger Jahre über-

schritten, waren also das eigentli­
che Problem der betrieblichen Be­
rufsausbildung. Eher war es eine 
durch Arbeitslosigkeit induzierte 
Nachfrage der oben genannten 
Gruppen, die sich über die nur 
langsam sinkende Nachfrage der 
geburtenstarken Jahrgänge zu 
schieben begann. Die Konsequen­
zen waren Doppel- und Mehrfach­
qualifizierungen sowie die äußer­
ste Anspannung des Ausbildungs­
stellenmarktes. 

Vermutlich ist ein Teil der auffallen­
den Elastizität, mit der das duale 
System selbst auf diesen letzten 
Nachfrageschub noch reagierte, 
auf die hohe schulische Vorbildung 
jener Jugendlichen zurückzufüh­
ren, die zwar zur sozialen Absiche­
rung eine betriebliche Berufsaus­
bildung durchliefen, einen endgül­
tigen beruflichen Status jedoch 
oberhalb des Facharbeiterniveaus 
anstrebten. 

Ein weiterer, die Aufnahmefähig­
keit des dualen Systems verbes­
sernder Einfluß, ging gleichfalls 
von den Jugendlichen aus. Sie be­
gannen unter dem Druck der Ar­
beitslosigkeit auch solche Berufe 
zu ergreifen, die früher außerhalb 
ihres Berufswahlspektrums gele­
gen hätten. Die schmerzhafte, 
schon am Beginn ihres Erwerbsle­
bens stehende Erfahrung, die ur­
sprünglichen Berufswünsche auf­
geben zu müssen, hatte indes nicht 
nur negative Aspekte, wie sich zei­
gen wird. 

Veränderungen der 
großen Ausbildungsbereiche 

Die beiden Perioden der Arbeitslo­
sigkeit prägen auch den Verlauf 
der Kurven des zweiten Schaubil­
des. Auf die wachsende Nachfrage 
reagierte die betriebliche Berufs­
bildung mit verschiedenen Formen 
der Expansion, die sich bei den 
Ausbildungsbereichen von Indu­
strie / Handel und Handwerk be­
sonders gut beobachten lassen. Et­
wa vier Fünftel aller Jugendlichen 
werden in diesen Bereichen aus­
gebildet. 
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Offenkundig ist, daß beide Berei­
che in sehr unterschiedlichem Aus­
maß zur Linderung des Ausbil­
dungsplatzmangels beitrugen. Und 
zwar hat das Handwerk eine genau 
doppelt so hohe "Überlastquote" 
getragen wie Industrie und Han­
del. Lag im ersten Falle das durch­
schnittliche Bestandsniveau um 
32 % über dem von 1974, so waren 
es im zweiten nur 16 %1); für die 
gesamte betriebliche Berufsausbil­
dung betrug die "Überlastquote", 
wie bereits erwähnt, 24 %. 

An Stelle der Veränderungen der 
Ausbildungsbereiche können auch 
die Veränderungen der zugeord­
neten Ausbildungsberufe unter­
sucht werden. Mit diesem Kunst­
griff, der von der Betrachtung der 
Bereiche, zur Betrachtung der 
durchschnittlichen Veränderung 
der Berufe innerhalb der Bereiche 
übergeht, lassen sich die verschie­
denen Reaktionsweisen der bei­
den großen Ausbildungsbereiche 
auf die wachsende Nachfrage an­
schaulich darstellen (Schaubild 2). 

Wird die berufsorientierte Be­
trachtungsweise gewählt, so keh­
ren sich die Verhältnisse zwischen 

den Bereichen um: Obgleich das 
Handwerk einen weitaus höheren 
Anteil zusätzlicher Jugendlicher 
aufnahm, lag die durchschnittliche 
Veränderung der Ausbildungsbe­
rufe im Handwerk "nur" um 65 % 
über dem Niveau von 1974, wäh­
rend es im Bereich von Industrie 
und Handel 150 % waren. 8) 

Zuerst ist darzulegen, wie über­
haupt ein derartig auffallender Un­
terschied zwischen der Verände­
rung von Ausbildungsberufen und 
-bereichen zustande kommen 
kann. Dazu ist erforderlich zu wis­
sen, daß die Ausbildungsberufe 
eine sehr unterschiedliche Beset­
zungsstärke haben, es gibt wenige 
große und sehr viele kleine Ausbil­
dungsberufe. Hätten in den ver­
gangenen anderthalb Jahrzehnten 
alle, kleine wie große Berufe, um 
den gleichen Anteil ihres Bestan­
des zugenommen, so hätten sich 
Berufe und Bereiche übereinstim­
mend entwickelt. 

Der Prozeß verlief aber aus noch 
zu erörternden Gründen anders. 
Gemessen an ihrer Besetzungsstär­
ke nahmen die großen Berufe sehr 
viel weniger Auszubildende auf als 

Schaubild 2: Änderung der Ausbildungsbereiche und ihrer Berufe 
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Das Handwerk nahm zwar relativ me hr Auszubildende als Industrie und Handel 
auf, die durchschnittliche Zahl der Ausbildungsverhältnisse pro Beruf wuchs aber 
bei Industrie und Handel wesentlich stärker. 

die kleinen. Tendenziell galt: je 
kleiner der Beruf, desto größer 
der Anteil, den er hinzugewann. 
Unter solchen Bedingungen aber 
wird die Veränderung der vielen 
besetzungsschwachen Berufe aus­
schlaggebend für die durchschnitt­
liche Veränderung der Berufe, und 
auch verständlich, wie die Berufe 
im Mittel stärkere Veränderungen 
aufweisen können als die Bereiche, 
denen sie angehören. - Die berufs­
orientierte Betrachtungsweise er­
laubt nunmehr, die unterschied­
lichen Formen der Flexibilität bei­
der Ausbildungsbereiche auf die 
stetig wachsende Nachfrage zu be­
schreiben. 

Ausgehend vom Ideal einer am Ei­
genbedarf orientierten Nachwuchs­
ausbildung, kann als bekannt vor­
ausgesetzt werden, daß diesem 
Ideal weder Handwerk noch Indu­
strie und Handel gerecht werden. 
Bildet der erste Bereich offenkun­
dig über den Eigenbedarf hinaus 
aus, so besteht beim zweiten eine 
Deckungslücke. 9) Das entstehende 
Potentialgefälle trägt zu den Wan­
derungsströmen nach der Ausbil­
dung bei. 

Nun ist einleuchtend, daß Berei­
che, die zusätzliche Fachkräfte aus 
anderen aufnehmen und daher 
eine positive Wanderungsbilanz 
aufweisen wie Industrie und Han­
del, den eigenen Auszubildenden 
eher die Übernahme nach der 
Ausbildung anbieten können. Der 
Wert eines solchen Angebotes 
steigt in dem Maße, wie es rar 
wird. Und in Zeiten hoher Arbeits­
losigkeit kommt einer quasi garan­
tierten Übernahme so hohe Bedeu­
tung zu, daß ursprüngliche Berufs­
wünsche gegebenenfalls modifi­
ziert werden. Das erleichtert den 
Betrieben eine am Eigenbedarf 
orientierte Nachwuchsausbildung. 

Bei der auffallenden Expansion be­
setzungsschwacher Berufe ist er­
gänzend zu berücksichtigen, daß 
besonders hier Berufswünsche 
und Nachwuchsbedarf der Betrie­
be nicht identisch sind. Denn gene­
rell richten sich die Berufswünsche 
zu sehr auf die besetzungsstarken 
Ausbildungsberufe mit der Folge, 
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daß besetzungsschwache eher un­
ter Nachwuchsmangel leiden. 10) 

Durchaus nicht immer, wohl aber 
in Zeiten ausgeprägter Arbeits­
losigkeit, können Bereiche, die 
eine vergleichsweise hohe Ar­
beitsplatzsicherheit bieten - und 
darunter fallen Industrie und Han­
del - auch Lehrstellen außerhalb 
des Kanons typischer Wunschbe­
rufe ohne größere Schwierigkeiten 
besetzen, vor allem in kleinen Aus­
bildungsberufen. 

Im Gegensatz zum Ausbildungsbe­
reich von Industrie und Handel 
gibt das Handwerk ausgebildete 
Fachkräfte ab. Die Übernahme­
chancen nach der Ausbildung sind 
also geringer. Eine Veränderung 
der Berufswünsche ist daher weni­
ger erfolgversprechend und auch 
seltener erforderlich, weil relativ 
viele Lehrstellen in den gefragte­
ren Berufen angeboten werden. 
Das wiederum ist angesichts einer 
wemger am Nachwuchsbedarf 
orientierten Ausbildung eher mög­
lich. Die ermittelte hohe "Überlast­
quote'' (32 %) des Handwerks hat 
hier ebenfalls einen ihrer Gründe. 

Wegen des stärker an der Nachfra­
ge orientierten Lehrstellenange­
bots nehmen die einzelnen Ausbil­
dungsberufe im Handwerk eher 
proportional ihrer Besetzungsstär­
ke zu. Daraus folgt eine weniger 
ausgeprägte Verschiebung in Rich­
tung besetzungsschwacher Berufe, 
die für Industrie und Handel so 
charakteristisch ist. - Die unter­
schiedlichen Verschiebungen spie­
geln sich noch einmal in der dop­
pelt so hohen Abnahme der Kon­
zentration (197 4 I 88) bei Industrie 
und Handel im Vergleich zum 
Handwerk (- 21% bzw. - ll %). 

Veränderungen 
der Ausbildungsberufe 

In der dritten Graphik wird die Ent­
wicklung der mittels einer Cluster­
analyse nach ihren Veränderungs­
raten (197 4-1988) gruppierten Aus­
bildungsberufe dargestellt. ll) Die 
erste Gruppe (Übersicht) 12), mit 
recht hohen durchschnittlichen Ra-
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ten Uährlich + ll %), umfaßt 33 Be­
rufe. Eine zweite Gruppe mit 80 Be­
rufen hat etwas kleinere Verände­
rungsraten ( + 8 %). Die dritte Grup­
pe mit 151 Berufen weist die ge­
ringste jährliche Veränderung auf 
( + l %). 

Auch die Kurvenzüge der dritten 
Graphik werden von den zwei auf­
einanderfolgenden Perioden ver­
stärkter Arbeitslosigkeit geprägt. 
Besonders auffallend ist der Rück­
zug aus den besetzungsschwachen 
Berufen (erste Gruppe) bei rück­
läufiger Nachfrage aufgrund ab­
nehmender Arbeitslosigkeit (Sattel 
der Kurve 1982). 

Die geringe Besetzungsstärke der 
Berufe der ersten Gruppe und de­
ren steiler Anstieg nach 1974 signa­
lisieren in erster Linie Nachwuchs­
mangel. Die starke Prägung durch 
industrielle Berufe (Übersicht) 12) 

weist auf die Ursache der Akzep­
tanz seitens der Jugendlichen hin, 
es ist deren Sicherheitsbedürfnis 
(Übernahme nach der Lehre). Ein­
schlägige Berufe sind: Forst­
wirt/in, Steinmetz/in, Chemiela­
borjungwerker /in, Papiermacher I 
in, Gießereimechaniker I in, Kabel­
jungwerker I in, Feinpolierer I in, 
Segelmacher /in, Müller /in (IH). 

Die Kurve der zweiten Gruppe von 
Berufen steigt offenkundig weniger 
steil an. Eine geringere Attraktivi­
tät der Berufe, zum Teil auch weni­
ger günstige Übernahmechancen 
aufgrund einer eher handwerkli­
chen Ausrichtung der Gruppe, so­
wie eine höhere Besetzungsstärke, 
die auf tendenziell geringeren 
Nachwuchsmangel schließen läßt, 
könnten dafür ausschlaggebend 
sem. Berufe wie Universalhär­
ter /in, Galvaniseur /in (IH und 
HW), Schmelzschweißer I in, Strik­
ker I in, Bäcker I in, Dachdecker I in, 
Straßenbauer I in, Tischler I in, Ho­
telfachmann/frau und Gebäude­
reiniger I in sind hier zu finden. 

Bei der dritten Gruppe geht es um 
Berufe, deren Entwicklung einen 
relativ stetigen Verlauf nimmt. Hier 
sind vor allem die großen indu­
striellen und handwerklichen 
Metall- und Elektroberufe vertre-

ten, in denen heute über Fachar­
beitermangel geklagt wird, aber 
auch die besetzungsstarken Wa­
ren-, Dienstleistungs-, Verwaltungs­
und Büroberufe. Darüber hinaus 
gibt es allerdings auch gering 
besetzte jedoch sehr gefragte Be­
rufe wie: Zahntechniker /in, Gold­
schmied I in, Tierpfleger I in sowie 
die Mehrzahl der Laborantenberu­
fe. Insgesamt handelt es sich um 
Berufe, die auch in Zeiten einer 
rückläufigen Nachfrage nach Aus­
bildungsplätzen angesichts ihrer 
Attraktivität unter Nachwuchsman­
gel in der Regel nicht zu leiden ha­
ben. Und vermutlich ist das auch 
der Grund, daß die politische For­
derung nach einer "Ausbildung 
auf Vorrat'' hier auf eher geringe 
Resonanz stieß. 

Die beiden expansionsstarken 
Gruppen weisen eine ausgepräg­
tere gewerbliche Ausrichtung ih­
rer Berufe auf und etwas ungünsti­
gere Werte bei der Vertragslösung 
und der schulischen Vorbildung 
als die Gruppe mit relativ stabilem 
Verlauf (Übersicht). 12) 

Die weniger günstige Merkmals­
struktur der expandierenden 
Gruppen legt den Schluß nahe, ge­
burtenstarke Jahrgänge und Ar­
beitslosigkeit hätten eine Verdrän­
gung leistungsschwächerer Ju­
gendlicher in die relativ gering be­
setzten Berufe eingeleitet; die Er­
gebnisse widersprechen dem. 
Denn die Unterschiede zwischen 
den Gruppen (Übersicht) 12) gehen 
im Untersuchungszeitraum zurück, 
weil das Niveau der schulischen 
Vorbildung (mittlere Reife und hö­
here Abschlüsse) in den beiden 
wachstumsstarken Gruppen ra­
scher zunimmt als in der relativ sta­
bilen Gruppe. Besetzungsschwa­
che Berufe wurden also angesichts 
knapper werdender Lehrstellen 
eher von schulisch besser quali­
fizierten Jugendlichen ergriffen. 
Das wird an deren industriellen 
Arbeitssicherheit signalisierenden 
Ausrichtung liegen. Die Verände­
rung der Vertragslösungsraten bie­
ten demgegenüber kein einheit­
liches Bild. Sie steigen zwar in der 
ersten Gruppe am geringsten, in 
der zweiten jedoch am stärksten. 
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Diskussion der Ergebnisse 

Die Resultate verdeutlichen in er­
ster Linie die außerordentliche 
Elastizität der betrieblichen Berufs­
ausbildung, deren Spitzenbela­
stung im Jahre 1984/85 um 44 Pro­
zent über dem Niveau von l974lag. 
Im gesamten Zeitraum 1974 bis 
1988 betrug die durchschnittliche 
"Überlast" 24%, wovon allenfalls 
die Hälfte auf die demographische 
Entwicklung entfällt. Wie weit die 
extreme Belastung auf Kosten der 
Ausbildungsqualität ging, ist den 
dargestellten Zusammenhängen 
nur begrenzt zu entnehmen. 

Bemerkenswert sind die unter­
schiedlichen Mechanismen, mit 
denen die Elastizität erzielt wurde: 
Der durchschnittliche Zuwachs an 
Lehrstellen war bei Industrie und 
Handel (16 %) weniger ausgeprägt 
als im Handwerk und vollzog sich 
eher über die Erschließung gering 
besetzter Berufe. Das Handwerk 
verzeichnete demgegenüber eine 
doppelt so hohe Zunahme (32 %), 
die sich aber gleichmäßiger über 
die Ausbildungsberufe verteilte. -
Auf die Ursachen der unterschied-

liehen Bewältigungsmechanismen 
der extremen Nachfrage, auf Be­
rufswahlverhalten, soziale Absi­
·cherungsstrategien sowie eine dis­
proportionale, nicht am Fachkräfte­
bedarf orientierte Ausbildung in 
beiden Bereichen, wurde hinge­
wiesen. 

Daß der Ausbildungsplatzmangel 
der vergangenen anderthalb Jahr­
zehnte zu spezifischen Verdrän­
gungsmechanismen führte, läßt 
sich recht gut belegen. Mit wech­
selndem Mangel wechselte vor al­
lem die Nachfrage nach geringer 
besetzten Ausbildungsberufen. 
Das führt zu den ausgeprägteren 
Schwankungen der entsprechen­
den Kurvenverlaufe (Schaubild 3). 

Eine Verdrängung weniger gut 
Qualifizierter konnte aus diesem 
speziellen Zusammenhang nicht 
hergeleitet werden. Denn die schu­
lische Vorbildung in den geringer 
besetzten Berufen wuchs eher 
überdurchschnittlich. Das läßt sich 
erklären, sofern davon ausgegan­
gen wird, daß in solchen Berufen 
auch dann noch geeignete Lehr­
stellen mit vergleichsweise günsti­
gen Übernahmechancen angebo-

Schaubild 3: Änderungsraten dreier Gruppen von Ausbildungsberufen 
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1976 

Gruppe I 
I 

1979 

Gruppe 3 
I 

1983 1987 

Die Zahl der Auszubildenden in den besetzungsschwachen Berufen der Gruppe l 
verändert sich bei wechselndem Angebot an Ausbildungsplätzen am ausgeprägte­
sten. Das Gegenteil gilt für die Gruppe 3, der beinahe alle großen kaufmännischen 
und gewerblichen Ausbildungsberufe angehören. 

ten werden, wenn sie in den beset­
zungsstarken Berufen aufgrund 
größerer Nachfrage bereits aus­
geschöpft sind. Schulisch höher 
qualifizierte Jugendliche reagieren 
auf solche Differenzen anschei­
nend flexibler. Sie sind vermutlich 
eher bereit, bei ihren Berufsent­
scheidungen auch andere, vor 
allem ökonomische Gesichtspunk­
te zu berücksichtigen, und gege­
benenfalls ihre Wünsche zu modifi­
Zieren. 

Angesichts der eingangs referier­
ten Vorausschätzungen des Ausbil­
dungsplatzbedarfs und einer quan­
titativen Entwicklung, die alle Pro­
gnosen weit übertraf, soll noch ein­
mal der Frage nachgegangen wer­
den, wie es zu diesen Fehleinschät­
zungen kommen konnte und wel­
che Konsequenzen daraus zu zie­
hen sind. 

Auffallend ist, daß alle Voraus­
schätzungen aus der Mitte der 
siebziger Jahre im wesentlichen 
nur von den Schulabgängerzahlen 
und einem als konstant vorausge­
setzten Übergangsverhalten aus­
gingen. Die eintretende Arbeitslo­
sigkeit, vor allem die Wechselwir­
kungen zwischen Arbeitslosigkeit 
und Übergangsverhalten, blieben 
daher unberücksichtigt. Erst die 
brisante Mischung beider aber 
schuf das eigentliche Dilemma, bei 
dem eine durch demographische 
Entwicklungen bedingte Nachfra­
ge, und der daraus erwachsende 
Mangel an Ausbildungsplätzen, mit 
einer durch Arbeitslosigkeit indu­
zierten Nachfrage zusammenstieß, 
und dergestalt ein Mangel den an­
deren zu nähren begann. 

Beide Entwicklungen vollzogen 
sich vor dem Hintergrund einer po­
litischen "Großwetterlage", die das 
eigentliche Problem anfangs weni­
ger im Mangel an Ausbildungsplät­
zen, denn in der "Übervölkerung" 
weiterführender Bildungsgänge 
sah, vor allem der Hochschulen. 
Die Kürzung der Ausbildungsför­
derung (BAföG) - die nur teilweise 
und erst dann zurückgenommen 
wurde, als die Nachfrage nach 
Lehrstellen schon zu sinken be­
gann, die publizistische Hervorhe-
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bung der Akademikerarbeitslosig­
keit - die immer unter der allge­
meinen lag, und die Betonung un­
günstiger Chancen von Abiturien­
ten beim Übergang in die betrieb­
liche Berufsbildung - die sich vor 
allem auf Fehlinte rpretationen der 
Berufsberatungsstatistik stützte, all 
dies trug zu einem Klima bei, in 
dem die lehrstellenzehrenden Ab­
sicherungsstrategien der Jugendli­
chen gediehen und aus ihrer Sicht 
auch zu rechtfertigen waren, dien­
ten sie doch dem Ziel, sozialem Ab­
stieg und Arbeitslosigkeit zu ent­
gehen. Um nicht mißverstanden zu 

Zahlenbasis für Schaubild I 

1974 

gernilteile Jahrgangsstärken in Tsd.*) 902 
Änderungsraten (Basis 1974= I) 1,00 
Bestand 2. Ausbildungsjahr in Tsd. 462 
Änderungsraten (Basis 1974= I) 1,00 
Quote der Arbeitslosen, versetzt!**) 0,7 
Änderungsraten (Basis 1974= I) 1,0 
Ausbildungsbeteiligung pro Jahrgang 51,2 
Änderungsraten (Basis 1974= I) 1,00 

werden, stichhaltige Einwände ge­
gen den Arzt mit Krankenpfleger­
ausbildung oder die Ingenieurin 
mit einer Lehre als Maschinen­
schlosserin lassen sich kaum erhe­
ben. Doch belasteten solche und 
ähnliche Mehrfachqualifikationen 
das verfügbare Lehrstellenange­
bot in einem Ausmaße und zu einer 
Zeit, in der darauf wohl hätte ver­
zichtet werden können. 

Rückblickend ist festzustellen, daß 
Fehleinschätzungen verbreitet wa­
ren und sich nicht auf die Unter­
schätzung der Lehrstellennachfra-

1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 

928 956 982 1007 1022 1068 1087 
1,03 1,06 1,09 1,12 1,13 1,18 1,21 
451 460 485 554 595 624 615 

0,98 0,99 1,05 1,20 1,29 1,35 1,33 
0,9 1,0 2,4 4,4 4,0 3,9 3,7 
1,3 1,4 3,4 6,3 5,7 5,6 5,3 

48,6 48,1 49,3 55,0 58,2 58,4 56,6 
0,96 0,95 0,96 1,06 1,12 1,13 1,08 
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ge beschränkten, die ihrerseits aus 
der Unterschätzung der Folgewir­
kungen von Arbeitslosigkeit ent­
stand. Unterschätzt wurde auch 
der Wunsch nach weiterführenden 
schulischen wie beruflichen Ab­
schlüssen, was zu Mehrfachqualifi­
kationen führte und wesentlich zur 
Verengung des Ausbildungsste l­
lenmarktes beitrug. Und unter­
schätzt wurde in den vergangenen 
Jahren schließlich auch der Bedarf 
an einschlägig qualifizierten Fach­
kräften. Das trug zu der von der 
Wirtschaft derzeit beklagten Fach­
arbeiterlücke bei. 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

1071 1059 1039 1007 971 917 837 
1,19 1,1 7 1,15 1,12 1,08 1,02 0,93 
579 609 650 664 638 619 577 
1,25 1, 32 1,41 1,44 1,38 1,34 1,25 
3,1 3,4 5,2 7,3 8,5 8,5 8,4 
4,4 4,9 7,4 10,4 12,1 12,1 12,0 

54,1 57,5 62,5 65,9 65,7 67,6 69,0 
1,03 1,10 1,20 1,27 1,28 1,37 1,38 

*) Dte Jahrgangsstarken wurden nach dem oben genannten (vgl. Anmerkung 2) glettenden Verfahren errechnet. 
**) Die Arbeitslosigkeit ist maßgebend für die Berufsentscheidung; sie muß daher gegenüber dem zweiten Ausbildungsjahr um etwa drei Jahre verschoben 

werden. Beispielsweise wird dem Jahr 1974 die Quote des Jahres 1971 zugeordnet. 

Zahlenbasis für Schaubild 2 

1974 

Änderungsraten*) IH, 2. Jahr 1,00 
Änderungsraten*) HW, 2. Jahr 1,00 
Änderungsraten*) IH, Berufe 1,00 
Änderungsraten*) HW, Berufe 1,00 

*)Basis: 1974=1 

Zahlenbasis für Schaubild 3 

1974 

Änderungsraten*) Gruppe I 1,00 
Änderungsraten*) Gruppe 2 1,00 
Änderungsraten*) Gruppe 3 1,00 

*)Basis: 1974 = I 

Anmerkungen 

1) Vgl.: Bund-Länder-Kommission für Bildungspla­
nung und Forschungsförderung (BLK): Diagnose 
der Beschäftigungsrisiken von Jugendlichen; 
Bonn 1976. Kuratorium der Deutschen Wirtschaft 
für Berufsbildung (KWB): Zum Ausbildungs­
platzbedarf im kommenden Jahrzehnt; Bonn 1976. 
- Die Nachfragekalkulation des KWB berück­
sichtigt keine Sonderschüler. ZDH-Kontakte 
26 / 1978, Bonn 1978, S. 223. Informationsdienst 
des Instituts der Deutschen Wirtschaft (iwd), 
9/ 1979, Köln 1979. Eine Zusammenfassung der 
unterschiedlichen Prognosen sowie eine kriti­
sche Würdigung wird vorgenommen von : P.-W. 
Kloas, B. Seile, P. Wordelmann: Die Entwicklung 
der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen -
Grundlagen und Probleme von Prognoserech-
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1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 

0,93 0,93 0,95 1,07 1,16 1,22 1,22 
1,01 1,04 1,16 1,39 1,48 1,56 1,48 
1,29 1,56 1,95 2,29 2,73 2,90 2,79 
1,15 1,24 1,48 1,63 1,79 1,89 1,83 

1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 

1,76 2,39 3,08 3,77 4,05 4,11 4,03 
1,20 1,51 1,97 2,35 2,67 2,86 2,73 
1,00 0,96 0,99 1,06 1,14 1,18 1,15 

nungen. In: Berufsbildung in Wissenschaft und 
Praxis, 8. Jg. (1979), Heft 3, S. I. - Die Autoren leg­
ten auch eine eigene Kalkulation vor: Berufsbil­
dung für alle - eine Modellrechnung der Nach­
frage nach Ausbildungsplätzen bis 1995. In: Ge­
werkschaftliche Bildungspolitik, 1979, Heft 12, 
s. 322. 

Der Stifterverband für die deutsche Wissen­
schaft hat sich in einem vorbereitenden Arbeits­
kreis ebenfalls mit dem Problem der geburten­
starken Jahrgänge befaßt. Villa-Hügel-Ge­
spräch am 25. 5. 1976: Die geburtenstarken Jahr­
gänge und die Aufnahmefähigkeit des Bildungs­
systems. Von G. Kühlewind, D. Mertens, M. Tes­
saring wurde in diesem Zusammenhang eine 
Modellrechnung vorgelegt: Zur drohenden Aus­
bildungskrise im nächsten Jahrzehnt. 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

1,14 1,20 1,29 1,36 1,34 1,33 1,25 
1,35 1,44 1,53 1,51 1,38 1,31 1,22 
2,77 2,88 3,16 3,21 3,22 3,03 2,68 
1,84 1,91 1,96 1,94 1,86 1,69 1,53 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

4,05 4,36 4,78 4,92 4,69 4,28 3,38 
2,79 3,04 3,34 3,44 3,31 3,01 2,71 
1,16 1,17 1,21 1,24 1,23 1,17 1,08 

2) Vgl.: Brosi, W. H.: Aktuelle .,Schleifen" und Um­
wege in der beruflichen Bildung. In: Berufliche 
Verbleibforschung in der Diskussion (Hrsg.: M. 
Kaiser, R. Nuthmann, H. Stegmann): Beiträge zur 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (BeitrAB 
90.1), Nürnberg 1985. 

Im vorliegenden Aufsatz wird für die Berech­
nung des maßgebenden Jahrgangs (Bezugs­
basis) das Durchschnittsalter der Teilzeitberufs­
schüler (vgl. Berufsbildungsbericht 1989, S. 45. 
Hrsg. : Der Bundesminister für Bildung und Wis­
senschaft) herangezogen. Es wird dabei ein 
gleitendes Verfahren gewählt Betrug beispiels­
weise das Durchschnittsalter 18,3 Jahre (1986), so 
wurden 20 % vom Altersjahrgang (Mikrozensus) 
der 17-18jährigen (1986) und 80 % vom Alters­
jahrgang der l8-l9jährigen addiert. - Dies 
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Verfahren berücksichtigt das im Untersuchungs­
zeitraum um ca. ein Jahr anwachsende Durch­
schnittsalter der Auszubildenden. Die Quote 
der Arbeitslosen wurde entnommen: K. Er­
mann: Arbeitsmarktstatistische Zahlen in Zeitrei­
henform. Jahreszahlen für die Bundesrepublik 
Deutschland - Ausgabe 1988 (Beiträge zur 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 3.1), Institut 
für Arbeitsmarkt und Berufsforschung, Nürn­
berg 1988, S. 148. Die Ausbildungsbeteiligung 
wurde errechnet als Anteil der im zweiten Aus­
bildungsjahr stehenden Jugendlichen an der 
Jahrgangsstärke, die nach dem oben genannten 
gleitenden Verfahren ermittelt wurden. Die Aus­
bildungsverhältnisse des zweiten Ausbildungs­
jahres wurden gewählt, weil sie im Gegensatz zu 
den neuen Ausbildungsverträgen für den ge­
samten Untersuchungszeitraum vorliegen. Sie 
dürften wegen der Überzeichnung neuer Aus­
bildungsverträge auch valider sein. - Die An­
nahme, die wechselnde Ausbildungsbeteiligung 
sei ausschließlich Folge der Verlängerung der 
Pflichtschulzeit in NRW auf zehn Jahre, läßt sich 
widerlegen: Die Nachfrage sank im fraglichen 
Zeitraum (1981-1982) auch in den restlichen 
Bundesländern. (Zahlenbasis für Schaubild l, 
s. Seite 7.) 

3) Berechnung: Zuwachs des Bestands (2. Ausbil­
dungsjahr) 1985 gegenüber dem von 1974= 
44 %; Zuwachs der Jahrgangsstärke 1985 gegen­
über der von 1974 = 15 %; ca. ein Drittel des ge­
samten Zuwachses wird somit durch die Jahr­
gangsstärken erklärt. Die Zahlen entstammen 
der Zahlenbasis für Schaubild l, s. Seite 7. 

') Berechnung: Durchschnittliche Änderungsrate 
aller Jahrgangsstärken (1974-1988): 16,38: 15= 
1,09; Durchschnittliche Änderungsrate aller Be­
stände im 2. Ausbildungsjahr (1974-1988): 
18,57: 15 = 1,24. Die Jahrgangskomponente (Zu­
wachs 9 %) erklärt somit erheblich weniger als 
die Hälfte des Bestandszuwachses (Zuwachs 
24%). 

5) Vgl.: Althoff, H.: Strukturwandel im Bildungsver­
halten der Jugendlichen am Beispiel der be­
trieblichen Berufsausbildung. In: Zeitschrift für 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 1983, Heft 8, 
s. 563. 

6) Ermann, K.: Arbeitsmarktstatistische Zahlen in 
Zeitreihenform a. a. 0 (Anmerkung 2). 

7) Berechnung: Durchschnittliche Änderungsrate 
aller Bestände im Bereich Industrie und Handel 
(2. Ausbildungsjahr; 1974-88): 17,40: 15= l,l6 
(Zuwachs 16 %). Durchschnittliche Änderungsra­
te aller Bestände im Bereich des Handwerks 
(2. Ausbildungsjahr; 1974-88): 19,86: 15 = 1,32 
(Zuwachs 32 %). - Die Zahlen entstammen der 
Zahlenbais für Schaubild 2, s. Seite 7. 

8) Berechnung: Durchschnittliche Änderungsrate 
der Bestände von Ausbildungsberufen im Be­
reich Industrie und Handel (1974-88): 37,47. 15= 
2,50 (Zuwachs 150 %). Durchschnittliche Ände­
rungsraten der Bestände von Ausbildungsberu­
fen im Bereich des Handwerks (1974-88): 
24,74: 15= 1,65 (Zuwachs 65%). Die Zahlen ent­
stammen der Zahlenbasis für Schaubild 2, 
s. Seite 7. Es wurden zum Teil aggregierte Be­
rufe verwandt und sehr kleine ausgeschlossen 
[vgl. Anmerkungll)]. 

9) Etwa die Hälfte der im Handwerk Ausgebilde­
ten wandert aus diesem Bereich ab, und zwar 
überwiegend in die Industrie. Vgl. Berufsbil­
dungsbericht 1987, S. 82; Hrsg.: Der Bundesmini­
ster für Bildung und Wissenschaft. -Dieses Er­
gebnis stimmt auch mit älteren des l AB sowie 
Berechnungenaufgrund des Mikrozensus über­
ein; es scheint sich daher um einen weitgehend 
stabilen Sachverhalt zu handeln. 

10)Ursache dieses Zusammenhanges ist vermutlich 
eine zumeist geringere Markttransparenz bei 
besetzungsschwachen Berufen; potentielle Be­
werber haben kaum konkrete Vorstellungen 
vom jeweiligen Beruf; sie werden daher seltener 
gewählt. Hinzu kommt ein "regionaler" Faktor: 
Bei unterstellter räumlich gleichmäßiger Vertei­
lung von Anbietern und Nachfragern ist die Di­
stanz zwischen Wohnort des Jugendlichen, der 
einen bestimmten Ausbildungsberuf zu erler­
nen wünscht, und dem Ort des Betriebes, der 
eine solche Lehrstelle anbietet, bei besetzungs­
schwachen Berufen notwendigerweise größer, 
als bei besetzungsstarken. Der längere Weg 
zum Ausbildungsbetrieb könne daher ein 
Grund für die geringere Bereitschaft sein, sol­
che Berufe zu ergreifen. Vgl.: Althoff, H.: Beson­
derheiten der Struktur von Ausbildungsberufen. 
In: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 
16. Jg (1987), Heft 3, S. 83. 

11 ) Die Clusteranalyse wurde auf der Basis von z. T. 
aggregierten Berufen durchgeführt, weil sich 

Interpersonale Beziehungen im berufspraktischen 
Unterricht bei Lehrlingen in der DDR 
Günter W eghenkel 

Es kann davon ausgegangen werden, daß die interpersonalen Beziehungen maßgeblich 
die Ausbildungsergebnisse beeinflussen und sich vor allem auf den Prozeß der schrittwei­
sen Identifizierung mit Beruf und Betrieb sowie auf die Festigung damit verbundener Per­
sönlichkeitseigenschaften und Verhaltensweisen bei den Lehrlingen auswirken. Im Rah­
men einer vom Zentralinstitut für Berufsbildung der DDR durchgeführten Untersuchung zur 
Nutzung von Erziehungspotenzen im berufspraktischen Unterricht wurde der Frage nach 
dem Niveau der interpersonalen Beziehungen als einer wesentlichen Determinante für die 
Entwicklung aktiven Lern- und Arbeitsverhaltens der jugendlichen nachgegangen. Die Er­
gebnisse dieser Untersuchung weisen aus, daß teilweise noch größere Reserven bei einer 
zielgerichteten, planmäßigen berufspädagogischen Führung und Gestaltung interpersona­
ler Beziehungen durch die Lehrkräfte 1) bestehen. Noch zu oft wird die Bedeutung dieser 
Beziehungen für den Bildungs- und Erziehungserfolg unterschätzt. 
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sonst die erforderlichen Zeitreihen nicht immer 
hätten herstellen lassen. Da sich beispielsweise 
die neugeordneten Metallberufe nicht eindeutig 
den alten zuordnen lassen, wurden sie alle zu 
einem "Beruf" zusammengefaßt, dadurch tritt 
ein Informationsverlust ein. Unberücksichtigt 
blieben auch solche Berufe, die im Durchschnitt 
weniger als 33 Auszubildende pro Jahr aufwie­
sen. Diese Einschränkungen sowie das ver ­
wandte Clusterverfahren (Relocate, Programm­
paket: Clustan von David Wishart) lassen keine 
exakten Ergebnisse zu, es sind eher Tendenz­
aussagen, die sich für heuristische Zwecke je­
doch gut eignen (Zahlenbasis für Schaubild 3, 
s. Seite 7.) 

12) Übersicht*) 

erste zweite dritte 
Gruppe Gruppe Gruppe 

Bestand Ausbildungs-
berufe in Tsd. 1,0 3,3 8,7 
Veränderung des 
Bestands in % 11,2 8,1 0,6 
Anteil weibliche 
Auszubildende in % 19,4 27,3 37,7 
Veränderung des 
Anteils in% 12,4 11,5 13,5 
Anteil gelöster 
Lehrverträge in % 21,5 22,4 15,8 
Veränderung des 
Anteils in% 4,6 6,1 5,2 
Anteil mittlere Reife 
und höher in % 30,6 31,1 46,1 
Veränderung des 
Anteils in% 6,4 7,9 5,7 

Anteil gewerbliche 
Berufe in% 87,9 82,5 60,3 
Anteil Dienstleistungs-
berufe in% 12,1 17,5 39,7 
Anteil Berufe Industrie/ 
Handel in% 69,7 43,8 49,1 
Anteil Berufe des 
Handwerks in % 21,2 43,7 37,8 
Anteil Berufe anderer 
Bereiche in % 9,1 12,5 13,1 

*) Be1 den Antellswerten handelt es s1ch Jewells 
um Mittelwerte aus 14 Jahreswerten (Zeitraum 
1974-88); die Veränderungsraten sind gleich­
falls Mittelwerte und daher Veränderungen pro 
Jahr. 

Günter Weghenkel, Dr. phil. 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Zentralinstitut 
für Berufsbildung der DDR. 
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Zur Anlage 
der Untersuchung 

Die Analyse der interpersonalen 
Beziehungen der Lehrlinge im be­
rufspraktischen Unterricht reiht 
sich im Gesamtkontext einer kom­
plex angelegten Längsschnittunter­
suchung neben weitere inhaltliche 
Problemstellungen ein. 2) Solche 
weiteren inhaltlichen Aspekte wa­
ren beispielsweise Erziehungspo­
tenzen des Tätigkeitsverlaufs beim 
Lernen und Arbeiten , Selbstrefle­
xionen der Lehrlinge zu ihrem so­
zialen Status (Sozialisationsprozes­
se) sowie Lern- und Arbeitssituatio­
nen mit besonderem Anforderungs­
charakter (Bewährungssituatio­
nen). Das Gesamtziel bestand dar­
in, Erkenntnisse über die Heraus­
bildung aktiven Handelns der 
Lehrlinge im berufspraktischen 
Unterricht aus der Sicht der Poten­
zen und Anforderungen ihres Fach­
arbeiterberufes zu gewinnen. Die 
Eingrenzung der Untersuchungen 
auf den berufspraktischen Unter­
richt erfolgte deshalb, weil vor 
allem hier die Lehrlinge zur Mei­
sterung der Anforderungen ihres 
Berufes befähigt werden. Über­
dies sind nahezu drei Viertel der 
Ausbildungszeit dem berufsprakti­
schen Unterricht vorbehalten. Inso­
fern wurde davon ausgegangen, 
daß die weitere Vervollkommnung 
der Erziehung in der Berufsausbil­
dung maßgeblich von der Erhö­
hung der Qualität und Effektivität 
des berufspraktischen Unterrichts 
beeinflußt wird. Zur Realisierung 
der Zielstellung wurden in die U n­
tersuchungen aus 25 Einrichtungen 
der Berufsbildung 726 Lehrlinge 
vorwiegend aus neun Facharbei­
terberufen in drei Etappen einbe­
zogen, und zwar zum Beginn ihrer 
Berufsausbildung, am Anfang des 
2. Lehrjahres und am Ende ihrer 
Berufsausbildung. Die Grundlage 
für die empirischen Ergebnisse 
bildeten ein Aufsatz;, in dem die 
Lehrlinge sich zur vorgegebenen 
Thematik frei äußern konnten, und 
ein Fragebogen mit vorwiegend 
geschlossenen Fragen. 

Das methodische Anliegen, mög­
lichst genaue Angaben zum Stand 
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der Persönlichkeitsentwicklung 
der Lehrlinge zu erhalten, erfor­
derte ein komplexes Herangehen. 
Dieses Erfordernis konnte durch 
die Kombination von schriftlicher 
Befragung, Explorationen und Hos­
pitationen realisiert werden. Es 
wurden exploriert: 25 Direktoren, 
25 Abteilungsleiter für berufsprak­
tischen Unterricht, 25 Jugendsekre­
täre, 108 Lehrkräfte des berufs­
praktischen Unterrichts und 53 
Lehrfacharbeiter aus den in die 
Untersuchungen einbezogenen 
Einrichtungen der Berufsbildung. 
Bei 46 besonders erfolgreichen 
Lehrkräften des berufspraktischen 
Unterrichts wurde ein- oder mehr­
mals hospitiert. 

In Form von Gruppengesprächen 
Geweils 5 bis 8 Lehrlinge) konnten 
die Aussagen von insgesamt 168 
Lehrlingen (24 Gruppen) mit den 
von ihnen bereits in schriftlicher 
Form vorliegenden Äußerungen 
kombiniert werden. 

Für die folgenden Darlegungen 
wurde vor allem auf die Aussagen 
der Lehrlinge im zweiten Lehrjahr 
zurückgegriffen (N = 719). Das be­
gründet sich aus folgendem. Wäh­
rend die Lehrlinge im ersten Lehr­
jahr aufgefordert waren, sich zu ih­
ren Anforderungen (Wünsche, Vor­
stellungen) an die interpersonalen 
Beziehungen zu äußern, schätzten 
sie im zweiten Lehrjahr diese Be­
ziehungen auf der Grundlage ihrer 
Erfahrungen ein. Sie haben bis zu 
diesem Zeitpunkt das soziale Klima 
in ihrer unmittelbaren Lern- und 
Arbeitsumwelt in verschiedenen 
Situationen erlßbt, eventuell vor­
handene diesbezügliche Illusionen 
abgebaut und ihre eigenen Ein­
flußmöglichkeiten erfahren. 

Kollektivatmosphäre 3) und 
Engagement beim 
Lernen und Arbeiten 

In ihren Darlegungen schätzte die 
überwiegende Mehrheit der Lehr­
linge ein, daß sie an Beziehungen 
kollektiver Zusammenarbeit, kriti­
scher Auseinandersetzung, Ehr­
lichkeit, Offenheit, gegenseitiger 
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Rücksichtnahme und Erfahrungs­
austausch in großem Maße interes­
siert ist; und zwar sowohl bezüglich 
der Atmosphäre im Lehrlings­
kollektiv4) und des Verhältnisses 
zu ihren Lehrkräften als auch hin­
sichtlich ihrer Einbeziehung in die 
Arbeitskollektive. 5) 

Nach Meinung der befragten Lehr­
linge ist bei fast allen (90 %) die Be­
reitschaft zur kameradschaftlichen 
Zusammenarbeit in "großem" und 
"sehr großem" Maße vorhanden. 
Es zeigte sich: für den Erziehungs­
erfolg im berufspraktischen Unter­
richt ist wesentlich, eine schöpfe­
rische und leistungsstimulierende 
Kollektivatmosphäre zu entwickeln. 
Die Atmosphäre, das Klima in den 
Lehrlingskollektiven wirkt unmittel­
bar auf das Leistungsniveau des 
gesamten Kollektivs wie auch jedes 
einzelnen Lehrlings. Psychisches 
Wohlbefinden, Leistungsbereit­
schaft und -fähigkeit, Aktivität, Elan 
und Engagement für die Erfüllung 
der eigenen Arbeitsaufgaben wie 
auch für die Zielvorstellungen des 
Kollektivs werden von der Kollek­
tivatmosphäre beeinflußt. 

Das ist ein Grund, weshalb die 
Lehrlinge hohe Erwartungen an 
die Kollektivbeziehungen in ihren 
Lehrlings- und Arbeitskollektiven 
stellen. Die diesbezüglichen Erfah­
rungen der Lehrlinge sind sehr un­
terschiedlicher Art. Es zeichnet 
sich jedoch folgender Zusammen­
hang ab: dort, wo es durch die In­
itiative der Leiter oder der Lehr­
kräfte gelingt, im Lehrlings- oder 
Arbeitskollektiv eine Atmosphäre 
zu entwickeln, in der Leistungen 
gefragt sind und anerkannt wer­
den, in der die kollektive Zusam­
menarbeit organisiert wird und ge­
meinsam leistungshemmende Be­
dingungen beseitigt werden, und 
in der die Meinung und die Initiati­
ve jeden Kollektivmitgliedes her­
ausgefordert und beachtet wer­
den, dort wird von den Lehrlingen 
Initiative und Engagement für die 
bestmögliche Bewältigung ihrer 
Lern- und Arbeitsanforderungen 
entwickelt. 

So wie die Lehrlinge in den Ar­
beitskollektiven aufgenommen wer-
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den, wie sie hier unterstützt, geach­
tet und einbezogen werden, so ent­
wickelt sich ihr Leistungsverhalten, 
ihre Freude an der Arbeit, ihre 
Verbundenheit zum Kollektiv, ihr 
Verantwortungsbewußtsein für die 
eigenen und die kollektiven Ar­
beitsleistungen. 

In diesem Zusammenhang wurden 
die Lehrlinge danach befragt, wie 
bedeutsam für sie die Ratschläge 
oder Kritiken der Mitlehrlinge 
sind. Daraufhin äußerten 78 % der 
Lehrlinge, daß ihnen die Ideen, 
Vorschläge und Kritiken ihrer Mit­
lehrlinge "wichtig" und "sehr wich­
tig" seien, wenn sie die unmittelba­
re Arbeitstätigkeit betreffen (siehe 
Übersicht 1). 67% meinen das be­
züglich ihres eigenen Verhaltens 
im Kollektiv. Weniger, nämlich 41 % 
der Befragten, halten die Ideen, 
Vorschläge, Kritiken für "wichtig" 
und "sehr wichtig", wenn diese die 
kulturellen und sportlichen Interes­
sen des einzelnen betreffen oder 
den eigenen politischen Stand­
punkt (37%). 

Die Beziehungsstruktur 
der Lehrlinge 

Um die Widerspiegelung der so­
zialen Beziehungsstrukur der Lehr­
linge zu bestimmen, wurden sie da­
nach befragt, an wen sie sich vor­
rangig wenden, wenn sie Proble­
me, Vorschläge oder Sorgen ha­
ben. Es ergab sich folgendes Re­
sultat (N = 719, Lehrlinge des zwei­
ten Lehrjahres): 
a) wenn sie mit den Arbeitsanfor­

derungen des berufsprakti­
schen Unterrichts nicht zurecht­
kommen, wenden sich die Lehr­
linge vorrangig 
- an eine Lehrkraft (36 %) 
- an Lehrlinge des Kollektivs 

(18 %) 
- an einen Kollegen oder eine 

Kollegin im Betrieb (10 %) 
- an die Eltern (9 %) 

b) wenn sie Vorschläge zur Verbes­
serung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen, der Arbeitsorga­
nisation oder der Produktions­
technologie haben 

Übersicht 1: Aufgeschlossenheit der Lehrlinge gegenüber Ideen, Vor­
schlägen und Kritiken des Kollektivs 

Wie wichtig sind Ihnen Ideen, Vorschläge, Kritiken 
von Lehrlingen Ihres Kollektivs? 

sehr teil- kaum -
wichtig weise un-

wichtig wichtig wichtig X 
wichtig 

G G G G G 

m m m m m 
w w w w w 

a) wenn sie die eigene unmittel- 37 41 15 4 4 4,03 
bare Arbeitstätigkeit betreffen 33 40 17 5 5 3,91 

43 44 19 3 I 4,25 

b) wenn sie das eigene Verhalten 25 42 22 7 3 3,79 
im Kollektiv betreffen 20 41 26 8 5 3,64 

35 44 16 4 I 4,10 

c) wenn sie den eigenen poli- 11 26 26 16 20 2,93 
tischen Standpunkt betreffen II 23 24 18 24 2,79 

14 32 30 12 13 3,22 

d) wenn sie die eigenen kulturellen 13 28 26 15 17 3,06 
und sportlichen Interessen 13 25 25 17 20 2,93 
betreffen 14 35 26 13 12 3,27 

- an eine bestimmte Lehrkraft 
(36 %) 

- an den Klassenleiter, Direktor 
oder Abteilungsleiter (19 %) 

- an Lehrlinge des Kollektivs 
(10 %) 

- an einen Kollegen oder eine 
Kollegin im Betrieb (9 %) 

c) wenn sie sich durch eine Lehr­
kraft des berufspraktischen Un­
terrichts ungerecht behandelt 
fühlen 
- an den Klassenleiter, Direktor 

oder Abteilungsleiter (24 %) 
- an Lehrlinge des Kollektivs 

(22 %) 
- an die Eltern (13 %) 
- an eine bestimmte Lehrkraft 

(11 %) 
d) wenn die Kollektivatmosphäre 

im Lehrlingskollektiv nicht gut ist 
- an Lehrlinge des Kollektivs 

(26%) 
- an niemanden ("das behalte 

ich für mich") - (16 %) 
- öffentlich an das gesamte 

Lehrlingskollektiv (15 %) 
- an einen Freund oder eine 

Freundin außerhalb des Kol­
lektivs (11 %) 

e) wenn sie persönliche Sorgen ha­
ben 
- an einen Freund oder eine 

Freundin außerhalb des Kol­
lektivs (42%) 

- an die Eltern (26 %) 
- an niemanden ("das behalte 

ich für mich") - (15 %) 
f) wenn sie Fragen zur aktuell-poli­

tischen Situation haben 
- an die Eltern (18 %) 
- an den Sekretär der Jugend-

organisation (16 %) 
- an niemanden ("das behalte 

ich für mich") - (15 %) 
- an eine bestimmte Lehrkraft 

(11 %) 
- an den Klassenleiter, Direktor 

oder Abteilungsleiter (11 %) 

Einen Gesamtüberblick diesbe­
züglich gibt Übersicht 2. 

Die Ergebnisse der Untersuchun­
gen verdeutlichen, daß die domi­
nierende Rolle für die Lehrlinge die 
Beziehung zur Lehrkraft des berufs­
praktischen Unterrichts spielen, 

N 719, Lehrlinge des zweiten Lehrjahres; Angaben in Prozent(± l% durch Rundung auf ganze Zahlen) wenn es um Fragen der Ausbil-
G Gesamt m w weiblich dung und der Effektivität der Ar-
x Mittelwert der Skalenwerte von 5 sehr wichtig bis l unwichtig beit geht. 
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In der Bundesrepublik Deutsch­
land durchgeführte Untersuchun­
gen von Schweikert ergaben be­
züglich der Zufriedenheit Jugend­
licher mit ihrer Ausbildung, daß 
46 % der Auszubildenden bei Be­
schwerden den direkten Weg 
beim zuständigen Meister oder 
Ausbilder bevorzugen. 6) 

Die Grundlage für die Bereitschaft 
der Lehrlinge, gemeinsam mit ih­
ren Lehrkräften ihre Probleme zu 
klären wie auch für das Leistungs­
streben der Lehrlinge, bildet eine 
günstige (positive) Beziehung der 
Lehrlinge zu ihren Lehrkräften des 
berufspraktischen Unterrichts. 

Lehrlinge und Lehrkräfte im 
berufspraktischen Unterricht 

Optimale Lehrkraft - Lehrling -
Beziehungen im berufspraktischen 
Unterricht sind für die Lehrlinge 
eine wesentliche Grundlage für 

. die Gewinnung berufsbezogener 
Arbeitserfahrungen. Es sind Erfah­
rungen, deren Brauchbarkeit so­
fort erlebt wird und die von den 
·Lehrlingen als sehr bedeutsam für 
ihr späteres Leben eingeordnet 
werden. 

Aus psychologischer Sicht wird 
hervorgehoben, daß in der berufs­
praktischen Ausbildung die sozia­
len Beziehungen "aus dem traditio­
nellen Lehrer-Schüler-Verhältnis 
heraustreten und in der Tendenz 
die Formen und das Niveau der Be­
ziehungen von 'Arbeitspartnern' 
annehmen. Demzufolge werden 
die sozialen Beziehungen zu den 
Ausbildern in der Regel schon 
nach kurzer Frist als enger emp­
funden als zu den Lehrern des be­
rufstheoretischen Unterrichts.'' 1) 

Über diese sozialen Beziehungen 
im berufspraktischen Unterricht 
wird bewußt oder unbewußt die 
Leistungs- und Verhaltensdisposi­
tion der Lehrlinge- möglicherwei­
se recht nachhaltig - beeinflußt. 
Wie eingangs bereits erwähnt, steht 
dem folgendes Untersuchungs­
ergebnis gegenüber: Noch zu oft 
wird der Herausbildungsprozeß in-
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terpersonaler Beziehungen durch 
die Lehrkräfte spontan oder unbe­
wußt, unkontinuierlich und unplau­
mäßig und kaum zielgerichtet ge­
führt - in seiner Bedeutung für 
den Ausbildungsprozeß unter­
schätzt. Das äußert sich darin, daß 
ein Teil der Berufspädagogen bei 
der Vorbereitung, Durchführung 
und Auswertung der Bildungs- und 
Erziehungsaufgaben kaum über 
das Niveau der interpersonalen 
Beziehungsstruktur reflektiert be­
ziehungsweise Erfolge oder Mißer­
folge in der Bildungs- und Erzie­
hungsarbeit nicht durch diesen Fil­
ter betrachtet. Damit wird zweifel­
los nicht nur eine Potenz wirksamer 
Erziehung verschenkt, sondern 
der Prozeß der Persönlichkeitsent­
wicklung der Lehrlinge unzurei­
chend unterstützt. 

Von 719 befragten Lehrlingen des 
2. Lehrjahres schätzen zwei Drittel 
ein, daß sie ein "gutes" und "sehr 
gutes" Verhältnis zu ihren Lehr­
kräften des berufspraktischen Un­
terrichts haben. Ein Viertel ist zu­
frieden und nur ein Zehntel der 
einbezogenen Probanden bewer­
tet das Verhältnis als "mangelhaft" 
oder "schlecht". In den schon 
erwähnten Untersuchungen von 
Schweikert wurden für die Bundes­
republik Deutschland ähnliche Er­
gebnisse ermittelt. 8) 

Die männlichen Lehrlinge bewer­
ten das Verhältnis durchschnittlich 
besser als die weiblichen. Lei­
stungsstarkeLehrlinge sind in grö­
ßerer Anzahl als leistungsschwa­
che und Lehrlinge mit mittleren 
Leistungen der Meinung, daß die 
Beziehungen zwischen der Lehr­
lingsgruppe und der Lehrkraft für 
den berufspraktischen Unterricht 
gut seien. 

Die Lern- und Arbeitserfolge der 
Lehrlinge . stehen in enger Wech­
selwirkung zum Verhältnis zwi­
schen den Lehrlingen und Lehr­
kräften. Während einerseits günsti­
ge soziale Beziehungen das Er­
folgsstreben fördern , wirken sich 
andererseits Erfolge und ihre Sti­
mulierung auf ein gutes Verhältnis 
zwischen Lehrling und Lehrkraft 
aus. Das erklärt, warum mehr lei-

stungsstärkere Lehrlinge das Ver­
hältnis zwischen ihrer Lehrlings­
gruppe und der betreffenden 
Lehrkraft für den berufsprakti­
schen Unterricht als "gut" und 
"sehr gut" einschätzen als Lehrlin­
ge mit mittleren und schwachen 
Leistungen. Somit erhalten Fragen 
der Gestaltung des Lern- und Ar­
beitsprozesses, der aktiven Einbe­
ziehung der Lehrlinge in Belange 
ihrer Berufsausbildung, der Kom­
munikation und der Gestaltung ei­
ner leistungsstimulierenden Kol­
lektivatmosphäre im Zusammen­
hang mit Umgangsformen, die un­
ter anderem durch Achtung, Aner­
kennung, Ehrlichkeit, Hilfsbereit­
schaft, Offenheit und Korrektheit 
gekennzeichnet sind, für eine hohe 
Leistungsbereitschaft der Lehrlin­
ge, dominierende Bedeutung. Das 
ist auch deshalb von Belang, da 
nach eigenen Einschätzungen le­
diglich ein Drittel der befragten 
Lehrlinge der Meinung sind, daß 
sie im berufspraktischen Unter­
richt ihr Leistungsvermögen immer 
weitestgehend ausschöpfen und 
stets bestrebt sind, bestmögliche 
Leistungen zu erreichen. Die 
Mehrheit der Probanden (zwei 
Drittel) bringt zum Ausdruck, daß 
sie teilweise - nämlich in Abhän­
gigkeit beispielsweise von der kon­
kreten Arbeitsaufgabe, dem Ver­
hältnis zur Lehrkraft, der kollekti­
ven Situation - ihr Bestmögliches 
im berufspraktischen Unterricht 
leistet. 

Anhand weiterer Untersuchungs­
ergebnisse zeigt sich deutlich fol­
gender Zusammenhang: Lehrlinge, 
die das Verhältnis zur Lehrkraft für 
den berufspraktischen Unterricht 
positiv einschätzen, bewerten sich 
selbst aktiver bezüglich der Über­
nahme von Mitverantwortung und 
der Einflußnahme auf Veränderun­
gen bzw. Verbesserungen im Lern­
und Arbeitsprozeß. Das ist auf die 
enge Verbindung zwischen einem 
günstigen Verhältnis zur Lehrkraft 
und dem Selbstwertgefühl des 
Lehrlings gegenüber seinen Fähig­
keiten in der Arbeit zurückzufüh­
ren. Eine höhere Selbsteinschät­
zung der eigenen Fähigkeiten ist 
wiederum mit stärkerem berufli­
chen Engagement (sich mitverant-

BWP 5/90 



wortlieh fühlen, offen und konstruk­
tiv seine Meinung sagen) und hö­
herer Arbeitszufriedenheit verbun­
den.9) 

Diese Wechselwirkung zwischen 
Bewertung der Lehrkraft, Selbst­
einschätzung der eigenen Fähig­
keiten und Arbeitszufriedenheit er­
gibt sich daraus, daß bei günstigen 
sozialpersonalen Beziehungen zur 
Lehrkraft für den berufsprakti­
schen Unterricht das Gefühl der 
Achtung ihrer Persönlichkeit und 
der Anerkennung ihrer Leistun­
gen, der Akzeptanz ihrer Proble­
me und Schwierigkeiten, der Be­
rechtigung, Fragen zu stellen und 
Meinungen zu äußern, bei den 
Lehrlingen durch konkretes Erle­
ben bestärkt wird. 

Drei Viertel der befragten Lehrlin­
ge sind der Meinung, daß ein ge­
störtes Verhältnis zur Lehrkraft des 
berufspraktischen Unterrichts für 
sie in starkem und sehr starkem 
Maße eine belastende Situation 
beim Lernen und Arbeiten darstel­
le oder darstellen würde. 

Die Ergebnisse von den im Rahmen 
dieser Untersuchungen durch­
geführten Hospitationen bekräfti­
gen, daß ein durch Vertrauen und 
kameradschaftliches Miteinander, 
aber auch durch hohe Forderun­
gen an die fachlichen Leistungen 
und die Verhaltensweisen im Ar­
beitsprozeß, kontinuie.rliche Kon­
trolle und konsequente Bewertung 
gekennzeichnetes Verhältnis zwi­
schen Lehrlingen und Lehrkräften 
für den berufspraktischen Unter­
richt sich auf das Leistungsverhal­
ten der Lehrlinge positiv auswirkt. 
Ein solches Verhältnis stimulie rt 
die Entwicklung einer Atmosphäre, 
in der Ideen gefragt sind, Initia­
tiven herausgefordert und die 
Lehrlinge ermutigt werden, Neues 
anzupacken und bis zum Ergebnis 
zu führen, in der schöpferische Ar­
beit zur Norm wird und Anerken­
nung findet. Für die Lehrlinge 
kommt es darauf an, daß fachliche 
Meisterschaft der Lehrkraft mit 
pädagogischem Können (den Un­
terricht interessant durchführen, 
die Arbeitsaufgaben gut erklären), 
Durchsetzungsvermögen, Strenge, 
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offener Kritik und Gerechtigkeit 
gepaart sind. Besonders hervorge­
hoben werden in diesem Zusam­
menhang sachliches und richtiges 
Reagieren bei Fehlern, die Einheit 
von Wort und Tat, Vertrauen und 
die Einbeziehung der Lehrlinge in 
die Planung, Verteilung und Be­
wertung der Arbeitsleistungen 
(siehe Übersicht 3). 

Um das soziale Verhältnis weiter zu 
verbessern, ist aus der Sicht der 
Lehrlinge vor allem notwendig, 
daß ihre Lehrkräfte stets ein "offe­
nes Ohr" für die Jugendlichen ha­
ben, mit ihnen über ihre Probleme 
sprechen und sich für deren Lö­
sung einsetzen. 

Lehrkräften beitragen, wenn es ih­
nen gelingt, in ihrer Lehrlingsgrup­
pe Offenheit und Ehrlichkeit 
durchzusetzen, in größerem Maße 
Eigeninitiative zu entwickeln, sich 
aktiv mit hemmenden Einstellun­
gen zur Arbeit und zum Lernen so­
wie mit Disziplinverstößen in ihrer 
Lehrlingsgruppe auseinanderzu­
setzen und die gegenseitige Ver­
antwortung füreinander zielstrebig 
zu entwickeln. 

Lehrlinge und 
Lehrfacharbeiter 

Die Lehrlinge selbst können nach 
ihrer Meinung zu einem guten Ver­
hältnis zwischen ihnen und ihren 

Große Bedeutung - so betonen es 
auch die Lehrlinge - für Berufs­
verbundenheit, Aktivität und Lei­
stungsentwicklung der künftigen 
Facharbeiter besitzen die sozialen 

Übersicht 3: Erwartungen der Lehrlinge an Lehrkräfte des 
berufspraktischen Unterrichts 

Komplex Sachverhalte Prozent X 

Eine Lehrkraft des berufspraktischen Unterrichts sollte in großem und sehr großem Maße 

I - den Unterricht interessant durchführen 90 4,38 
- gute fachliche Kenntnisse besitzen 89 4,41 
- die Arbeitsaufgaben gut erklären 88 4,33 

2 - den Lehrlingen verantwortungsvolle Aufgaben über-
tragen 70 3,86 

- d ie Lehrlinge selbständig arbeiten lassen 69 3,94 

3 - die Lehrlinge bei der Erfüllung ihrer Arbeitsaufgaben 
unterstützen 85 4,20 

- bei Eintritt eines Fehlers durch d ie Lehrlinge sachlich 
und ruhig bleiben 85 4,29 

4 - die Arbeitsergebnisse streng, aber gerecht bewerten 71 3, 90 
- die Arbeitsergebnisse kontinuierlich kontrollieren 69 3,84 
- die Bewertung der Arbeitsleistungen vor den Lehr-

lingen begründen 82 4,25 

5 -die Lehrlinge in die Planung, Verteilung und Bewer-
tung der Arbeitsleistungen einbeziehen 70 3,95 

6 - streng und konsequent gegen Lehrlinge , die d ie 
Arbeitsdisziplin verletzen, vorgehen 60 3,70 

7 - humorvoll, fröhlich, optimistisch sein 85 4,34 
- freundlich und höflich sein 81 4,19 

8 - sich mit den Lehrlingen über alle Probleme (auch 
persönliche) unterhalten 61 3,72 

N = 719 Lehrlinge des zweiten Lehrjahres, Angaben in Prozent 

x = Mittelwert der Nennungen von 5 = in sehr großem M aße bis l = in sehr geringem Maße , überhaupt 
nicht 
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Beziehungen zwischen Lehrlingen 
und Lehrfacharbeitern. 10) Wäh­
rend sich die Lehrfacharbeiter in 
vielen Fällen von den Lehrlingen 
mehr Selbständigkeit, Eigenaktivi­
tät und Engagement bei der Reali­
sierung übertragener Arbeitsauf­
gaben wünschen, erwarten die 
Lehrlinge größere Unterstützung 
von den Lehrfacharbeitern (Rang­
folge) 
- beim Eingewöhnen in das Ar­

beitskollektiv, 
- bei der Aneignung spezieller 

Kenntnisse, 
- beim Erre ichen der Facharbei­

terle istung, 
- bei der kollegialen Zusammen­

arbeit in der Brigade, 
- bei der Gewöhnung an die be­

trieblichen Arbeitsbedingungen, 
-beim sparsamen Umgang mit 

Material und Energie, 
- bei der exakten Pflege und War­

tung der Arbeitsmittel , 
- be im Erreichen der erforder­

lichen Qualitätsnormen. 

Hierzu ist ein intensiver Kontakt 
zwischen Lehrkräften des berufs­
praktischen Unterrichts und den 
Lehrfacharbe itern erforderlich. 
Dieses Bedürfnis haben die Lehr­
facharbeiter in den mit ihnen ge­
führten Interviews zum Ausdruck 
gebracht. Sie wünschen sich e inen 
regelmäßigen Kontakt zu den Lehr­
kräften, um sich mit ihnen über die 
Entwicklung des Lehrlings auszu­
tauschen. Von den Leitern wurde 
betont - und in vielen Einrichtun­
gen hat sich das bewährt -, daß 
die Lehrfacharbeiter kontinuierlich 
inhaltlich angeleitet werden und 
die für ihre Betreuungsarbeit not­
wendigen aktuellen Richtlinien 
und Empfehlungen schriftlich in 
emer "Lehrfacharbeitermappe" 
erhalten. 

Es hat sich in Interviews und Hospi­
tationen bestätigt, daß dort, wo der 
Kontakt der Lehrkräfte des berufs­
praktischen Unterrichts und der 
Lehrfacharbe iter sehr eng ist, die 
Bewertungen der Leistungen sowie 
deren Auswertung mit den Lehrlin­
gen exakt, kontinuierlich und mit 
Hinweisen für die weitere Leistungs­
entwicklung verbunden sind. Letz­
teres ist auch der Ansatzpunkt für 
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die weitere Entwicklung leistungs­
fördernder interpersonaler Bezie­
hungen zwischen Lehrlingen und 
Lehrfacharbeitern. Mehr als die 
Hälfte der in die Unte rsuchungen 
einbezogenen Lehrlinge ist der 
Meinung, daß noch konsequenter 
und kontinuierlicher ausgeführte 
Arbeitsaufträge mit ihnen gemein­
sam ausgewertet werden sollten. 
4 7% der Befragten wünschen sich 
mehr Gespräche übe r den er­
reichten Leistungsstand . Die Mehr­
heit der Lehrlinge des zweiten 
Lehrjahres wollen zwar in großem 
Maße selbständig arbeiten und ler­
nen, möchten aber bei Schwierig­
keiten oder Problemen im Lern­
und Arbeitsprozeß nicht alleinge­
lassen werden. Das pädagogische 
Geschick liegt gerade darin, beide 
Extreme, die Bevormundung (über­
triebene Anweisung jedes Lern­
und Arbeitsschrittes) und das Al­
leinlassen bis zum Eintritt eines 
Fehlers zu vermeiden und rechtzei­
tig helfe nd einzugreifen. 

Insgesamt zeigen die Untersu­
chungsergebnisse, daß die lei­
stungsstimulierende und -motivie­
rende Wirkung optimaler interper­
sonaler Beziehungen von allen 
Bildungs- und Erziehungsträgern 
erkannt und vor allem bei der Ge­
staltung und Führung des berufs­
praktischen Unterrichts (und das 
gilt natürlich auch darüber hinaus) 
intensiver und zie lge richteter ge­
nutzt werden sollte. Auch in diesem 
Sinne ist ein Beitrag zur Erhöhung 
der Eigenverantwortung der Lehr­
kräfte für die Gestaltung der Bil­
dung und Erziehung ihrer Lehrlin­
ge zu leisten. 

Anmerkungen 

1) Lehrkräfte für den berufspraktischen Unter­
richt sind die in der Regel hauptamtlich Tätigen 
zur Sicherung der berufspraktischen Ausbil­
dung. Lehrkräfte für die berufspraktische Aus­
bildung können Ingenieurpädagogen, Lehrmei­
ster oder Lehrausbilder sein. Vgl. Begriffe der 
Berufsbildung in der Bundesrepublik Deutsch­
land und in der Deutschen Demokratischen Re­
publik. Hrsg. Bundesinstitut für Berufsbildung. 
Sonderveröffentlichung. Berlin, Bann 1990, S. 71. 

2) Die hier vorgestellten Ergebnisse sind Teil ei­
ner Längsschnitterhebung des ZIB in den Jah­
ren 1986 bis 1989. Einen Überblick über die Ge­
samtanlage geben G. Scheffler und G. Weghen­
kel: Untersuchungen zur moralischen Erzie­
hung der Lehrlinge in ausgewählten Facharbei­
terberufen. In: Forschung der sozialistischen 
Berufsbildung 20 (1986), 5, S. 184-187. 

3) Die Kollektivatmosphäre bezeichnet hier das 
Niveau der sozialen Beziehungen (Qualität, 
Quantität, Intensität) in der Lern- und Arbeits­
gruppe. 

') Das Lehrlingskollektiv ist die Gruppe der Lehr­
linge, die gemeinsam die gesamte oder einen 
Teil der beruflichen Ausbildung durchläuft. 

5) Die Ausbildung im Arbeitskollektiv ist eine 
"zeitweilige oder ständige Form der berufs­
praktischen Ausbildung von Lehrlingen unter 
Verantwortung eines Lehrmeisters an Ausbil­
dungsplätzen, die den Anforderungen des 
Lehrplanes I Berufes entsprechen müssen. Aus­
bildung im Arbeitskollektiv kann auch unter 
Verantwortung des jeweiligen zuständigen Lei­
ters erfolgen (z.B. Meister). Die Ausbildung im 
Arbeitskollektiv ist die bestimmende Form der 
berufspraktischen Ausbildung im 2. Lehrjahr 
und im Zeitraum der Einarbeitung am künftigen 
Arbeitsplatz." In: Begriffe der Berufsbildung in 
der Bundesrepublik Deutschland und in der 
Deutschen Demokratischen Republik . Hrsg. 
Bundesinstitut für Berufsbildung. Sonderveröf­
fentlichung. Berlin, Bann 1990, S. 51. 

6) Vgl. Schweikert, K.: Was Auszubildende mei­
nen, was Auszubildende tun. In: Berufsbildung 
in Wissenschaft und Praxis, 18. Jg. (1989), Heft 3, 
S. 8ff. 

') Autorenkollektiv: Psychische Entwicklung der 
Persönlichkeit im Kindes- und Jugendalter, Ber­
lin 1987, S. 308 f. 

8) Vgl. Schweikert, K.: Ganz die alten?: Was Auszu­
bildende meinen, was Auszubildende tun. Er­
gebnisse einer bundesweiten Repräsentativstu­
die, hrsg. vom Bundesinstitut für Berufsbildung. 
Berichte zur beruflichen Bildung, Berlin, Bann 
1989, Heft 104, S. 62. 

9) Zu ähnlichen Ergebnissen gelangen G. Steiner 
und D. Villiger: Aspekte der Berufsbildung. Er­
gebnisse aus dem Forschungsprogramm EVA 
des Schweizerischen Nationalfonds über die 
nichtakademische Berufsbildung. Bd. 13, Aa­
rau, Frankfurt am Main 1986. 

10) Lehrfacharbeiter sind Werktätige, denen wäh­
rend der Ausbildung der Lehrlinge in Betriebs­
abteilungen Bildungs- und Erziehungsaufgaben 
übertragen werden. Sie führen diese Aufgaben 
in Einheit mit den ihnen übertragenen Arbeits­
aufgaben durch. Vgl. Begriffe der Berufsbil­
dung in der Bundesrepublik Deutschland und 
in der Deutschen Demokratischen Republik, 
hrsg. vom Bundesinstitut für Berufsbildung, Son­
derveröffentlichung, Berlin, Bann 1990, S. 70f. 
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Neue integrierte Unterrichtsformen 
bei der DV-Qualifizierung 
Christian Köhler 

In neueren oder noch in der Neuordnung befindlichen Ausbildungsberufen wird der An­
spruch erhoben, daß die Informationstechniken als Hilfsmittel der berufsbezogenen Aufga­
benbewältigung starke Berücksichtigung finden sollen. Außerdem wird eine umfassende 
Handlungskompetenz durch die Förderung der sogenannten Schlüsselqualifikationen ange­
strebt. Ziel dieses Artikels ist es, Überlegungen zur Umsetzung dieses Anspruches anzustel­
len . Dazu wird zunächst eine formale Konzeption entwickelt, um EDV-Kompetenz, (kaufmän­
nische) Fachkompetenz und Schlüsselqualifikationen integriert zu vermitteln. Anschließend 
wird auf Spezifika des Werkzeuges EDV eingegangen, nämlich die Möglichkeiten der Stan­
dardisierung und Variabilisierung von Arbeitsprozessen und die dazu erforderlichen Denk­
fähigkeiten. Zentrale These ist, daß kompetenter Umgang mit den Informationstechniken die 
Nutzung dieses dynamischen Potentials einschließen müsse. 

Christian Köhler, 
von der Ausbildung Lehrer für die Fächer Mathe­
matik und Sozialwissenschaften in der Sekundar­
stufe II , arbeitete nach Abschluß der Ausbildung 
zunächst für fünf Jahre als wirtschaftsmathemati­
scher Berater und als EDV-Berater. Seit 1988 be­
gleitet er am Berufs-Bildungs-Institut Bremen als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter EG-Projekte. In­
haltlicher Schwerpunkt ist die Integration von in­
formationstechnischer Ausbildung in die Büro­
berufe. 

Die im folgenden dargestellten 
Überlegungen basieren auf einem 
EG-geförderten überbetrieblichen 
Modellversuch zur Ausbildung von 
Büro- und DV-Kaufleuten, der am 
Berufs-Bildungs-Institut Bremen 
(BBI) durchgeführt wurde. Die Ju­
gendlichen erhielten 3,5 Tage fach­
theoretischen und fachpraktischen 
Unterricht am BBI, hinzu kamen 1,5 
Tage Berufsschulunterricht Zwei 
jeweils viermonatige Betriebsprak­
tika erfolgten nach dem ersten so­
wie nach dem zweiten Ausbil­
dungsjahr. Ziel des Modellver­
suchs war die Entwicklung von 
EDV-Unterrichtsmodulen, in denen 
die EDV als Werkzeug zur Lösung 
kaufmännischer Problemstellun-
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gen genutzt wird, in denen somit 
EDV-Kompetenz, kaufmännische 
Fachkompetenz und die Entwick­
lung der sogenannten Schlüssel­
qualifikationen integriert vermittelt 
bzw. gefördert werden. Aufgrund 
der Integration von Theorie und im 
Übungskontor simulierter Praxis 
lassen sich die Überlegungen im 
Prinzip sowohl auf schulische w1e 
auf betriebliche Ausbildung be­
ziehen. 

Formaler Aufbau 

Um die drei Elemente EDV-Kompe­
tenz, kaufmännische Fachkompe­
tenz und Schlüsselqualifikationen 
zu integrieren, wurden die Ausbil­
dungseinheiten nach problem- und 
handlungsorientierten Methoden 
aufgebaut. Zugrunde gelegt wurde 
eine viergliedrige Struktur. 

Orientierungsgrundlage im EDV­
Programm 
Um EDV(-Programme) als Hilfsmit­
tel zur Lösung kaufmännischer Pro­
blemstellungen nutzen zu können, 
ist e in Übersetzungsprozeß erfor­
derlich: Die Struktur des kaufmän­
nischen Problems muß in eine 
rechner- bzw. programmverständli­
che Form übersetzt werden, der al­
te Inhalt in neuen Formen gedacht 
werden. So muß z. B. ein Kalkula­
tionsproblem mit Begriffen wie Zei­
le, Spalte und Zelle gedacht wer­
den, ein Karteikarteninformations­
system muß hinfort in Termini wie 
Feld, Fe ld länge und Typ, Zugriffs­
schlüssel gedacht werden. Um die-

sen Übersetzungsprozeß leisten zu 
können, bedarf es einer Orientie­
rungsgrundlage im Programm, ei­
ner Übersicht über seine wichtig­
sten Strukturen, Begriffe und Mög­
lichkeiten. In dieser Phase geht es 
um das Verständnis der Eigenge­
setzlichkeit eines Programmes, um 
die , ,Programmphilosophie' '. 

Programmaneignungsphase 
Auf dieser Orientierungsgrundla­
ge aufbauend läßt sich dann die 
Vermittlung von kaufmännischer 
und EDV-Kompetenz bei Anwen­
derprogrammen während der Pha­
se der Programmaneignung durch 
eine enge Verzahnung verfolgen. 
Wir unterscheiden zwischen 
Breiten- und Tiefenverzahnung. 

Unter Breitenverzahnung ist ge­
meint, daß kaufmännische Proble­
me vielfältig zum Ausgangspunkt 
der Bearbeitung durch EDV wer­
den. So können beispielsweise 
Gewinn- und Verlustrechnung, Kal­
kulation, Abschreibung, Rech­
nungschreibung, Kapitalverzin­
sung, Umsatzstatistik sinnvolle be­
triebswirtschaftliche Themen im 
Rahmen von Tabellenkalkulations­
programmen darstellen. Die Schü­
ler bekommen so eine Vorstellung 
über die Anwendungsbreite des 
Programmes. 

Tiefenverzahnung 
Damit die Schüler nicht in der Viel­
falt des Möglichen untergehen , 
sondern einen roten Faden haben, 
der ihnen den Gesamtzusammen­
hang der Problem- und Programm­
strukturen sichert, lassen sich Un­
terrichtseinheiten zu EDV-Anwen­
dungsprogrammen entlang einer 
durchgängigen kaufmännischen 
Leitaufgabe (z. B. G + V-Rechnung 
für Kalkulationsprogramme) kon­
struieren. 

Anhand dieser Leitaufgabe und ih­
res immer komplexer werdenden 
Ausbaues können systematisch die 
Programm-Techniken erschlossen 
werden (z. B.: Eingabetechniken 
von Tabellenstrukturen, Formatie­
rung, Formeln, Fenster und andere 
Techniken der Bildschirmübersicht 
Tabellendruck und graphische 
Darstellungen von Tabellenteilen). 
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Phase der Gesamtanwendung des 
Programmes 
Im Anschluß an die Unterrichts­
blöcke, in denen die Aneignung 
der Programm-Struktur und der 
einzelnen Programm-Techniken 
schwerpunktmäßig angestrebt 
wird, folgt eine Phase, in der die 
Entwicklung von Problemlösungen 
im Vordergrund steht und das Pro­
gramm in seiner in wesentlichen 
Teilen dann bekannten Gesamtheit 
als Werkzeug dient. Dienten also 
zunächst die kaufmännischen Pro­
bleme als Mittel, das EDV-Pro­
gramm zu erlernen, so ist die Ziel­
Mittel-Relation jetzt vertauscht. Als 
Aufgabe dient ein komplexeres be­
triebliches Problem- z. B. die Um­
stellung einzelner betrieblicher 
Abteilungen auf EDV -, das sich 
entsprechend betrieblicher Ent­
wicklungsdynamik weiterentwik­
keln läßt. Zum Beispiel führt der 
erste Schritt, einige bisher manuell 
ausgeführte Arbeiten mittels EDV 
zu bearbeiten, sehr schnell zu er­
weiterten Informationsmöglichkei­
ten, aber auch Informationsbedürf­
nissen, zu Möglichkeiten exakterer 
Planung, gezielter Vorgaben und 
Kontrollen, damit auch zu Herr­
schaftswissen und Datenzugriffs­
sperren. Bei solchen betrieblichen 
Veränderungen kann es zu Interes­
senskonflikten kommen. Wenig­
stens ein Teil dieses eher politi­
schen Wissens, das normalerweise 
säuberlich getrennt vom techni­
schen Werkzeug EDV vorliegt, 
kann in den EDV-Unterricht einbe­
zogen werden. Sobald EDV als 
Werkzeug auf ein Fachproblem be­
zogen eingesetzt wird, wird offen­
sichtlich, daß es unterschiedliche 
technische Möglichkeiten gibt, die 
oft unterschiedliche Konsequenzen 
für die dann veränderten Arbeits­
inhalte und die Arbeitsorganisation 
haben. Auch diese Technik-Folge­
abschätzung gehört zu einem Ver­
ständnis der EDV als Werkzeug. Im 
Kern zielt diese Phase auf ein Ver­
ständnis der durch die EDV be­
rührten arbeitsorganisatorischen 
Zusammenhänge ab. 

Kritische Reflexion von Program­
men und Anwendung 
Abgeschlossen wird solch ein 
Lern- und Arbeitsprozeß, indem 
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noch einmal kritisch das gelernte 
Programm und die eigenen Erfah­
rungen damit bewußtgemacht wer­
den. Welche Möglichkeiten bietet 
das Programm? Welche Probleme 
lassen sich technisch besonders 
gut I schnell I übersichtlich damit 
bearbeiten? Wo zeigt das Pro­
gramm seine Grenzen, was ist un­
schön oder gar unmöglich? Wie 
kann man das Programm aus Be­
dienersicht beurteilen? Ist es leicht 
zu lernen und zu behalten? Ist es 
übersichtlich und schnell? Unter­
stützt es den Anwender in der Pro­
blemlösung oder gängelt es ihn? 
Was kann der Einsatz dieses Pro­
grammes in einem Betrieb bedeu­
ten? Was steckt an Rationalisie­
rungs- und Kontrollpotential in die­
sem Programm? Welche Möglich­
keiten der Arbeitsorganisation er­
geben sich? Hier steht also das 
Werkzeug EDV in seinen vielseiti­
gen Auswirkungen selbst zur De­
batte. 

Die Dynamik der EDV und 
das Denken in Standards und 
Variablen 

Die oben beschriebene Struktur 
des Unterrichtes behandelt EDV 
noch wie ein zwar komplexes, aber 
dennoch konventionelles Werk­
zeug, sie erfaßt noch nicht die Spe­
zifik von EDV, ihre dynamischen 
Möglichkeiten. Tatsächlich aber ist 
das Resultat der Übersetzung von 
ehemals manuell bewältigten Auf­
gaben auf EDV-gestützte Arbeits­
prozesse nicht der Endpunkt, son­
dern der Ausgangspunkt weiterer 
Entwicklungen: Der Arbeitsprozeß 
selbst erfährt Veränderungen (z. B. 
durch Verlagerungen von Routine­
tätigkeiten auf die Maschine) und 
führt zu neuen Anforderungen an 
die EDV-Technik. Gerade dieses 
dynamische Wechselspiel ist eine 
Quelle von Produktivität. Ermög­
licht wird diese Dynamik der EDV 
durch die Abstraktheit ihrer Wir­
kungsweise, ihre Offenheit und Va­
riabilität hinsichtlich Einsatzzweck 
und Verwendungsart Deshalb 
kann sie überhaupt zur allgemei­
nen Basistechnologie werden. Das 
in der EDV steckende Potential 

nutzt also nur derjenige fachkom­
petent, der sie nicht auf ewig glei­
chem, also statistischem Niveau 
einsetzt, sondern die Entwick­
lungsmöglichkeiten dieses Werk­
zeuges nutzt, um zu ständig verbes­
serten Problemlösungen zu gelan­
gen. Die Dynamik, die die EDV im 
Wechselspiel von Fachproblem 
und technischer Lösung bietet, 
sollte daher auch im Unterricht be­
wußtgemacht und genutzt werden. 
Möglich ist das, weil die historisch 
vergangene Dynamik in ihren 
wichtigsten Zügen in der EDV­
Technik von heute materialisiert ist. 

EDV-Programme vergegen­
ständlichte Denk- und Arbeitspro­
zesse 
EDV-Programme seien es 
System- oder Anwenderprogram­
me - sind keineswegs bloß ein 
Sammelsurium von Befehlen und 
Tastendrücken. Im Gegenteil, es 
gibt hierarchische Strukturen auf 
der Menge der Befehle eines Pro­
grammes. Da Programme als Ab­
bildungen von Arbeitsabläufen 
aufgefaßt werden können, unter­
liegt ihre Weiterentwicklung wie 
auch die ihrer Anwendungen ähnli­
chen Gesetzmäßigkeiten wie die 
Entwicklung von Arbeitspro­
zessen: 
1. Immer wiederkehrende Hand­

lungen werden als Standards 
identifiziert und können dann 
teil- bzw. vollautomatisiert 
werden. 

2. Der Anwendungsbereich wird 
ausgedehnt und flexibilisiert 
durch Auffassung ehemals als 
konstant betrachteter Größen als 
abhängige Variable (Variablen­
denken). 

Die flexible Automatisierung in 
Produktion und Verwaltung ist also 
nicht nur ein Hauptanwendungs­
zweck von EDV, sondern die EDV 
selbst entwickelt sich nach diesen 
Prinzipien weiter. Die beiden Ope­
ratoren Standardisierung und Be­
trachtung von ehemaligen Konstan­
ten als Variable bilden eine Struk­
tur auf der EDV. Nur wer dieses 
der EDV zugrunde liegende Den­
ken versteht und selbst so denken 
kann, kann dieses Werkzeug kom­
petent handhaben. Diese in der 
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EDV vergegenständlichten Denk­
strukturen gilt es daher im Unter­
richt herauszuarbeiten und han­
delnd nachzuvollziehen. Da meist 
mehrere Ergebnisse des Schüler­
handelns möglich sind, kann nicht 
nur die vorfindliehe Programm­
struktur nachvollzogen, sondern 
sie kann zugleich mit eigenen ab­
weichenden Ergebnissen kritisch 
verglichen werden. Im folgenden 
möchte ich diesen Ansatz inhaltlich 
kurz skizzieren. 

Von der konventionellen Schreib­
maschine zum Textsystem 
Die Darstellung beginnt mit einer 
zentralen Büroarbeit, dem Schrei­
ben, und es wird sich herausstel­
len, daß Textverarbeitung mittels 
EDV auch ein logisch einfacher 
Einstieg in die EDV ist. 

Bei der konventionellen Schreib­
maschine gibt es nur konstante 
Verbindungen: Die Eingabe ist mit 
der Ausgabe, die Form mit dem In­
halt eines Textes, die einzelnen 
Textabsätze mit der Ganzheit des 
Textes verbunden, Routine-Texte 
werden auf gleiche Weise behan­
delt wie einmalige Texte. Die EDV 
löst zunächst die starre Verbindung 
von Ein- und Ausgabe auf, trennt 
sie in jeweils e igenständige Ar­
beitsschritte, schaltet e ine Verar­
beitungseinheit dazwischen. Das 
lernt jeder EDV-Schüler als das so­
genannte EVA-(Eingabe-Verarbei­
tung-Ausgabe )Prinzip. 

Dieses Prinzip ist die erste Erschei­
nungsform des Variablendenkens: 
Die Ausgabe wird als abhängige 
Variable oder als Funktion der Ein­
gabe betrachtet. Das EVA-Prinzip 
könnte man in der üblichen mathe­
matisch-verdrehten Weise daher 
als A =V (E) ausdrücken, sicherlich 
eine Weiterentwicklung gegen­
über dem konstanten A = E bei der 
Schreibmaschine. 

Worin besteht nun die Verarbei­
tung, mittels derer die Eingabe in 
d ie Ausgabe umgeformt wird? Zu­
nächst in einer Art "Nullverarbei­
tung' ', denn für Texte ist die Verar­
beitung zunächst gar nicht wesent­
lich: das Wysiwyg-Prinzip (What 
you see is what you get) ist ein we-
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sentliches (ergonomisches) Ziel für 
die Entwicklung von Textsystemen, 
und in der Tat ist es ja schön, wenn 
ein Text in der Form, in der die Ein­
gabe am Bildschirm sichtbar ist, 
auch schließlich die Ausgabe auf 
dem Papier erscheint. Dem wider­
spricht auch nicht der inzwischen 
zum Standard gewordene automati­
sche Zeilenumbruch: Auch ohne 
dieses Komfortelement fehlt nichts 
Existentielles. 

Obwohl also das mühsam gedach­
te A =V (E) sofort wieder zu A = E zu 
degenerieren droht, beginnen 
doch die neuen Möglichkeiten so­
fort zu sprießen: Eingabefehler 
können vor der Ausgabe noch kor­
rigiert werden, der Arbeitsprozeß 
der Eingabe kann sich zunächst auf 
die Eingabe des Inhalts konzentrie­
ren und sich anschließend Unter­
streichungen, Einrückungen, Ein­
fügungen von Leerzeilen e tc. zu­
wenden. Schließlich kann sich die 
Auffassung von Textkorrektur sehr 
ausdehnen, dadurch, daß ganze 
Absätze in Reihenfolge und Inhalt 
verändert werden können, bis 
schließlich der ganze Entstehungs­
prozeß eines Textes auf die Ma­
schine verlagert wird, weil er als 
Prozeß von Korrekturen verstan­
den wird. Die Verarbeitungsmög­
lichkeiten der Maschine werden 
hier also zunächst erschlossen 
über eine immer breiter werdende 
Auffassung von Fehlerkorrektur. 
An Fehlern offenbart sich d ie Po­
tenz der Auffassung A =V (E). Sie 
müssen daher als produktive 
Triebkraft im Unterricht genutzt 
werden.1) 

Textverarbeitung und Variablen­
denken 
Wo kommt aber bei Textverarbei­
tung die Verarbeitung als notwen­
diges und bewußt geplantes Ele­
ment ins Spiel? 
l. Ein Textverarbeitungsprogramm 

verfügt über Befehle zur Forma­
tierung von Texten. Ihre Existenz 
verdankt sich der Trennung von 
Form und Inhalt eines Textes, ihr 
bisheriger konstanter Zusam­
menhang wird variabel. Damit 
wird die Druckausgabe zur 
Funktion von zwei Arten von Ein­
gaben, Inhalts- und Formeinga-
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ben: A =V (E)=V (Ei, Er). Um Tex­
ten eine Form zu geben, braucht 
man oft sehr viele dieser Forma­
tierungsbefehle, einige kommen 
immer wieder vor. Das ist müh­
selig und fehleranfällig. Druck­
formatvorlage ist ein Begriff, der 
aus Denken und Handeln zur Lö­
sung dieses Problems entstand. 
Sie dient dazu, arbeitsaufwendi­
ge, fehleranfällige, immer wie­
derkehrende Tätigkeiten zu ver­
e infachen, zu standardisieren, zu 
automatisieren. Man kann die 
Ebene des Verhältnisses von 
Form und Inhalt eines einzelnen 
Textes auch verlassen und sich 
mit dem Problem beschäftigen, 
wie man unterschiedlichen Ty­
pen von Inhalten (z. B. Bilanzen, 
Rechnungen usw.) aus der Men­
ge der Formen die zum Inhalt 
passende Form automatisch zu­
weist. Werkzeug dafür liefert 
z. B. ein sogenannter Tastaturma­
kro, d. i. die Möglichkeit, mit Hil­
fe einer Tastenkombination eine 
Abfolge zuvor definierter Befeh­
le ausführen zu lassen. 

2. Die Möglichkeit, mit Hilfe von so­
genannten Textbausteinen Texte 
zusammenzusetzen, ist die Stan­
dardisie rung für immer wieder 
vorkommende Textteile. Ge­
danklich liegt die Auffassung 
von Textteilen als Variable inner­
halb eines Textes zugrunde. Ne­
benbei ergibt sich die Trennung 
von Routineteilen und einmali­
gen Teilen innerhalb von Texten. 

Grenzen der Textverarbeitung 
Der Übergang von konstant zu va­
riabel führt auch zu den Grenzen 
der Textverarbeitung: 
l. Bei Serienbriefen wird die 

Adresse als variabel aufgefaßt. 
Diese Auffassung wird zum 
Werkzeug, einen ansonsten im­
mer wieder auszuführenden 
Vorgang (Adresse aus Datei in 
den Briefkopf übertragen, Rest 
des Briefes kopieren) zu automa­
tisieren und damit auf die Ma­
schine zu übertragen. Die Frage 
nach den Möglichkeiten der Be­
arbeitung von Adreßdaten (er­
fassen , ändern, löschen, sortie­
ren, selektieren), führt zu den 
Grenzen der Textverarbeitungs­
systeme und zum Übergang zur 
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Beschäftigung mit Datenbank­
systemen. 

2. Oft kommen Rechenoperationen 
im Text vor. Der Text stellt z. B. 
eine Rechnung dar. Wird das 
Rechenergebnis als Variable 
der Eingabe aufgefaßt und auto­
matisch korrigiert , sobald sich 
Eingabewerte ändern? Die Fra­
ge nach den möglichen Rechen­
verfahren und der Einfachheit 
und Schnelligkeit der Erstellung 
und Darstellung umfangreicher 
Rechnungen führt wiederum zu 
den Grenzen der Textverarbei­
tung und zum Übergang zu Kal­
kulationsprogrammen. 

3. Derzeit wird auch stark an der 
Integration von Text und Graphik 
gearbeitet. Die sog. Desk­
Top-Publishing (DTP)-Program­
me lieferten das Vorbild, die 
Textverarbeitungsprogramme 
eifern dem in ihrer fünften Ge­
neration nach. Hier liegt der 
Übergang von konstant zu varia­
bel in der Zeichendarstellung: 
Nicht mehr eine konstante Zei­
chenmenge ist verfügbar, son­
dern jedes Zeichen wird aus 
Punkten erst aufgebaut. 

Textverarbeitungsprogramme las­
sen sich aufgrund dieser Über­
gangsmöglichkeiten gut als Basis 
für die Vermittlung des gesamten 
Paketes der Standard-Software nut­
zen. Sie sind logisch am einfach­
sten aufgebaut, Datenbank- und 
Kalkulationsprogramme setzen 
Verarbeitung und damit die Tren­
nung von Eingabe und Ausgabe 
immer schon voraus. Eine prakti­
sche Konsequenz besteht darin, 
das Denken in Variablen und Stan­
dards sehr konsequent schon in 
der Textverarbeitung zu trainieren, 
damit nicht etwa im später be­
handelten Kalkulationsprogramm 
Rechenergebnisse auf dem Ta­
schenrechner ermittelt und als Ein­
gabe in die Tabelle aufgenommen 
werden. 

Schlußbetrachtung 

Der beschriebene didaktisch-me­
thodische Ansatz fördert insgesamt 
stark die kognitiven Momente, also 
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z. B. das analytische Denken (Form 
und Inhalt trennen , Ein- und Aus­
gabe trennen, einzelne Textteile 
vom Textganzen trennen, einma­
lige Vorgänge von Routinevorgän­
gen unterscheiden usw.), aber 
auch das synthetisch-zusammenfü­
gende Denken (Wo liegen die 
Möglichkeiten der Integration, was 
ist das gleiche an verschieden ge­
dachten Systemen?). Eng damit zu­
sammen hängt die Fähigkeit zur 
Abstraktion (eine Variable zu kon­
struieren, bedeutet die Gleichar­
tigkeit in der Verschiedenheit zu 
erkennen, und das ist nur von ei­
nem höheren Abstraktionsniveau 
aus möglich). 
Besonders in der Phase der Ge­
samtanwendung des Programmes 
werden aber auch andere Schlüs­
selqualifikationen, wie z. B. Kommu­
nikations- und Kooperationsfähig-

keiten, Kritik- und Beurteilungsver­
mögen sowie Selbständigkeit und 
Eigeninitiative in besonderem Ma­
ße gefördert. 
Diese auf umfassende Handlungs­
kompetenz abzielende Förderung 
von Schülerfähigkeiten ist auch nö­
tig, um die spezifischen Möglich­
keiten des Werkzeuges EDV für 
die Weiterentwicklung des Arbeits­
prozesses überhaupt erfahrbar 
und nutzbar zu machen. Wesentli­
che Elemente von EDV sind u. E. 
kaum im isolierten EDV-Unterricht 
vermittelbar, sondern es bedarf 
eben dieses integrierten Konzep­
tes der Entwicklung von EDV-Kom­
petenz, kaufmännischer Kompe­
tenz und Schlüsselqualifikationen. 
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Berufliche Weiterbildung -
Überlegungen zum Aufbau eines kombinierten 
angebots- und nachfragebezogenen 
statistischen Informationssystems 
Manfred Hilzenbecher 

Beim Aufbau eines statistischen Informationssystems zur beruflichen Weiterbildung, das der 
wachsenden gesellschaftspolitischen Bedeutung dieses Bildungsbereichs Rechnung trägt, 
sind erhebliche terminologische und konzeptionelle Hürden zu überwinden. Grundlegen­
den Charakter erlangt insbesondere die Beantwortung der Frage, ob die Angebotsseite 
oder die Nachfrageseite des Weiterbildungsmarktes beleuchtet bzw: ob eine ex ante- oder 
eine ex post-Perspektive angelegt werden soll. Eine Zusammenfügung beider Betrachtungs­
weisen wurde in der vom Statistischen Landesamt Baden-Württemberg Ende 1988 durchge­
führ ten "Piloterhebung Berufliche Weiterbildung" angestrebt. Die im Rahmen dieser empi­
rischen Studie abgeleiteten methodischen Überlegungen bilden die Grundlage für den fol­
genden Beitrag. 

Manfred Hilzenbecher, Dr. rer. pol. 
Diplom-Volkswirt; Statistisches Landesamt Baden­
Württemberg; Arbeitsschwerpunkte: Analysen 
des Bildungswesens. 

Mangelnde Transparenz 
und begriffliche Grauzonen 
im Weiterbildungsmarkt 

Zahlreiche Aktivitäten zielen ge­
genwärtig darauf ab, die Transpa­
renz im Weiterbildungsmarkt, ins­
besondere im Bereich der berufli­
chen Weiterbildung, zu erhöhen. 
Davon zeugen die Be mühungen zur 
Errichtung von "Weiterbildungs­
Clearing-Stellen'', "Weiterbildungs­
Informations-Systemen'', "Weiter­
bildungs-Berichtssystemen" u. ä. 
ebenso wie die Ende 1987 vom 

BWP 5/ 90 



Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft ins Leben gerufene 
"Konzertierte Aktion Weiterbil­
dung". Solche Bestrebungen sind 
allesamt Ausdruck für das noch 
nicht erreichte Ziel, die wachsende 
Vielfalt von Angebot und Nachfra­
ge in diesem "vierten Bildungssek­
tor" in den Griff zu bekommen. 

Der Weiterbildungsmarkt wird auf 
der Angebotsseite durch eine seit 
Jahren steigende Anzahl von priva­
ten und öffentlichen Trägern ge­
prägt, die mit oftmals völlig unter­
schiedlichen Zielsetzungen als An­
bieter von Weiterbildungsveran­
staltungen auftreten. Dem steht auf 
der Nachfrageseite ein wachsen­
des Bündel der hier verfolgten In­
teressen gegenüber. Zusätzlich 
wird diese Heterogenität durch ter­
minologische Unschärfen ver­
stärkt, denn der Weiterbildungs­
begriffwird häufig mit unterschied­
lichen Vorstellungen belegt. Des­
halb gilt wohl nach wie vor, "daß 
Weiterbildung nur über die Funk­
tion, die ein bestimmter Bildungs­
prozeß für den Teilnehmer selbst 
hat, definiert wird" (Gnahs, Beider­
wieden, 1982, S. 46). Dennoch hat 
sich die auf Wilhelm von Humboldt 
zurückgehende Trennung von all­
gemeiner und beruflicher Bildung 
auch im Weiterbildungsbereich 
eingebürgert. Sie läßt sich damit 
erklären, daß beide Bereiche von 
verschiedenen Kompetenzträgern 
geregelt und meist aus unter­
schiedlichen Quellen finanziert 
werden. Angelegenheiten der all­
gemeinen Weiterbildung fallen 
überwiegend in die Zuständigkeit 
der Länder und jene der beruf­
lichen Weiterbildung in die Zustän­
digkeit des Bundes. Eine solche 
Gegenüberstellung ist indessen 
nicht frei von Zuordnungsproble­
men, abgesehen davon, daß sich 
für den Begriff "allgemeine Weiter­
bildung" keine internationale Ent­
sprechung findet. 

Ein Beispiel für den augenfälligen 
Überschneidungsbereich wäre ein 
aus zunächst rein persönlichen Mo­
tiven belegter Sprachkurs, der 
später im beruflichen Alltag ver­
wertet wird. Zuordnungsprobleme 
bestünden ferner bei einer privat 
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initiierten Teilnahme einer Verkäu­
ferin an einem Schreibmaschinen­
kurs mit der Absicht, nach Absol­
vierung dieses Kurses eine Bürotä­
tigkeit zu übernehmen. Bei einer 
Befragung hätte diese Verkäuferin 
möglicherweise Bedenken, ihre 
tatsächlichen Absichten offenzule­
gen, um Nachteilen am gegenwär­
tigen Arbeitsplatz zu entgehen. Da­
her könnte sie den belegten Kurs 
als allgemeine Weiterbildung de­
klarieren, obwohl er eindeutig als 
berufliche Weiterbildungsmaßnah­
me durchgeführt wird . Zudem 
scheint generell die Bedeutung 
vieler Weiterbildungsinhalte ei­
nem Wandel im Zeitverlauf zu un­
terliegen. So dürfte ein Computer­
kurs in der Vergangenheit fast aus­
schließlich aus beruflichen Grün­
den belegt worden sein, während 
er heute vielfach im privaten Be­
reich nutzbar gemacht werden 
kann. 

Dies macht darauf aufmerksam, 
daß sich kaum eine exakte Tren­
nung zwischen beruflicher und all­
gemeiner Weiterbildung durchfüh­
ren läßt. Letztlich kann eben nur 
die einzelne Person entscheiden, 
ob eine bestimmte Bildungstätig­
keit eher als allgemeine oder eher 
als berufliche Weiterbildungsmaß­
nahme anzusehen ist. 

Deshalb sind frühzeitig Überlegun­
gen zur Aufhellung solcher begriff­
lichen Grauzonen anzustellen, 
wenn mittels einer statistischen Un­
tersuchung die Transparenz im 
Markt der beruflichen Weiterbil­
dung erhöht werden soll. Am An­
fang solcher Analysen ist aber stets 
zu fragen, welche Stellen worüber 
Auskunft geben sollen, denn prinzi­
piell kann entweder bei den Veran­
staltungsteilnehmern oder bei den 
Veranstaltungsträgern angesetzt 
werden. 

Ansätze zur Analyse 
der Nachfrageseite 

Eine statistische Erfassung der 
Nachfrageseite des Weiterbil­
dungsmarktes richtet sich zweck­
mäßigerweise unmittelbar an den 
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betroffenen Personenkreis. Die­
sem Ziel dienen die seit einigen 
Jahren in bestimmten Zeitabschnit­
ten durchgeführten Repräsentativ­
erhebungen über das Weiterbil­
dungsverhalten der Bevölkerung. 

So werden im Rahmen der Ein-Pro­
zent-Bevölkerungsstichprobe des 
Mikrozensus seit 1978 Fragen zur 
Beteiligung an Maßnahmen zur be­
ruflichen Weiterbildung gestellt 
(vgl. Hilzenbecher, 1989, S. 31 ff., so­
wie ders. , 1990a, S. 307 ff.). Über 
eine reine Teilnehmerstatistik hin­
aus geht das 1979 von Infratest So­
zialforschung im Auftrag des Bun­
desministers für Bildung und Wis­
senschaft gestartete "Berichts­
system Weiterbildungsverhalten'' 
(vgl. zuletzt Kuwan, 1989), das sich 
auf eine Befragung von etwa 7 000 
Bundesbürgern im Alter von 19 bis 
64 Jahren stützten konnte. Hier wur­
den soziodemographische Merk­
male mit subjektiven Meinungen 
gekoppelt und gleichzeitig nach 
allgemeiner, politischer und beruf­
licher Weiterbildung getrennt. 

Weitere Daten zur Nachfragestruk­
tur sind einer 1979 und nochmals 
1985 / 86 durchgeführten Erhebung 
des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung zusammen mit dem Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor­
schung der Bundesanstalt für Ar­
beit (1987) entnehmbar, in der je­
weils fast 30 000 ausschließlich Er­
werbstätige erfaßt wurden. 

Bei einem Vergleich dieser Erhe­
bungen werden nun beträchtliche 
Ergebnisdifferenzen sichtbar, die 
zum großen Teil in den zugrunde 
gelegten unterschiedlichen defini­
torischen Abgrenzungen ihre Ursa­
che finden . Zudem wird herausge­
stellt, "daß bei der Bevölkerung 
sehr verschiedene Bedeutungsin­
halte mit Weiterbildung verbunden 
werden, so daß die angegebenen 
Größenordnungen nur mit Vorbe­
halt akzeptiert werden können" 
(Gnahs, Back, Beiderwieden, Men­
ke, 1984, S. 60). Dies unterstreicht, 
warum Befragungen der Bevölke­
rung nach ihrem Weiterbildungs­
verhalten nur geringe Rückschlüs­
se über tatsächlich gegebene 
Marktstrukturen erlauben. 
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Ansätze zur Analyse 
der Angebotsseite 

Die statistische Erfassung der An­
gebotsseite des Weiterbildungs­
marktes rückt insbesondere dann 
in den Blickpunkt, wenn es um die 
Bereitstellung von Informationen 
geht, die den Weiterbildungsinter­
essierten und den Betrieben einen 
Überblick über die für sie relevan­
ten Angebote geben sollen. Solche 
Daten können nur unmittelbar bei 
den Trägern eingeholt werden. 
Bislang allerdings haben nur weni­
ge der zahlreichen Anbieter von 
Weiterbildungsmaßnahmen regel­
mäßige und umfassende Statistiken 
über ihre Aktivitäten erstellt bzw. 
nach außen gegeben. 

Bereits Anfang der achtziger ] ahre 
wurde deshalb im Auftrag des Bun­
desministers für Bildung und Wis­
senschaft ein "Kernprogramm" zur 
Erfassung der allgemeinen und 
beruflichen Weiterbildung ent­
wickelt. Dieses sollte dazu dienen, 
die nach einem Minimalkatalog ge­
stalteten Erhebungsmerkmale und 
-programme der Weiterbildungs­
träger zu vereinheitlichen und ver­
gleichbar zu machen. Die jeweili­
gen Veranstaltungen sollten "nach 
ihrer thematischen Struktur bei al­
len Anbietern der außerbetrieb­
lichen beruflichen Weiterbildung 
erhoben werden können" (Bundes­
minister für Bildung und Wissen­
schaft, 1988, S. 126), indem Grund­
daten über ihre Dauer, ihre Anzahl, 
die Teilnehmer und die Unter­
richtsstunden bereitgestellt wer­
den sollten. Damit sei es möglich, 
"so etwas wie eine ,quantitative Vi­
sitenkarte' einer Einrichtung oder 
eines Verbandes (zu liefern), die es 
Außenstehenden wie z. B. potentiel­
len Teilnehmern, staatlichen und 
kommunalen Stellen sowie ande­
ren Einrichtungen und Verbänden 
erlaubt, die so ausgewiesene Insti­
tution einzuschätzen". Den einzel­
nen Trägern sollte eine solche Be­
standsaufnahme "der eigenen 
Standortbestimmung (dienen) zu­
mal dann, wenn vergleichbare Sta­
tistiken von anderen Einrichtungen 
bzw. Verbänden vorliegen" (Gnahs, 
Beiderwieden, 1982, S. 20). 
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Diese Absicht konnte jedoch nur 
unvollkommen realisiert werden, 
denn es hat sich gezeigt, daß das 
auf freiwilliger Beteiligung beru­
hende Kernprogramm "bisher nur 
von wenigen Bildungsträgern" ge­
nutzt worden ist (Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, 
1988, S. 127). Das liegt zum Teil in 
den gewählten Themenkategorien 
begründet, die vor allem im Be­
reich der "Neuen Technologien" 
einer ständigen Anpassung an die 
Entwicklung der letzten Jahre be­
dürfen. Möglicherweise wirkt sich 
aber auch die enge Anlehnung an 
die dem Arbeitsförderungsgesetz 
zugrunde liegende Systematik ne­
gativ aus. Die dort vorgenommene 
- allein am Veranstaltungsziel 
orientierte - Untergliederung der 
beruflichen Weiterbildung in An­
passungsfortbildung, Aufstiegsfort­
bildung und Umschulung kann 
letztlich wiederum nur aus der 
Sicht der Nachfrager, d . h. den 
Teilnehmern oder den die Teilneh­
mer entsendenden Betrieben, 
nachvollzogen werden. Für die 
Veranstaltungsträger wird es dem­
gegenüber nur selten möglich 
sein, ihre Maßnahme einem dieser 
Bereiche zuzuordnen, weil in der­
selben Veranstaltung häufig sowohl 
Personen, die eine Umschulung 
oder eine Aufstiegsfortbildung als 
auch solche, die eine Anpassungs­
fortbildung absolvieren, vertreten 
sind. 

Erfolgversprechender erscheint 
daher zum gegenwärtigen Zeit­
punkt das im Oktober 1989 vom 
Deutschen Industrie- und Handels­
tag zusammen mit dem Zentralver­
band des Deutschen Handwerks 
gestartete , ,Weiterbildungs-Infor­
mations-System (WIS)" zu sein. Von 
dieser Datenbank wird erwartet, 
daß sie "das berufliche Weiterbil­
dungsangebot in der Bundesrepu­
blik Deutschland transparent" 
macht, und es wird hervorgeho­
ben, sie stehe "allen Anbietern und 
Nutzern beruflicher Weiterbildung 
offen" (Deutscher Industrie- und 
Handelstag, 1989, S. 6). Damit wird 
bereits auf die Bedeutung einer 
möglichst vollständigen Erfassung 
aller relevanten Einrichtungen auf­
merksam gemacht. Sie ist zentrale 

Voraussetzung dafür, die Ange­
botsstruktur im Weiterbildungs­
markt zufriedenstellend über­
blicken zu können . 

Aber selbst, wenn sich die Erwar­
tungen der Kammern erfüllen soll­
ten, gilt für ihre Datenbank genau­
so wie für alle anderen Dokumen­
tationen der Weiterbildungsange­
bote, daß sie "weder Aufschluß 
über die realisierten Angebote 
noch über den Umfang der Inan­
spruchnahme der Weiterbildungs­
maßnahmen" (Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft, 1988, 
S. 128) geben können. 

Erfordernisse einer 
kombinierten angebots- und 
nachfragebezogenen 
Betrachtung 

Nicht nur die Angebotsseite, son­
dern auch die Nachfrageseite steht 
somit im Blickpunkt, wenn Ent­
scheidungen über Aktivitäten auf 
dem Gebiet der beruflichen Wei­
terbildung eine fundierte und em­
pirisch abgesicherte Datenbasis 
aufweisen sollen. So werden Infor­
mationen über soziodemographi­
sche Strukturen der Weiterbil­
dungsteilnehmer bei jeder Be­
darfsplanung benötigt. Indem auf­
gezeigt werden kann, welche Be­
völkerungsgruppen m welchen 
Veranstaltungen vertreten sind 
bzw. wo möglicherweise ein ver­
stärktes Werben für eine höhere 
Weiterbildungsteilnahme geboten 
erscheint, könnten darüber hinaus 
zugleich Anknüpfungspunkte für 
ein politisches Tätigwerden gelie­
fert werden. Bei solchen Fragestel­
lungen wird es deshalb stets erfor­
derlich, einen detaillierten "Soll­
Ist-Vergleich" zwischen den ge­
planten und den letztlich tatsäch­
lich durchgeführten Weiterbil­
dungsmaßnahmen anzustellen, der 
sowohl angebots- als auch nachfra­
gebezogene Merkmale miteinbe­
zieht 

Dem sind aber wohl erst dann Rea­
lisierungschancen emzuräumen, 
wenn die Informationsabfrage un­
mittelbar bei den Veranstaltungs-
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anbietern angesiedelt ist. Nur die 
einze lnen Einrichtungen selber 
können nämlich einen umfassen­
den Überblick über ihren eigenen 
Veranstaltungskatalog geben, und 
sie sind gleichzeitig in der Lage, 
die ihnen zugänglichen teilneh­
merbezogenen Daten bereitzustel­
len. Für den Aufbau eines statisti­
schen Informationssystems zur 
beruflichen Weiterbildung lassen 
sich daraus wichtige konzeptionel­
le Richtlinien ableiten. 

Um einen Überblick über die 
Angebots- und die Nachfrageseite 
des Marktes der beruflichen Wei­
terbildung geben zu können, ist zu­
nächst den in diesem Bereich be­
stehenden terminologischen Un­
schärfen ausreichend Rechnung zu 
tragen. Diese finden in dem abge­
bildeten konzeptionellen Grundra­
ster besondere Berücksichtigung. 
Gemäß diesem Raster würden die 
Träger von Weiterbildungsveran­
staltungen als Auskunftsstellen für 
die vorab festzulegenden Erhe­
bungsmerkmale fungieren . Zwi­
schengeschaltet wäre ein "begriff­
licher Filter", der Kriterien für eine 
Untergliederung der Veranstal­
tungsthemen in "berufliche Weiter­
bildung" und "nicht berufliche 
Weiterbildung" zu liefern hätte. Un­
ter Verweis auf diesen Filter wäre 
dann den zu befragenden Institu­
tionen die Themenzuordnung mehr 
oder minder freizustellen . 

Themensystematik 

Bei der Konstruktion des zwischen­
geschalteten "begrifflichen Fil­
ters" könnte ein Rückgriff auf das 
Gliederungsschema der Weiterbil­
dungsbereiche erfolgen, das der 
Landesarbeitskreis für berufliche 
Fortbildung in Baden-Württemberg 
bereits in seinem Bericht von 1987 
vorgestellt hat. Durch empirisches 
Vorgehen wurde hier ein Gliede­
rungssystem erstellt, das auf der 
Grundidee basiert, "auf dem Bil­
dungsmarkt praktizierte Schemata 
auf gemeinsame Themen unter Be­
achtung ihrer Häufigkeit zu analy­
sieren und zu bewerten, um dann 
über die Synthese ein Gliede-
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rungsschema 'aus der Praxis für 
die Praxis ' zu erhalten" (Landes­
gewerbeamt Baden-Württemberg, 
1987, S. 103). Vor allem wegen der 
bewußt gewählten Praxisnähe 
dürfte es den als Auskunftsstellen 
fungierenden Bildungseinrichtun­
gen vergleichsweise leichtfallen, 
ihr e1genes Veranstaltungspro­
gramm zuzuordnen. Diese Ein­
schätzung gewinnt durch die Tatsa­
che, daß die Themensystematik mit 
dem "Gliederungsschema für eine 
einheitliche Angebotsstruktur der 
Volkshochschulen im Bereich der 
beruflichen Weiterbildung" (Volks­
hochschulverband Baden-Würt­
temberg, 1988) in weiten Teilen 
identisch ist , zusätzliches Gewicht. 
Das Gliederungskonzept des Lan­
desarbeitskreises baut auf sechs 
verschiedenen Weite rbildungsbe­
reichen auf: 
l. Berufsbezogene Allgemeinbil­

dung, 
2. EDV, Informations- und Kommu-

nikationstechnik, 
3. Unternehmenswirtschaft, 
4. Produktionstechnik, 
5. Spezielle Themen für besondere 

Berufsgruppen, 
6. Lehrgänge zur Vorbereitung auf 

anerkannte Prüfungsabschlüsse. 

Diese werden unterteilt in Haupt­
und Nebengruppen, und es wird 
gewährleistet, daß das Schema bei 
Bedarf weiter ausgedehnt werden 
kann. Den Zuordnungserfordernis­
sen auf erhebungstechnischer 
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Ebene und den für auswertungs­
technische Zwecke unbedingt not­
wendigen Verdichtungsmöglich­
keiten - in jeder statistischen Ta­
belle hängen die Analysebreite 
bzw. die Kombination verschiede­
ner oder die weitere Aufgliede­
rung einzelner Merkmale in den 
Tabellenköpfen von den gleichzei­
tigen Verdichtungsmöglichkeiten 
in den Tabellenvorspalten ab, da 
bei einer vorgegebenen Grund­
masse die Zellenbesetzung und 
damit auch die Repräsentativität 
der Ergebnisse mit jeder zusätzli­
chen Auffächerung sinkt - wird 
hier in überzeugender Weise ent­
sprochen. 

Ferner kommt diese Systematik 
den unterschiedlichen Schwer­
punkten einer analytischen Be­
trachtung des Weiterbildungs­
marktes entgegen. Zum einen 
könnte zur Erhöhung der Angebots­
transparenz auf einen feingeglie­
derten Themenkatalog zurückge­
griffen werden, der den Nachfra­
gern von Weiterbildungsveranstal­
tungen die gewünschten Angaben 
über die sie interessierenden ge­
planten Maßnahmen liefert. Zum an­
deren könnte sich eine Auswertung 
über die Inanspruchnahme der 
Angebote im Rahmen eines "Soll­
Ist-Vergleichs'' auf grobgeglieder­
te Themengruppen beschränken, 
die dem Ziel einer Erhöhung der 
Nachfragetransparenz am ehesten 
zu entsprechen scheinen. Auch die 

Konzeptionelles Grundraster zum Aufbau eines angebots-und nachfrage­
bezogenen statistischen Informationssystems zur beruflichen Weiterbil­
dung 

Auskunftsstellen 

Träger von Weiter­
bildungsveranstal­
Iungen gemäß einer 
erhebungsziel­
gerechten Anbieter­
syste matik 

Quelle: Hilzenbecher, 1990b. 

,-------, 
1 

begrifflicher Filter 

I 

I 

freie Themen-
zuordnung durch die 
Träger unter Berück­
sichtigung eines vor­
gegebenen definito­
rischen Rasters 

I 

I 

L _______ _j 

Erhebungsmerkmale 

festgelegte feinge­
gliederte Veranstal­
tungs- sowie grobge­
gliederte teilnehmer­
bezogene Merkmale 
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weiteren Erhebungsmerkmale 
werden von dem einzelnen Analy­
seschwerpunkt, mit dem jeweils 
eine völlig unterschiedliche Be­
trachtungsweise verbunden ist, be­
stimmt. 

Erhebungsmerkmale bei 
ex ante- und bei 
ex post-Betrachtung 

Einer angebotsbezogenen Analyse 
liegt prinzipiell eine ex ante-Be­
trachtung zugrunde. Deshalb ist 
die Erfassung teilnehmerbezoge­
ner Merkmale nicht möglich, und 
auch die Erfragung trägerbezoge­
ner Daten tritt in den Hintergrund. 
Im Mittelpunkt stehen hier detail­
lierte themen- und veranstaltungs­
bezogene Informationen, die den 
Weiterbildungsinteressenten das 
Auffinden der für sie optimalen An­
gebote erlauben. Während eine 
genaue thematische Zuordnung 
durch die Träger auf der Basis des 
vorgestellten Gliederungsschemas 
erfolgen könnte, wären die veran­
staltungsbezogenen Daten über ei­
nen zusätzlichen Merkmalskatalog 
zu ermitteln. Neben dem Ort und 
den Kosten der Veranstaltung für 
die Teilnehmer sollte ein solcher 
Katalog vor allem Zeit- und Veran­
staltungsformkriterien beinhalten. 
Zu den Zeitkategorien gehören die 
Dauer der Veranstaltung (Stunden, 
Tage, Wochen, Monate) sowie de­
ren chronologische Einteilung (z. B. 
ganztags, abends, am Wochen­
ende). Zur Typisierung der Veran­
staltungsform kommen Angaben 
über die Darbietungsform (z. B. 
Kurs, Seminar, Gesprächskreis 
etc.), die maximale Teilnehmerzahl 
sowie der Hinweis auf die Möglich­
keit zur Erlangung eines Zertifikat­
abschlusses oder eine eventuelle 
Förderung nach dem Arbeitsförde­
rungsgesetz in Betracht. 

Solche feingegliederten themen­
und veranstaltungsorientierten In­
formationen sind bei einer nachfra­
gebezogenen Analyse, die grund­
sätzlich ex post ausgerichtet ist, 
nicht erforderlich. Hier sind, ne­
ben emer aggregationsfähigen 
Träger- und Themensystematik, ei-
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mge weitere veranstaltungsbezo­
gene sowie vor allem teilnehmer­
bezogene Merkmale von Bedeu­
tung. Dazu zählt auch die Frage, 
wie oft eine Veranstaltung zu einem 
bestimmten Thema realisiert wur­
de. Erst die Information über die 
Durchführungshäufigkeit gestattet 
nämlich Einblicke in die tatsächli­
che Inanspruchnahme eines The­
mengebietes. Als nahezu unver­
zichtbar für nachfrageorientierte 
Analysen privater und öffentlicher 
Entscheidungsträger dürfte sich 
außerdem eine Aufgliederung der 
Anzahl der Weiterbildungsteilneh­
mer nach Geschlecht und nach Al­
tersgruppen erweisen. Der Raum 
für die Aufnahme zusätzlicher teil­
nehmerbezogener Merkmale 
scheint hingegen sehr begrenzt zu 
sein, selbst wenn sich die Analyse 
solcher Merkmale nicht auf Einzel­
veranstaltungen, sondern auf grob­
gegliederte Themengruppen kon­
zentrieren könnte. 

Für den Aufbau eines statistischen 
Informationssystems zur berufli­
chen Weiterbildung sind nun ne­
ben kostenmäßigen und rechtli­
chen Aspekten zahlreiche we itere 
Fragen klärungsbedürftig und zu­
sätzliche Arbeiten erforderlich. So 
ist stets zu bedenken, daß auf diese 
Weise Ausmaß und Inhalt der in­
nerbetrieblichen Weiterbildung, 
die insbesondere in Großunterneh­
men an Bedeutung gewinnt, nur un­
vollständig zu ermitteln wären. Da 
deren Träger - die Betriebe - mit 
ihren Angeboten nicht auf dem of­
fenen Markt auftreten, besteht von 
ihrer Seite aus kein prinzipielles In­
teresse, Informationen über 
angebots- und vor allem über 
nachfragebezogene Aspekte ihrer 
Weiterbildungsveranstaltungen ei­
nem breiteren Personenkreis zu­
gänglich zu machen. Die Verwer­
tungsmöglichkeiten solcher Daten 
für private und öffentliche Ent­
scheidungsträger im Weiterbil­
dungsbereich wären aber ohnehin 
begrenzt. Die internen Veranstal­
tungen sind meist auf ein spezifi­
sches innerbetriebliches Ziel ab­
gestellt und bleiben für externe Be­
sucher verschlossen. Entsprechen­
de Angaben würden den potentiel­
len Nachfragern somit keinen ver-

besserten Einblick in den für sie 
relevanten Angebotskatalog lie­
fern. Sollen diese Maßnahmen hin­
gegen auch Nichtbetriebsangehö­
rigen zugänglich gemacht werden, 
was beispielsweise bei größeren 
Unternehmen auf dem Sektor der 
Informationstechnologie die Regel 
sein dürfte, wären sie aus deren 
Sicht ex definitione als außerbe­
triebliche Weiterbildung einzustu­
fen und müßten als solche erhoben 
werden. Daten über Umfang und 
Inhalt der internen, ausschließlich 
für Betriebsangehörige angebote­
nen Veranstaltungen sind demzu­
folge höchstens von ergänzendem 
Interesse. Für deren statistische 
Abschätzung könnte deshalb auf 
das Instrument der Stichprobener­
hebung oder auf die Ergebnisse 
der vorhandenen repräsentativen 
Bevölkerungsbefragungen zurück­
gegriffen werden. 

Darüber hinaus wäre zu klären, ob 
die Bereitstellung von Daten über 
Angebot und Nachfrage getrennt 
oder zusammen erfolgen soll. Für 
eine Zusammenlegung spricht aller­
dings bereits der geringere 
Kosten- und Zeitaufwand. Die Ver­
anstaltungsträger hätten hierbei 
nach einer ein- oder zweijährigen 
Übergangsphase in einer ex ante­
Betrachtung über geplante Ange­
bote und gleichzeitig oder in regel­
mäßigen Abständen in einer ex 
post-Betrachtung über tatsächlich 
durchgeführte Maßnahmen zu be­
richten , woraus ein zusätzlicher 
Kontrollmechanismus für die Infor­
mationsabgabe resultieren würde. 

Kooperation mit 
den Trägerorganisationen 

Ein derart flächendeckend ange­
legtes Angebots- und Nachfragein­
formationssystem könnte allen Wei­
terbildungsinteressenten die für 
sie relevanten Angaben zur Verfü­
gung stellen. Für die Bildungsein­
richtungen würde die Aufnahme in 
diesem Register, das problemlos 
regional und thematisch aufge­
schlüsselt werden könnte, den 
Charakter eines bedeutenden 
Werbeträgers darstellen, und sie 
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könnten sich ein Bild über die vor­
zugsweise nachgefragten Themen­
bereiche verschaffen. Von daher 
könnte der Mitwirkungsbereit­
schaft der Träger durchaus optimi­
stisch entgegengesehen werden. 

Diese Einschätzung erschiene vor 
allem dann gerechtfertigt, wenn 
eine Kooperation mit den Dachor­
ganisationen von Bildungsträgern, 
z. B. den Verbänden der Wirtschaft 
oder der Volkshochschulen, ge­
währleistet werden könnte, die ei­
nen Rückgriff auf bereits vorhande­
ne Statistiken erlauben würde. So 
könnte bei einer Anbindung an das 
vom Deutschen Industrie- und Han­
delstag und dem Zentralverband 
des Deutschen Handwerks gestar­
tete bundesweite "Weiterbildungs­
Informations-System" und bei einer 
Zusammenführung mit weiteren 
Trägerstatistiken die Angebots­
seite des Weiterbildungsmarktes 
möglicherweise schon statistisch 
abgedeckt werden. Die hier aufge­
nommenen Bildungse inrichtungen 
hätten sodann in einer ex post-Be­
trachtung anzugeben, zu welchen 
Themenbereichen sie in der abge­
laufenen Veranstaltungsperiode 
Weiterbildungsmaßnahmen durch­
geführt hatten. Zu jenen, im Be­
darfsfalle noch zu aggregierenden, 
Themenbereichen wären dabei 
mit Hilfe einer gezielten Befragung 
die relevanten Veranstaltungs- und 
teilnehmerbezogenen Daten zu er­
heben, die einen fundierten Ein­
blick in die Nachfragestruktur der 
beruflichen Weiterbildung ge­
währleisten könnten. Diese Abfra­
ge müßte keineswegs jedes ] ahr 
erfolgen, sondern könnte sich auf 
bestimmte Zeitabstände, e twa alle 
zwei oder drei Jahre, beschränken. 

Wesentliche Elemente solcher 
Überlegungen zum Aufbau eines 
kombinierten angebots- und nach­
fragebezogenen statistischen Infor­
mationssystems zur beruflichen 
Weiterbildung konnten bereits im 
Rahmen der vom Statistischen Lan­
desamt Baden-Württemberg Ende 
1988 in Angriff genommenen "Pilot­
erhebung Berufliche Weiterbil­
dung" getestet und ausgebaut wer­
den (vgl. Hilzenbecher, l990b). So 
wurde auf der Grundlage öffent-
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lieh zugänglicher Quellen ein All­
bieterverzeichnis zusammenge­
stellt, das allein für Baden-Würt­
temberg annähernd 2 000 Einrich­
tungen zur beruflichen Weiterbil­
dung umfaßt. Ein entsprechend 
bundesweit ausgerichtetes Kon­
zept nähme sich vor diesem Hinter­
grund recht vielversprechend aus. 
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Das internationale Übereinkommen 
zur beruflichen Bildung 

Die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis­
senschaft und Kultur (UNESCO) beschloß eine weltweite 
Konvention 1) zur Entwicklung der beruflichen Bildung 

Hans Krönner, Winfried Purgand 

Die gegenwärtige politische und wirtschaftliche Entwicklung in Europa führt zu erheblichen 
sozialen Umwälzungen, die auch nicht vor der beruflichen Bildung haltmachen. Auch außer­
halb Europas wächst der Handlungsdruck auf die Berufsbildungspolitik 

Die UNESCO als weltweite Spezialorganisation der Vereinten Nationen hat deshalb nicht 
nur eine Reihe praktischer Maßnahmen zur Unterstützung der Berufsbildung in Entwick­
lungsländern durchgeführt 2), sondern auch versucht, durch internationale Übereinkom­
men die bildungspolitische Diskussion in den Mitgliedstaaten zu befruchten. 

jüngstes Beispiel ist das internationale Übereinkommen zur beruflichen Bildung, das von 
der Generalkonferenz der UNESCO am 10. November 1989 verabschiedet worden ist und 
nun den Mitgliedstaaten zur Ratifizierung vorliegt. 

Die beiden Autoren dieses Beitrags haben in den vergangenen fahren auf Beratung und 
Verabschiedung des Übereinkommens wesentlichen Einfluß genommen. 

Aufbau 
des Übereinkommens 

Das Übereinkommen gliedert sich 
in eine Präambel, in sechs mate­
rielle Artikel zur beruflichen Bil-

dung (Artikel l bis 6), einen Artikel 
zur Berichterstattung über die An­
wendung des Übereinkommens 
(Artikel 7) sowie acht Artikel zum 
Ratifizierungsverfahren und ande­
ren rechtlichen Fragen (Artikel 8 
bis 15). 

23 



FACHBEITRÄGE 

Hans Krönner, Dipl.-lng. 
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildung und Vorsitzender des Fach­
ausschusses Bildung und Erziehung der Deut­
schen UNESCO-Kommission. 

Der materielle Teil hat folgenden 
Aufbau: 

Artikel 1: Geltungsbereich des 
Übereinkommens 

a) Begriffsbestimmung "berufliche Bildung" 
b) Anwendung auf verschiedene Formen, 

Ebenen und Träger 
c) Verhältnis des Übereinkommens zu Ver­

fassung und Gesetzgebung der Ver­
tragsstaaten 

Artikel 2: Ziele und Grundsätze 
beruflicher Bildung 

(l) Ziele 
(2) Inhalte staatlicher Rahmenvorgaben 
(3) Diskriminierungsverbot 
(4) Benachteiligte und Behinderte 

Artikel 3: Inhalte und Strukturen 
beruflicher Bildung 

(l) Inhalte beruflicher Bildung 
(2) Einordnung in das Bildungssystem 
(3) Allgemeine und berufliche Bildung 
(4) Unterstützung ausbildender Betriebe 
(5) Festlegung und Weiterentwicklung der 

Lernziele 
(6) Beurteilungswesen; Externenprüfung 

Artikel 4: Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung 

Artikel 5: Personal in der 
beruflichen Bildung 

(l) Qualifikation 
(2) Fortbildung 
(3) Beschäftigungsbedingungen 

Artikel 6: Internationale Zusammenarbeit 
a) Erfahrungsaustausch 
b) Verwendung internationaler Normen 
c) Anerkennung von Abschlüssen 
d) Austausch von Personal 
e) Ausländische Lernende 
f) Zusammenarbeit zwischen Industrie- und 

Entwicklungsländern 
g) M obilisierung von Mitteln. 
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Winfried Purgand, Dr. sc. paed. 
ist Leiter des Bereichs " Internationale Vergleiche 
der Berufsbildung" am Zentralinstitut für Berufs­
bildung der DDR und Mitglied der Fachsektion 
Bildung der UNESCO-Kommission der DDR. 

Nachstehend wird zunächst der 
volle Wortlaut3) der sechs mate­
riellen Artikel wiedergegeben und 
kommentiert. 

Artikel 1 

Die Vertragsstaaten kommen wie folgt 
übe rein: 
a) Für die Zwecke dieses Übereinkom­
mens bezeichnet der Ausdruck "berufli­
che Bildung' ' alle Formen und Stufen des 
Bildungsprozesses, die ergänzend zu all­
gemeinen Kenntnissen das Erlernen von 
Technologien und damit zusammenhän­
gendem Wissen zum Ziel haben sowie 
auf den Erwerb praktischer Fertigkeiten 
und Erfahrungen, von Verhaltensweisen 
und Verständnis in bezug auf Berufe in 
den verschiedenen Bereichen des wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Le­
bens gerichtet sind; 

b) dieses Übereinkommen findet auf al­
le Formen und Stufen der beruflichen Bil­
dung Anwendung, die in Bildungsein­
richtungen oder durch gemeinschaft­
liche Bildungsgänge vermittelt wird, die 
von Bildungseinrichtungen einerseits 
und gewerblichen, landwirtschaftlichen, 
kaufmännischen oder anderen mit der 
Arbeitswelt zusammenhängenden Be­
trieben andererseits gemeinsam organi­
siert werden; 

c) dieses Übereinkommen wird in 
Übereinstimmung mit den Verfassungs­
bestimmungen und Rechtsvorschriften 
jedes Vertragsstaates angewendet. 

Zu Artikel 1: 
Geltungsbereich des Über­
einkommens 

Die Beschreibung des Geltungsbe­
reichs erwies sich bei der Bera-

tung der verschiedenen Entwürfe 
als ein unerwartet schwieriges Un­
terfangen. Dafür waren mehrere 
Gründe maßgebend: 
e Nicht in allen Staaten wird der 

Begriff berufliche Bildung mit 
einem bestimmten Bereich des 
Bildungswesens (in der Bundes­
republik Deutschland vor allem 
mit dem Sekundarbereich II 
und der Berufsausbildung im 
dualen System) assoziiert. In vie­
len Staaten wird beispielsweise 
ein Hochschulstudium ebenso 
als berufliche Bildung verstan­
den. 4) Es bestand jedoch Ein­
vernehmen darüber, daß die 
Mitgliedstaaten berechtigt sein 
sollen, den in dem Übereinkom­
men benutzten Begriff technical 
and vocational education ge­
mäß dem landesüblichen Ver­
ständnis in Bildungswesen und 
Gesetzgebung zu gebrau­
chen. 5) 

e Berufliche Bildung wird - an­
ders als allgemeine Bildung -
nicht in allen Staaten als integra­
ler Bestandteil des öffentlichen 
Bildungswesens verstanden. 
Dies gilt in besonderem Maße 
für die unterschiedlichen For­
men betrieblicher Berufsausbil­
dung. 6) Das Bestreben einiger 
Mitgliedstaaten, jegliche Form 
betrieblicher Berufsausbildung 
aus dem Geltungsbereich des 
Übereinkommens auszuklam­
mern 1), hätte das Übereinkom­
men aber aus der Sicht anderer 
Mitgliedstaaten, insbesondere 
der beiden deutschen Staaten, 
weitgehend entwerten können. 
Das Übereinkommen sollte ja 
gerade einen Beitrag dazu lei­
sten, die öffentliche Verantwor­
tung auch für die außerschuli­
sche Berufsbildung zu doku­
mentieren. 

e Schließlich wurde (auch von der 
Bundesrepublik Deutschland) 
vorgetragen, gerade wegen der 
Mitwirkung von Betrieben an 
der beruflichen Bildung könne 
jedenfalls in einem marktwirt­
schaftliehen System der Staat 
nicht uneingeschränkt für alle 
Aspekte der beruflichen Bil­
dung (beispielsweise für das 
Angebot einer bestimmten Zahl 
und Qualität von Ausbildungs-
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plätzen) garantieren. Auch die 
verfassungsmäßige Verteilung 
von Zuständigkeiten in Bundes­
staaten hier fühlten sich 
neben der Bundesrepublik 
Deutschland insbesondere Au­
stralien und Kanada angespro­
chen - sollte durch das Über­
einkommen nicht in Frage ge­
stellt werden. Mit der Klausel in 
Artikel l c) wurde e ine Formu­
lierung gefunden, die diesen 
Überlegungen Rechnung trägt. 8) 

Artikel 2 

(l) Die Vertragsstaaten kommen über­
ein, Grundsätze aufzustellen, Strategien 
zu entwickeln und entsprechend ihren 
Bedürfnissen und Mitteln im Bereich der 
beruflichen Bildung Bildungsgänge ein­
zurichten und Lehrpläne anzuwenden, 
die dazu bestimmt sind, Jugendlichen 
und Erwachsenen im Rahmen des jewei­
ligen Bildungssystems die Möglichkeit zu 
geben, die Kenntnisse und praktischen 
Erfahrungen zu erwerben, die für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
sowie für die persönliche und kulturelle 
Entfaltung des einzelnen in der Gesell­
schaft wesentlich sind. 
(2) Der allgemeine Rahmen für die Ent­
wicklung der beruflichen Bildung wird in 
jedem Vertragsstaat durch geeignete 
Rechtsvorschriften oder andere Maßnah­
men festgelegt, die fo lgendes vorsehen: 
a) die Ziele, die in der beruflichen Bil­
dung erreicht werden sollen, wobei die 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Entwicklungsbedürfnisse und die per­
sönliche Entfaltung des einzelnen zu be­
rücksichtigen sind; 
b) das Verhältnis zwischen der berufli­
chen Bildung einerseits und anderen Ar­
ten der Bildung andererseits unter be­
sonderer Berücksichtigung der horizon­
talen und vertikalen Durchlässigkeit der 
Bildungsgänge; 
c) die von den verantwortlichen Stellen 
festgelegten Strukturen für die verwal­
tungsmäßige Organisation der berufli­
chen Bildung; 
d) d ie Rolle der für Wirtschafts-, Sozial­
und Entwicklungsplanung in den ver­
schiedenen Bereichen der Wirtschaft 
verantwortlichen öffentlichen Stellen und 
gegebenenfalls der Berufsverbände, Ar­
beitnehmer, Arbeitgeber und anderen 
betroffenen Gruppen. 

(3) Die Vertragsstaaten gewährle isten, 
daß niemand, der die bildungsmäßigen 
Voraussetzungen für die Zulassung zur 
beruflichen Bildung erfüllt, aufgrund der 
Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, 
der Sprache, der Religion, der nationa­
len oder sozialen Herkunft, der politi­
schen oder sonstigen Anschauung, der 
wirtschaftlichen Stellung, der Geburt 
oder aus anderen Gründen diskriminiert 
wird. Die Vertragsstaaten setzen sich für 
die Verwirklichung des Rechts auf glei-
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chen Zugang zur beruflichen Bildung 
und für gleiche Lernmöglichkeiten wäh­
rend des gesamten Bildungsprozesses 
ein. 
(4) Die Vertragsstaaten tragen den be­
sonderen Bedürfnissen der Behinderten 
und anderer benachteiligter Gruppen 
Rechnung und treffen geeignete Maß­
nahmen, um es diesen Gruppen zu er­
möglichen, aus der beruflichen Bildung 
Nutzen zu ziehen. 

Zu Artikel 2: 
Ziele und Grundsätze 
beruflicher Bildung 

In diesem Artikel werden über­
greifende Ziele und Grundsätze in 
der beruflichen Bildung genannt. 
Bei allen Unterschieden ihrer Be­
rufsbildungssysteme bestand doch 
unter den Mitgliedstaaten schließ­
lich Konsens darüber, daß gewisse 
staatliche Rahmenvorgaben unab­
dingbar sind - auch dann, wenn 
die berufliche Bildung nicht in 
staatlichen Einrichtungen durchge­
führt wird. 

Zu Artikel 2 Absatz 2 b) ist anzu­
merken, daß die Forderung nach 
Durchlässigkeit zwischen allgemei­
ner und beruflicher Bildung auf ei­
nen Vorschlag der Deutschen De­
mokratischen Republik zurück­
geht, der von der Bundesrepublik 
Deutschland unterstützt wurde. Die 
Diskussion zeigte aber auch, daß 
diese Forderung für viele Mitglied­
staaten durchaus nicht selbstver­
ständlich ist. 

Artikel 2 Absatz 3 sieht ein Diskri­
minierungsverbot u . a. aufgrund 
der nationalen Herkunft vor. Derar­
tige Diskriminierungsverbote fin­
den sich auch in anderen Überein­
kommen. Der letzte Satz, der dar­
über hinaus das Recht auf gleichen 
Zugang und gleiche Lernmöglich­
keiten betont, geht auf einen Er­
gänzungsvorschlag der DDR zu­
rück. Beide Formulierungen heben 
aber nicht solche Vorschriften der 
Vertragsstaaten auf, die eine Zulas­
sung zur Berufsausbildung an eine 
gültige Aufenthalts- oder Arbeits­
erlaubnis knüpfen. 

Der Hinweis auf eine besondere 
Förderung Behinderter und Be-
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nachte iligter in Artikel 2 Absatz 4 
wurde von Indien eingebracht; die 
Bundesrepublik Deutschland hat 
dies unterstützt und zusätzlich auf 
eine Änderung der Formulierung 
hingewirkt mit dem Ziel, Behinder­
te und Benachteiligte nicht grund­
sätzlich in spezielle berufliche Bil­
dungsgänge abzusondern. 

Artikel 3 

(l) Die Vertragsstaaten kommen über­
ein, Bildungsgänge der beruflichen Bil­
dung anzubieten und weiterzuent­
wickeln, die folgendes berücksichtigen: 
a) die b ildungsmäßigen, kulturellen 
und sozialen Lebensumstände der be­
troffenen Menschen und ihre beruflichen 
Ziele; 
b) die in den verschiedenen Bereichen 
der Wirtschaft benötigten beruflichen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Qualifika­
tionsstufen sowie den zu erwartenden 
technologischen und strukturellen 
Wandel; 
c) Beschäftigungsmöglichkeiten und 
Entwicklungsaussichten auf nationaler, 
regionaler und kommunaler Ebene; 
d) Schutz der Umwelt und des gemein­
samen Erbes der Menschheit; 
e) Gesundheit, Sicherheit und Wohl­
ergehen am Arbeitsplatz. 
(2) Die berufliche Bildung soll so ge­
plant werden, daß sie sich im Rahmen of­
fener und flexibler Strukturen im Zusam­
menhang des lebenslangen Lernens 
vollzieht; sie soll folgendes sicherstellen: 

a) eine Einführung in Technik und Ar­
beitswelt für alle Jugendlichen im Rah­
men der allgemeinen Bildung; 
b) Bildungs- und Berufsberatung und 
-information sowie Eignungsberatung; 

c) Vermittlung von Bildung, die darauf 
zielt, die für einen qualifizierten Beruf 
notwendigen Kenntnisse und prakti­
schen Erfahrungen zu erwerben und 
auszubauen; 

d) eine Grundlage für Bildung und Aus­
bildung, die für die berufliche Mobilität, 
die Verbesserung der beruflichen Quali­
fikationen und die Aktualisierung der 
Fertigkeiten, der Kenntnisse und des 
Verständnisses wesentlich sein kann; 
e) eine ergänzende allgemeine Bildung 
für diejenigen, die eine berufliche Erst­
ausbildung am Arbeitsplatz oder in an­
derer Form sowohl innerhalb als auch 
außerhalb von Berufsbildungseinrichtun­
gen erhalten; 

!) Weiterbildungs- und Ausbildungskur­
se für Erwachsene in erster Linie zum 
Zweck der Umschulung sowie der Ver­
vollständigung und Verbesserung der 
Qualifikationen derjenigen, deren Wis­
sensstand infolge des wissenschaftlich­
technischen Fortschritts oder von Verän­
derungen in der Beschäftigungsstruktur 
oder der sozialen und wirtschaftlichen 
Lage überholt ist, sowie für Menschen in 
besonderen Lebensumständen. 
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(3) Die beruflichen Bildungsgänge sol­
len den fachlichen Anforderungen der 
betreffenden Bereiche des Beschäfti­
gungssystems entsprechen und auch die 
allgemeine Bildung vermitteln, die für 
die persönliche und kulturelle Entwick­
lung des einzelnen notwendig ist, sowie 
unter anderem die für den betreffenden 
Beruf wichtigen sozialen, wirtschaftli­
chen und umweltbezogenen Grundge­
danken umfassen. 

(4) Die Vertragsstaaten kommen über­
ein, Unterstützung und Beratung solchen 
Trägern beruflicher Bildung zukommen 
zu lassen, die außerhalb von Bildungs­
einrichtungen tätig sind, welche an ge­
meinschaftlichen Bildungsgängen der 
beruflichen Bildung mitwirken. 

(5) Auf jeder beruflichen Ebene müssen 
die erforderlichen Fähigkeiten so klar 
wie möglich festgelegt und die Lehr- und 
Ausbildungspläne ständig auf dem neue­
sten Stand gehalten werden, damit neue 
Kenntnisse und Techniken einbezogen 
werden können. 

(6) Bei der Beurteilung der Fähigkeit 
zur Ausübung einer beruflichen Tätigkeit 
sowie der Bestimmung angemessener 
Leistungsnachweise in der beruflichen 
Bildung sollen sowohl die theoretischen 
als auch die praktischen Aspekte des be­
treffenden Fachgebiets berücksichtigt 
werden; sie sollen sowohl auf Personen, 
die eine Ausbildung erhalten haben, als 
auch auf solche, die ihre Berufserfah­
rung im Beschäftigungssystem gewon­
nen haben, Anwendung finden. 

Zu Artikel 3: 
Inhalte und Strukturen 
beruflicher Bildung 

Nach einer Nennung wesentlicher 
Bestandteile von beruflichen Bil­
dungsangeboten in Absatz l folgen 
in Absatz 2 einige Kriterien für die 
Einordnung der beruflichen Bil­
dung in das Bildungssystem Be­
merkenswert ist der in Artikel 3 
Absatz 2 e) dokumentierte Kon­
sens, daß auch denjenigen eine er­
gänzende allgemeine Bildung ver­
mittelt werden soll, die eine beruf­
liche Ausbildung außerhalb von Bil­
dungsinstitutionen erhalten haben. 

Auf Vorschlag der Bundesrepublik 
Deutschland wurde in den Artikel 3 
ein Absatz 4 eingefügt, in dem sich 
die Vertragsstaaten verpflichten, 
auch außerschulische Träger (z. B. 
Betriebe) bei der Erfüllung von 
Aufgaben der beruflichen Bildung 
zu beraten und zu unterstützen. 
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Artikel 3 Absatz 6 fordert, daß es 
für Leistungsbewertung und Zeug­
nisse nicht darauf ankommen soll , 
ob die Fertigkeiten und Kenntnisse 
in einem formellen Bildungsgang 
erworben worden sind - für Bil­
dungssysteme, die von schulischen 
Formen beruflicher Bildung ge­
prägt sind, durchaus eine bedeut­
same Feststellung. 

Artikel 4 
Die Vertragsstaaten kommen überein, in 
regelmäßigen Abständen die Struktur 
der beruflichen Bildung, die Bildungs­
gänge und Lehrpläne, die Ausbildungs­
methoden und -materialien sowie die 
Formen der Zusammenarbeit zwischen 
dem Schulsystem und der Arbeitswelt zu 
überprüfen, um zu gewährleisten, daß 
sie ständig dem wissenschaftlich-techni­
schen Fortschritt, dem kulturellen Fort­
schritt und den sich verändernden An­
forderungen des Beschäftigungssystems 
in den verschiedenen Bereichen der 
W irtschaft angepaßt werden und daß 
Fortschritte in der Bildungsforschung 
und -innovation berücksichtigt werden, 
damit die wirksamsten Lehrmethoden 
zur Anwendung kommen. 

Zu Artikel 4: 
Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung 

Im Artikel 4 verpflichten sich die 
Vertragsstaaten zur Überprüfung 
und Weiterentwicklung der beruf­
lichen Bildung. Als ein Beispiel, 
wie eine derartige Verpflichtung 
eingelöst werden kann, wurde 
während der Beratung der in der 
Bundesrepublik Deutschland jähr­
lich zu erstellende Berufsbildungs­
bericht erwähnt. 

Artikel 5 
(I) Die Vertragsstaaten kommen über­
ein, daß alle im Bereich der beruflichen 
Bildung Lehrenden und Ausbildenden, 
gleichviel, ob sie als Voll- oder Teilzeit­
kräfte tätig sind, über angemessene theo­
retische und praktische Kenntnisse in ih­
rem beruflichen Fachbereich sowie über 
entsprechende pädagogische Fähigkei­
ten verfügen sollen, die der Art und dem 
Niveau der Bildungsveranstaltungen ent­
sprechen, die sie durchzuführen haben. 

(2) Im Bereich der beruflichen Bildung 
Lehrende und Ausbildende sollen Gele­
genheit erhalten, ihr Fachwissen und 
ihre fachlichen Fertigkeiten und Kennt­
nisse durch besondere Lehrgänge, Be­
triebspraktika und andere organisierte 

Tätigkeiten, welche die Verbindung zur 
Arbeitswelt herstellen, auf den neuesten 
Stand zu bringen; außerdem sollen sie 
über Neuerungen im Bildungswesen, die 
in ihrem besonderen Fachbereich An­
wendung finden könnten, unterrichtet 
und darin ausgebildet werden sowie Ge­
legenheit erhalten, sich an der entspre­
chenden Forschung und Entwicklung zu 
beteiligen 

(3) Den Lehrkräften und dem sonstigen 
Fachpersonal im Bereich der berufli­
chen Bildung sollen ohne Diskriminie­
rung gleiche Beschäftigungsmöglichkei­
ten geboten werden, und ihre Beschäfti­
gungsbedingungen sollen derart sein, 
daß für das jeweilige Fachgebiet qualifi­
ziertes Personal angeworben, eingestellt 
und gehalten werden kann. 

Zu Artikel 5: 
Personal in der beruflichen 
Bildung 

Bedeutsam ist bei den Aussagen 
des Übereinkommens zum Lehr­
personal, daß es gelungen ist, die­
sen Artikel über (Berufsschul-)Leh­
rer hinaus auch für anderes Lehr­
personal zu öffnen. Dies kommt 
durch die Wahl des Begriffs Leh­
rende (persons teaching) anstelle 
des ursprünglich vorgesehenen 
Begriffs Lehrer (teachers) zum Aus­
druck. Damit ist festgehalten, daß 
auch der betriebliche Ausbilder 
neben den Fachkenntnissen über 
angemessene pädagogische Fä­
higkeiten verfügen soll. Auch hier 
waren bei einigen Mitgliedstaaten 
Tendenzen zu bemerken, den Staat 
von jeglicher Verantwortung für 
die berufliche Bildung außerhalb 
von Schulen freizustellen. 

Artikel 6 
Zur Erleichterung der internationalen Zu­
sammenarbeit kommen die Vertragsstaa­
ten überein, 
a) die Sammlung und Verbreitung von 
Informationen über Neuerungen, Ideen 
und Erfahrungen in der beruflichen Bil­
dung zu fördern und sich aktiv am inter­
nationalen Austausch im Bereich der 
Ausbildungspläne für Lernende und 
Lehrende, der Methoden, Ausstattungs­
standards und Lehrbücher auf dem Ge­
biet der beruflichen Bildung zu betei­
ligen; 
b) in der beruflichen Bildung die Ver­
wendung internationaler fachlicher Nor­
men, die in der Industrie, im Handel und 
in anderen Bereichen der Wirtschaft an­
gewendet werden, zu fördern; 
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c) Schritte zur Erreichung der Anerken­
nung der Gleichwertigkeit der durch be­
rufliche Bildung erworbenen Qualifika­
tionen zu fördern; 

d) den internationalen Austausch von 
Lehrkräften, Verwaltungspersonal und 
anderen Fachleuten im Bereich der be­
ruflichen Bildung zu fördern; 

e) Lernenden aus anderen Ländern, ins­
besondere aus Entwicklungsländern, 
die Möglichkeit zu bieten, in ihren Ein­
richtungen, berufliche Bildung zu erhal­
ten, insbesondere mit dem Ziel, das Er­
lernen, das Aneignen, die Anpassung, 
die Weitergabe und die Anwendung von 
Technologie zu erleichtern; 

f) die Zusammenarbeit zwischen allen 
Ländern, insbesondere aber zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern, im 
Bereich der beruflichen Bildung zu för­
dern, um die Entwicklung der Technola­
gien in den einzelnen Ländern voranzu­
bringen; 

g) Mittel zur Stärkung der internationa­
len Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung zu mobilisieren. 

Zu Artikel 6: 
Internationale 
Zusammenarbeit 

Dieser Artikel soll den Austausch 
von Informationen, aber auch von 
Fachpersonal und Lernenden för­
dern. Die internationale Anerken­
nung von Abschlüssen soll voran­
gebracht werden. Diese Forde­
rung wurde in der Diskussion vor 
allem von Entwicklungsländern 
vorgetragen; einige westeuropäi­
sche Staaten, darunter auch die 
Bundesrepublik, zeigten sich in 
dieser Frage unter Hinweis aufvor­
rangige Vorhaben innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft reser­
viert. Ferner soll vor allem zwi­
schen Industrie- und Entwicklungs­
ländern die Zusammenarbeit in 
der beruflichen Bildung gefördert 
werden. Der Vorschlag, einen Son­
derfonds zur Förderung der beruf­
lichen Bildung einzurichten, wurde 
im Rahmen des Übereinkommens 
nicht weiter verfolgt; statt dessen 
wurde auf gemeinsamen Antrag 
mehrerer Mitgliedstaaten, darun­
ter der beiden deutschen Staaten, 
der Generaldirektor der UNESCO 
daran erinnert, künftig der beruf­
lichen Bildung im Programm der 
UNESCO höhere Priorität einzuräu­
men. 
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Stellenwert im Programm 
der UNESCO 

Bereits im Jahre 1962 hatte die Ge­
neralkonferenz der UNESCO eine 
Empfehlung zur beruflichen Bil­
dung verabschiedet. Diese Emp­
fehlung wurde im Jahre 1974 als 
Überarbeitete Empfehlung zur be­
ruflichen Bildung neu gefaßt. 9) 

Der Umfang der Empfehlung von 
1974 übertrifft jenen des jetzt ver­
abschiedeten Übereinkommens 
um ein Mehrfaches. Sie ist erheb­
lich breiter angelegt. So enthält die 
Empfehlung etwa ausführliche Ab­
schnitte über die Bildungs- und Be­
rufsberatung, über die berufliche 
Weiterbildung, über die Unter­
richtstechnologie und über Organi­
sationsfragen. Daß das Überein­
kommen sehr viel knapper und auf 
das Grundsätzliche konzentriert ist, 
erklärt sich aus der unterschiedli­
chen rechtlichen Qualität eines 
UNESCO-Übereinkommens gegen­
über einer Empfehlung. 

Rechtliche Bedeutung 
eines Übereinkommens 
der UNESCO 

Empfehlungen und internationale 
Übereinkommen sind Instrumente 
der UNESCO, mit denen sie ihren 
Mitgliedstaaten Vorschläge unter­
breitet. Gemeinsam ist beiden, daß 
sie von der Generalkonferenz ver­
abschiedet werden (Empfehlun­
gen mit einfacher, Übereinkom­
men mit Zwei-Drittel-Mehrheit). So­
wohl Empfehlungen als auch Über­
einkommen sollen innerhalb eines 
Jahres nach Verabschiedung den 
zuständigen Stellen (in der Regel 
den gesetzgebenden Körperschaf­
ten) der Mitgliedstaaten vorgelegt 
werden. 10) Gemeinsam ist beiden 
Instrumenten auch, daß die Mit­
gliedstaaten zu gegebener Zeit be­
richten sollen, in welcher Weise sie 
der Empfehlung oder den Über­
einkommen in ihrem Lande Gel­
tung verschafft haben. 11 ) 

Der wesentliche Unterschied zwi­
schen beiden Instrumenten ist, daß 

FACHBEITRÄGE 

die Empfehlung Grundsätze und 
Regeln formuliert , deren Anwen­
dung den Mitgliedstaaten nahege­
legt wird. Ein internationales Über­
einkommen hingegen bedarf der 
Ratifizierung durch die Mitglied­
staaten, die hierdurch die Einhal­
tung des Übereinkommens vertrag­
lich miteinander vereinbaren. 12) 

Bildungs- und entwicklungs­
politische Bewertung des 
Übereinkommens 

Welche bildungs- und entwick­
lungs-politische Bedeutung hat nun 
das verabschiedete Übereinkom­
men für die einzelnen Mitgliedstaa­
ten der UNESCO? 

Man wird hier sicherlich unter­
scheiden müssen. In Mitgliedstaa­
ten, die über entwickelte Systeme 
beruflicher Bildung verfügen, läßt 
die Ratifizierung des Übereinkom­
mens keine wesentlichen Ände­
rungen erwarten. In den beiden 
deutschen Staaten dürften die For­
derungen des Übereinkommens 
bereits heute erfüllt sein. Denkan­
stöße könnten aber durchaus von 
ihm ausgehen, nicht zuletzt hinsicht­
lich der Anpassung der Berufsbil­
dung der DDR an die neuen markt­
wirtschaftlichen Bedingungen. Für 
das künftige Deutschland könnte 
das Übereinkommen Anlaß sein, 
einzelne Gesichtspunkte des Be­
rufsbildungssystems weiterzuent­
wickeln, etwa zur Verbesserung 
von Mechanismen der Abstim­
mung zwischen Bund und Ländern 
im dualen System oder hinsichtlich 
einer verbesserten Wahrnehmung 
öffentlicher Verantwortung in der 
beruflichen Weiterbildung. Ange­
sichts der aktuellen politischen 
und sozialen Entwicklung in der 
bisherigen DDR und der damit ver­
bundenen Unsicherheiten in der 
beruflichen Zukunft vieler Bürger 
ist die Festschreibung von Grund­
rechten für die dort arbeitenden 
und lernenden Menschen von ele­
mentarem Interesse. 

Höhere Wirksamkeit wird das 
Übereinkommen aber mit Sicher­
heit in Staaten entfalten, in denen 
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es noch weitgehend an Strukturen 
eines beruflichen Bildungssystems 
fehlt. Dies war auch das treibende 
Motiv vieler Staaten der Dritten 
Welt, von der UNESCO die Verab­
schiedung eines Übereinkommens 
zur beruflichen Bildung zu fordern. 
Schon allein die Ratifizierung eines 
solchen Übereinkommens sichert 
der beruflichen Bildung erhöhte 
Aufmerksamkeit in der öffentlichen 
politischen Diskussion. Vor allem 
aber ist zu erwarten, daß die öffent­
liche Verantwortung für die beruf­
liche Bildung in einigen Mitglied­
staaten der UNESCO gestärkt 
wird. Dort, wo berufliche Bildung 
bisher den Betrieben und Berufs­
bildungspolitik den Wirtschafts­
und Arbeitsministern überlassen 
blieb, wird sie in das Bewußtsein 
der Bildungsminister gerückt. Hier 
liegt die Stärke der UNESCO, die 
eher als die Internationale Arbeits-

Organisation (ILO) in der Lage ist , 
auf die Gestaltung von Bildungs­
politik in den Mitgliedstaaten Ein­
fluß zu nehmen. 

Anmerkungen 

1) Der englische Begriff "Convention" wird im amt­
lichen Sprachgebrauch der Bundesrepublik 
Deutschland mit "Übereinkommen" übersetzt. 

2) Zur UNESCO, ihren Aufgaben im Bildungswe­
sen und ihren Aktivitäten in der beruflichen Bil­
dung vgl. Krönner, Hans: Was ist die UNESCO? 
In: BWP, 17. Jg. (1988), Heft l, S. 6f. 

3) Bei der nachstehenden deutschen Fassung han­
delt es sich um eine nichtamtliche Übersetzung. 
Eine mit der Schweiz und Österreich abge­
stimmte deutsche Fassung wird derzeit vorbe­
reitet. 

4) Nach der ständigen Rechtsprechung des Euro­
päischen Gerichtshofs beispielsweise gehört 
"jede Form der Ausbildung, die auf eine Qualifi­
kation für einen bestimmten Beruf oder eine be­
stimmte Beschäftigung vorbereitet oder die be­
sondere Befähigung zur Ausübung eines sol­
chen Berufs oder einer solchen Beschäftigung 
verleiht " zur Berufsausbildung. Daher rechnet 
er grundsätzlich auch Hochschulstudiengänge 
zur Berufsausbildung. 

Modellversuch "Umschulung von Frauen 
gemeinsam mit Männem in Zukunftsberufe'' 
Heinke Heyken 

Ausgangspunkt des Modellver­
suchs ist die besonders schwierige 
Arbeitsmarktsituation von Frauen. 
Frauenerwerbstätigkeit ist häufig 
gekennzeichnet durch geringere 
berufliche Qualifikationen, die zu­
dem durch Unterbrechungen we­
gen Kindererziehungszeiten oft 
entwertet werden. 

Traditionell auf wenige Berufsbe­
reiche beschränkt (in nur 15 Lehr­
berufen finden sich ca. 70 % aller 
weiblichen Auszubildenden) sind 
Frauen besonders von Arbeitslo­
sigkeit bedroht durch den techno­
logischen Wandel und daraus 
resultierenden Rationalisierungs­
maßnahmen 1m Dienstleistungs­
sektor. 

Als ein Ausweg soll der Modellver­
such für Frauen ein neues, bisher 
fast ausschließlich von Männern 
besetztes Berufsfeld eröffnen. Die 
Mikroelektronik bietet gute Zu­
kunftsperspektiven, Hinderungs-

28 

gründe für Frauen wie erforder­
liche Körperkraft o. ä . gibt es nicht. 

Die Umschulung erfolgt in zwei 
Elektronikberufen, mindestens die 
Hälfte der Plätze ist für Frauen re­
serviert. Zum Konzept gehören ein 
vorgeschalteter Frauen-Orientie­
rungskurs, integrierte sozialpäd­
agogische Begleitung, kleine Lern­
gruppen (12 Teilnehmer und Teil­
nehmerinnen), Förderunterricht 
und Nachbetreung. 

Träger des 1985 angelaufenen Mo­
dellversuchs ist die Stiftung Berufli­
che Bildung in Hamburg. Betreut 
und finanziert wird er vom Bundes­
institut für Berufsbildung und der 
Behörde für Schule, Jugend und 
Berufsbildung in Harnburg im Rah­
men der "Modellversuchsreihe zur 
beruflichen Qualifizierung von Er­
wachsenen, die keine abgeschlos­
sene Berufsausbildung haben und 
ein besonderes Arbeitsmarktrisiko 
tragen' '. 

5) Vgl. Bericht der Drafting Group auf dem Treffen 
der Regierungsexperten vom 3.- 7. 4. 1989 in 
Paris. 

6) In der Bundesrepublik Deutschland klingt dies 
noch in den besonderen Zuständigkeiten für die 
betriebliche Berufsausbildung an - beispiels­
weise der Wirtschafts- und Arbeitsministerien. 

') Worführer dieser Gruppe war Japan. In Japan 
wird berufliche Bildung fast ausschließlich in 
Betrieben vermittelt; eine staatliche Regelung 
findet kaum statt. 

8) Darüber hinaus wurde in Artikel 8 näher festge­
legt, wie das Übereinkommen anzuwenden ist, 
wenn Kompetenzen auf die Zentralregierunng 
einerseits und Untergliederungen wie Länder, 
Provinzen oder Kantone anderseits aufgeteilt 
sind. 

' ) Eine deutsche Fassung liegt als Bundestags­
drucksache 7 / 3850 vom 3. 7. 1975 vor. 

10)Vgl. Verfassung der UNESCO, Artikel IV Absatz 4. 

11) Vgl. Rules of Procedure concerning recommen­
dations to Member States and internationl con­
ventions covered by the terms of Article IV, pa­
ragraph 4, of the Constitution, Beschluß der Ge­
neralkonferenz der UNESCO auf ihrer 5. Sit­
zung, zuletzt geändert auf der 17. Sitzung, Ab­
schnitt VI. 

I2)Ebenda, Abschnitt I. 

Am Ende des Modellversuchs -
im Juli 1991 - stehen Empfehlun­
gen, wie Umschulungen im ge­
wer blich-technischen Bereich 
auch für Frauen zugänglich ge­
macht werden sollten, sowie Hand­
reichungen und erprobte Unter­
richtseinheiteil (Schaubild 1). 

Erste Ergebnisse 

Der erste Umschulungsdurchgang 
mit 48 Teilnehmern und Teilnehme­
rinnen wurde im Juni 1988 abge­
schlossen und der zweite endet im 
Januar 1991. 

Unsere Erfahrungen haben ge­
zeigt, daß Frauenförderung im 
gewerblich-technischen Bereich 
nicht nur die Rahmenbedingungen 
einer Umschulung betrifft, sondern 
auch die Veränderung der Unter­
richtskonzeptionell und die Ent­
wicklung von selbstbewußtseins 
fördernden Konzepten erfordert. 
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Schaub ild l : M odellversuch " Umschulung von Frauen gemeinsam mit M ännern in Zukunftsberufe" 

Zeitskala 
März 1986 

l. Durchgang 

Juli 1986 

Juli 1988 

Oktober 1988 

2. Durchgang 

Januar 1989 

Februar 1991 

Juli 1991 
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2112 Monate 

Orientierungskurs 
nur für Frauen 

l l Monat 

Vorbereitung auf die Umschulung 
für Frauen und Männer 

l 24 Monate 

Umschulung zum/zur 

Energiegeräte- Informations-
elektroniker/ in elektroniker/in 

Facharbeiter/ innenprüfung 

4 Monate 

Nachbetreuung 
2 Monate 

Orientierungskurs 

für Fraue n I für Männer 

l'h Monate 

Vorbereitung auf die Umschulung 
für Frauen und Männer 

l 24 Monate 

Umschulung zum / zur 

Kommunikations- Industrie-
e lektroniker/in e lektroniker/in 
Fachrichtung Fachrichtung 
Informations- Geräte-

technik technik 

Facharbeiter/ innenprüfung 

l 6 Monate 

Nachbetreuung 

Vorbereitungskurse: 

e Orientierungsmöglichkeit und Entscheidungsgrund­
lage für eine Umschulung im Bereich E-Technik 

e Erprobung anhand mehrerer Werkstattprojekte 

e Auseinandersetzung mit der Situation von Frauen im 
gewerblich-technischen Bereich 

e eigene Kurse für Frauen 

e Einblick in die Berufsfelder anhand von mehreren Be­
triebsbesichtigungen 

e Einblick in den Umschulungsalltag anhand ausgewähl­
ter Themen des Ausbildungsplans 

Umschulung: 

e Erwerb der für die Facharbeiter Iinnenprüfung erfor­
derlichen Kenntnisse und Fertigkeiten in praktischen 
Unterweisungen in Werkstatt und Labor sowie Theo­
rieunterricht in Fachkunde, Fachrechnen, Fachzeich­
nen und Politik 

e Erwerb personaler Qualifikationen wie selbständiges 
Planen, Vorbereiten, Durchführen und Kontrollieren 
einer Arbeitsaufgabe 

e Fähigkeit zur Teamarbeit 

e Befähigung zur schriftlichen und mündlichen Darstel­
lung von Arbeitsabläufen und -ergebnissen 

e Nach ca. I Jahr erfolgt ein 6wöchiges Betriebsprakti­
kum 

e Die Facharbeiter I innenprüfungwird vor der Handels­
kammer abgelegt 

e Ziel des Modellversuchs ist die Erarbeitung von didak­
tischen und methodischen Konzepten, die spezifische 
Zugangsweisen von Frauen und Männern zur Technik 
berücksichtigen sowie den Erwerb der sogenannten 
Schlüsselqualifikationen (z. B. Teamarbeit, selbständi­
ges Arbeiten) in die Ausbildung einbeziehen. 

Nachbetreuung: 

e Unterstützung der Teilnehmer I innen durch die sozial­
pädagogische Begleitung bei Bewerbungen und Be­
hördenumgang 
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Es haben sich fünf "Knackpunkte" 
herauskristallisiert auf die wir uns 
in der Arbeit konzentrieren: 
l. Berufswahlverhalten 
2. Rahmenbedingungen der Um-

schulung 
3. Unterrichtsgestaltung 
4. Prüfungssituation 
5. Arbeitsplatzsuche 

Berufswahlverhalten 

Der Arbeitsmarkt ist aufgeteilt in 
typische Frauen-, typische 
Männer- und "Misch"-Berufe. Ei­
nen untypischen Beruf zu wählen, 
erfordert Mut. 

Wir möchten Frauen ermutigen, ih­
rem Interesse an einer technischen 
Ausbildung zu folgen. Deshalb 
sprechen wir sie gezielt an mit un­
serem Motto "Keine Angst vor 
Elektronik" und bieten ihnen an, in 
einem Frauen-Orientierungskurs 
Eignung und Interesse für eine 
Umschulung im Elektronik-Bereich 
zu überprüfen. Wir garantieren ih­
nen zudem, daß die Hälfte der Um­
schulungsplätze für Frauen reser­
viert ist, so daß sie keinesfalls als 
einzige dastehen. 

Tatsächlich haben m beiden 
Durchgängen jeweils 50 bis 60 % 
Frauen an einer Umschulung teil­
genommen. 

Rahmenbedingungen 

Die Rahmenbedingungen der Um­
schulung müssen berücksichtigen, 
daß ein größerer Teil der Frauen 
Kinder hat und häufig allein dafür 
verantwortlich ist. Es sollte selbst­
verständlich sein, daß d ie mor­
gendlichen Anfangszeiten so ge­
legt sind, daß auch weiter entfernt 
wohnende Frauen ihre Kinder vor­
her in den Kindergarten bringen 
können. Krankhe iten von Kindern 
bringen zusätzliche Fehlzeiten mit 
sich, die wir durch Förderunter­
richt ausgleichen. Leider ist es uns 
bis heute kaum gelungen, Angebo­
te zur Kinderbetreuung zu machen, 
hier scheitert es immer am Geld. 
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Die integrierte sozialpädagogische 
Betreuung hat sich besonders be­
währt: Einerseits in der individuel­
len Unterstützung bei Behördenan­
gelegenheiten (viele Frauen bezie­
hen Sozialhilfe!), Partnerproblemen 
oder persönlichen Krisen, ande­
rerseits dem Herstellen eines Lern­
klimas in der Gruppe, das den 
Frauen ihren Raum läßt (vgl. Schau­
bild 2, Seite 31). 

Ebenfalls ein wesentlicher Teil der 
Rahmenbedingungen ist es, daß 
dem Ausbildungsteam Fachfrauen 
angehören, die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern das Expertinnen­
turn von Frauen in solch einer 
"Männerdomäne' ' selbstverständ­
lich werden lassen. 

Unterrichtsgestaltung 

Männliche und weibliche Technik­
sozialisation unterscheidet sich 
üblicherweise noch immer stark; 
diese Unterschiede müssen bei 
der Unterrichtsgestaltung berück­
sichtigt werden. 

Wir nehmen als Maßstab das Vor­
wissen und die Vorerfahrungen 
von Frauen. Die Erarbeitung der 
fachlichen Inhalte e rfolgt nach 
Prinzipien, die sich für sie inzwi­
schen sehr bewährt haben: 
- komplexe, 1m Gesamtzusam­

menhang dargestellte, an­
spruchsvolle Aufgabenstellung, 
deren Bewältigung jedoch auf 
der Grundlage der bis dahin in 
der Umschulung erworbenen 
Kenntnisse erfolgt; 

- problemorientierter Unterrichts­
aufbau, der immer wieder das 
"Warum" und "Wozu" berück­
sichtigt; 

- weitestgehende Verzahnung von 
Theorie und Praxis, möglichst 
direkte Erklärung der prakti­
schen Arbeiten durch den Theo­
rieunterricht 

- häufige Phasen von selbständi­
ger Arbeit und Erarbeitung -
Projektphasen. 

Selbstverständlich profitieren auch 
die männlichen Teilnehmer von 
dieser Unterrichtsgestaltung, ins-

besondere profitieren sie von den 
sozialen Kompetenzen, die viele 
Frauen einbringen: insistierendes 
Fragenstellen und damit "Schwä­
che zeigen'', Probleme in der 
Gruppe ansprechen, Kooperation 
mit einzelnen oder einer Gruppe 
usw. Zur Zeit erproben wir, ob zeit­
weilige getrennte Unterrichtsab­
schnitte von Frauen und Männern 
sinnvoll sind. 

Prüfungssituation 

Die Prüfungssituation beinhaltet für 
viele Frauen emen enormen 
Druck, da sie sich jetzt als Frauen 
in einem Männerberuf beweisen 
müssen. Im ersten Durchgang ist 
es uns leider nur in zwei Gruppen 
gelungen, die Frauen ausreichend 
vorzubereiten. In d iesen Gruppen 
haben Frauen wie Männer ihre Er­
gebnisse aus einer Probeprüfung 
drei Wochen vorher halten können. 
In den anderen zwei Gruppen, in 
denen die psychologische Vorbe­
reitung nur ungenügend verlief, 
gelang dies zwar den Männern, 
die Frauen fielen jedoch im Durch­
schnitt um eine ganze Note ab. 

Jetzt, beim zweiten Mal, haben wir 
em umfassendes Konzept ent­
wickelt. Viele Aspekte werden be­
reits im normalen Unterricht be­
wußt trainiert , z. B. mündliche und 
schriftliche Darstellung von Fachin­
halten. Darüber hinaus gibt es eine 
gezielte psychologische und takti­
sche Vorbereitung auf die Prü­
fungssituation , z. B.: 
- Rollenspiele, in denen die Teil­

nehmer und Teilnehmerinnen 
abwechselnd Prüfer oder Ge­
prüfte spielen, um beide Seiten 
kennenzulernen, 

- "Schwafelkurse" für solche Teil­
nehmer und Teilnehmerinnen, 
denen bei mündlichen Prüfun­
gen höchstens ein einzelnes 
Wort einfällt, 

- individuelles Durchsprechen 
von Tests und Zeitarbeiten nach 
arbeitsökonomischen Gesichts­
punkten (wie muß ich vorgehen, 
um die Mindestpunktzahl sicher 
zu kriegen) und entsprechendes 
Training. 
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Schaubild 2: M odellversuch " Umschulung von Frauen gemejnsam mjt Männern jn Zukunftsberufe" 
Rahmenbedjngungen, begJejtende Maßnahmen, Unterrjchtskonzept 

. Eigener 
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Quotierung 
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SO o/o für 
Frauen 
reserviert 

Fachfrauen 
im Ausbil-
dungsteam 
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Kinder-
Ireundliehe 
Kurszeiten 

Werbungund 
direkte Ansprache 
von Frauen 

Beobachtung 
der Lernent-
wicklung der 

einzelnen 

I 
Unterstützung 
bei Ämtern 

und 
Behörden 

I 
Unterstützung 
bei persönli-
chen Krisen 

I 
Bildung von 

Lern-
gruppen 

I 

Bewältigung 
von Prüfungs-

ängsten 

I 

Fachliche Kompetenz 
als Elektroniker I innen 
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Unterrichts-Konzept 

anspruchsvolle komplexe 
Aufgabenstellungen 

voraussetzungsloser Einstieg 

in sich abgeschlossene Einheiten 

Verzahnung von Theorie und 
Praxis 

problemorientierte 
Unterrichtsgestaltung 

Projektunterricht 

Schlüsselqualifikationen 
(mündliche und schriftliche 
Darstellung, Arbeitsplanung, 
Selbstbewertung, selbständiges 
Erarbeiten von Themengebieten) 

zeitweilige Trennung von Frauen 
und Männern 

... 

Orientierungs­
und Vorbereitungs­

kurse 

Stütz-
unte rricht 
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richt in 
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Arbeitsplatzsuche 

Frauen haben es schwerer als ihre 
männlichen Kollegen, einen gesi­
cherten Arbeitsplatz in ihrem Beruf 
zu finden . 

Nach eineinhalb Jahren sah die Bi­
lanz des ersten Durchganges fol­
gendermaßen aus: 
Von 43 zur Prüfung Angemeldeten 
haben 37 bestanden (22 Frauen, 15 
Männer). Von diesen 37 arbeiten 13 
Männer (87 %) und 13 Frauen 
(59 %) auf angemessenen Arbeits­
plätzen, davon sechs auf befriste­
ten (ABM-)Stellen (fünf Frauen, ein 
Mann). Zwei weitere Frauen arbei­
ten als Angelernte. 

Bemerkenswert ist, daß bis auf 
zwei Frauen alle weiterhin ent­
schlossen sind, in ihrem Beruf zu 
arbeiten und sich darin eine beruf­
liche Zukunftsperspektive aufzu­
bauen. Keine einzige Frau empfin­
det die Umschulung nachträglich 
als falschen Schritt. 

Unsere Arbeit setzt auf drei Ebe­
nen an: 
a) Schon während der Umschu­

lung bemühen wir uns, das fach­
liche Selbstbewußtsein der 
Frauen so zu stärken, daß sie 
sich durch Bewerbungsmißer­
folge nicht zu schnell entmuti­
gen lassen. Dazu gehört auch 
em Bewerbungstraining, das 
den Schwerpunkt auf das "Sich­
verkaufen-Können'' legt. 

b) Aufbau von Kontakten zu Betrie­
ben über die Praktikumszeiten, 
Besuche in den Betrieben, Ge­
spräche mit Meistern und Aus­
bildungsleitern, Mitarbeit m 
Prüfungsausschüssen usw. 

c) Öffentlichkeitsarbeit in Form von 
Zeitungsartikeln und eigenen 
Veröffentlichungen, regelmäßi­
ge Kontakte mit Handelskam­
mervertretern, Vertretern des 
Arbeitgeberverbandes usw. 

Diese Arbeit soll dazu beitragen, 
Vorurteile und Rollenklischees zu 
überwinden. 

Wichtig wäre es auch, daß Arbeits­
strukturen verändert werden: drei 
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der sechs noch arbeitslosen Frau­
en sind alleinerziehend, Arbeits­
stellen, die zu lange Fahrtwege, zu 
frühe und starre Anfangszeiten 
oder Überstundenverpflichtungen 
haben, kommen für sie nicht in Fra­
ge. Auch im gewerblichen Bereich 
wären in vielen Betrieben flexible­
re Zeitstrukturen (Teilzeitverträge, 
Gleitzeit) möglich. Es wird noch 

viele Jahre so sein, daß jede Frau, 
die sich für unsere Umschulung 
entscheidet, hinterher in ihrem Be­
ruf eine "Pionierin" ist und sich ent­
sprechend durchbeißen muß. 

Andererseits gibt es keine Alterna­
tive zu diesem mühseligen Weg, 
wenn man ernsthaft dieses Berufs­
feld für Frauen öffnen will. 

QualifiZierungsberatung als Instrument 
regionaler Strukturpolitik 
Bilanz des Pilotprojekts Infostelle Weiterbildung in der Region 
Siegen-Olpe-Wittgenstein 

Friedhelm Franz 

Bedarfsgerechte Qualifizierungs­
möglichkeiten, die Transparenz 
des entsprechenden Angebotes 
und nutzerorientierte Qualifizie­
rungsberatung gehören zu den 
Standortfaktoren einer Region, die . 
in den letzten Jahren zunehmend 
an Bedeutung gewonnen haben. 
Unter Qualifizierung wird dabei 
weit mehr verstanden als die reine 
Ausbildungs-Infrastruktur. Durch 
die Neuordnung der industriellen 
Metall- und Elektroberufe ist hin­
reichend deutlich geworden, daß 
in der Praxis zwischen Aus- und 
Weiterbildung kaum noch zu tren­
nen ist. Ausbildung muß heute als 
Grundqualifizierung für den beruf­
lichen Einstieg angesehen werden. 
Sie verlangt kontinuierliche Weiter­
bildung, um die für die Wirtschaft 
nötigen Fachkräfte bereitstellen zu 
können . Daher verändern sich 
auch die Aufgabenstellungen der 
in der Ausbildung tätigen Institu­
tionen. Ausbildungsberatung, bis­
her nach § 45 Berufsbildungsge­
setz Domäne der Kammerarbeit 
kann heute nur sinnvoll organisiert 
und betrieben werden, wenn sie 
als Qualifizierungsberatung begrif­
fen wird, in die auch Elemente der 
Weiterbildungsberatung einflie­
ßen. 

Die Industrie- und Handelskam­
mern sind gehalten, ihre zuweilen 

einseitige Fixierung auf Auszubil­
dende und Ausbildungsbetriebe 
aufzugeben und in noch stärkerer 
Weise als bisher Unternehmen, 
Einzelinteressenten und Weiterbil­
dungsträger zu den Zielgruppen 
ihres Handelns im Bereich regiona­
ler Qualifizierung werden zu las­
sen. Vielfach können Einzelinteres­
senten und Unternehmen wegen 
fehlender Transparenz des regio­
nalen Qualifizierungsangebotes 
keine marktgerechten Qualifizie­
rungsentscheidungen treffen 
und / oder Regionalanbieter aus 
Unkenntnis des Qualifizierungsbe­
darfs ein entsprechendes Angebot 
nicht bereitstellen. Doppel- und 
Mehrfachangebote schließlich ver­
ursachen unnötige Kosten bei den 
Weiterbildungs-Anbietern. 

Kooperation -
Konzept einer Region 

Der Ansatz der Industrie- und Han­
delskammer Siegen zur Lösung 
dieser Probleme in der Region Sie­
gen-Olpe-Wittgenstein bestand in 
der Einrichtung einer zentralen 
Qualifizierungsbera tun gsstelle, 
der Infostelle Weiterbildung. Sie 
wurde im Januar 1988 unter Einbe­
ziehung aller an beruflicher Quali­
fizierung Beteiligter (Weiterbil-
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dungsträger, Gebietskörperschaf­
ten, Arbeitsamt) geschaffen und 
sollte sich als Forum regionaler 
Qualifizierungspolitik im wesentli­
chen mit drei Problemkomplexen 
beschäftigen: 
- Erfassung des gesamten regio­

nalen Angebotes beruflicher 
Weiterbildung durch den Auf­
bau einer regionalen Weiterbil­
dungsdatenbank und transpa­
rente Darstellung dieses Ange­
bots (Informations- und Bera­
tungsfunktion) 
Zielgruppe: Einzelinteressenten 

- Ermittlung des Qualifizierungs­
bedarfs der Unternehmen und 
Unterstützung bei Fragen der 
Personalentwicklungsplanung (Si­
gnalfunktion) 
Zielgruppe: Klein- und Mittel­
unternehmen der Region 

- Sicherstellung eines bedarfsge­
rechten, qualitätsorientierten 
Angebotes durch Flankierung 
enger Kooperation vor Ort 
(Klammerfunktion) 
Zielgruppe: Regionai-Anbieter 
von Weiterbildung 
(siehe Grafik, unten) 

Auf diesen drei Ebenen wurde das 
Konzept der Infostelle Weiterbil­
dung in den letzten zweieinhalb 
Jahren vorangetrieben. Die dabei 
gemachten Erfahrungen und er­
zielten Ergebnisse werden nach­
stehend zusammengefaßt. 

1. Einzelinteressenten: 
Nachfrage stetig steigend 

Zunächst wurde das komplette 
Lehrgangs- und Seminarangebot 
der Region in eine eigens ent-

Beratung 
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wickelte Datenbank eingespeist. 
Alle 26 in der Region ansässigen 
Weiterbildungsanbieter stellten der 
Infostelle Informationen über ihre 
Angebote zur Verfügung. Schon 
bald wurde die angestrebte Trans­
parenz erreicht. Inzwischen umfaßt 
die Datenbank, die halbjährlich 
aktualisiert wird, ca. 500 Veranstal­
tungen von etwa 30 Anbietern, die 
auch komplett in das bundesweite 
Weiterbildungs-Informations-System 
WIS von ZDH und DIHT regelmä­
ßig eingespeist werden. Bezogen 
auf die in WIS repräsentierten Wei­
terbildungsträger ist der Kammer­
bezirk Siegen nach München der 
am zweitstärksten vertretene. 

Bei einigen Anbietern von Weiter­
bildungsmaßnahmen schwang zu­
nächst eine gesunde Portion Skep­
sis mit. Die Infostelle war rechtlich 
dem Berufsbildungszentrum der 
IHK angegliedert worden, das 
selbst eine bedeutende Rolle im 
regionalen Weiterbildungsmarkt 
spielt. Die neutrale Beratung durch 
die Mitarbeiter der Infostelle je­
doch und ein regelmäßig gegen­
über den Trägern abgegebenes 
Feedback über Inhalte und Verlauf 
von Beratungen zeigten den ande­
ren Trägern schnell, daß hier kei­
ner selektiven, interessengeleite­
ten Beratung zugunsten einzelner 
Anbieter der Weg geebnet wurde, 
sondern eine neue Infrastruktur­
einrichtung innerhalb der Region 
Siegen-Olpe-Wittgenstein im Ent­
stehen war. 

Die Ergebnisse gerade der Bera­
tungsstatistik dokumentierten dies. 

J Angebotsmitteilung 

Die Informations- und Beratungs­
dienstleistungen der Infostelle 
Weiterbildung wurden in den er­
sten zwei Jahren von über 2 300 Ein­
zelinteressenten in Anspruch ge­
nommen. Mittlerweile sind es über 
3 500 Personen, die bei der Info­
stelle Rat suchten. Hierbei waren 
erwartungsgemäß große Unter­
schiede hinsichtlich Vorbildung, 
Alter, Geschlecht etc. der Ratsu­
chenden festzustellen: 
- Die ersten Kontakte wurden in 

70 % der Fälle telefonisch ge­
knüpft. 565 Personen nutzten in 
den ersten beiden Jahren die 
Möglichkeit, einen persönlichen 
Beratungstermin in der Infostel­
le zu vereinbaren. Die Tendenz 
zur Individualberatung war im 
Zeitablauf steigend. 

- Der kaufmännische Bereich lag 
mit zwei Dritteln aller Anfragen 
deutlich vor dem gewerblich­
technischen Bereich. Zwei von 
drei der Anfragenden waren 
Männer. 

- Bezogen auf das Lebensalter lag 
der Anteil der 21- bis 35jährigen 
mit über 80 % aller Interessen­
ten an der Spitze. Ab dem 36. Le­
bensjahr sank das Interesse an 
Qualifizierungsberatung bei 
beiden Geschlechtern deutlich 
unter die 10-%-Marke ab. 

- Interessenten mit niedrigerem 
Bildungsniveau waren insgesamt 
unterrepräsentiert. So wurde nur 
einer von 200 Anfragern bei der 
Infostelle vorstellig, der keinen 
Hauptschulabschluß nachweisen 
konnte. Etwa ein Drittel der Inter­
essenten waren Hauptschulab­
solventen, während fast 70 % al­
ler Weiterbildungswilligen min­
destens die Fachoberschulreife 
erworben hatten. 

L_ ___________ __________ 

Eine wichtige Aufgabe der Infostel­
le und des Qualifizierungsverbun­
des für die Zukunft wird es daher 
sein, die während der Pilotphase 
unterrepräsentierten Zielgruppen 
(Frauen, Personen im Alter von 
über 40 Jahren, Personen ohne for­
malen Bildungsabschluß etc.) ver­
stärkt für die berufliche Qualifizie­
rung zu gewinnen und somit deren 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu 
verbessern. Darüber hinaus soll 
versucht werden, auch über das 
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Thema "EG 1992" verstärkt zu in­
formieren . Hierzu gehören sowohl 
Informationen über die Strukturen 
anderer europäischer Bildungs­
systeme als auch über bestehende 
Weiterbildungsangebote, Sach­
und Fachkenntnis von Unterneh­
mensmitarbeitern noch stärker auf 
Europa zu ,,trimmen' '. 

2. Weiterbildungsbedarf der 
Unternehmen - nicht nur ein 
Prognoseproblem 

Die Erfassung des Qualifizierungs­
bedarfs, vor allem bei kleineren 
und mittleren Betrieben, ist eine 
unverzichtbare Voraussetzung, um 
regional existierende Angebots­
lücken erkennen und schließen zu 
können. So wurde während der Pi­
lotphase der Infostelle eine erste 
Grobuntersuchung in der Region 
Siegen-Olpe-Wittgenstein zum The­
ma ,,Qualifizierungsbedarf" durch­
geführt. Die Ergebnisse reichen je­
doch zu einem gezielten Handeln 
bei weitem nicht aus. Schwierigkei­
ten bei der Erkennung und Formu­
lierung des Qualifizierungsbedarfs 
bereitete schon die fehlende 
Kenntnis geeigneter Ansprech­
partner in den Betrieben. Die 
Klientel der Ausbildungsberater 
der Industrie- und Handelskam­
mern ist eben nicht identisch mit 
denjenigen Unternehmensakteu­
ren, die im Bereich der Personal­
entwicklung maßgebend sind. 
Darüber hinaus verlangen auch 
die Schwierigkeiten bei der Erken­
nung und Formulierung des Quali­
fizierungsbedarfs Interviewer mit 
großer Fachkompetenz und Grund­
kenntnissen in empirischer Sozial­
forschung. 

Insgesamt sind die Ergebnisse im 
Bereich der Maßnahmen bezogen 
auf die Zielgruppe Unternehmen 
die am stärksten defizitären. Dies 
ist im übrigen ein Ergebnis, zu dem 
auch andere ähnlich gelagerte 
Projekte gelangten, etwa der Mo­
dellversuch ,,Qualifizierungsbera­
tung - eine Dienstleistung für die 
regionale Wirtschaft '', an dem 
auch das Bundesinstitut für Berufs­
bildung beteiligt war. 

In der Region Siegen-Olpe-Witt­
genstein wurde der Weg gewählt, 
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diesem Problem durch eine Aufga­
benerweiterung der Ausbildungs­
berater der Industrie- und Han­
delskammer Siegen in Richtung 
Qualifizierungsberatung Herr zu 
werden. Die Ausbildungsberater 
der Kammer werden zur Zeit auf ih­
ren veränderten Einsatz vor Ort 
vorbereitet. Fundierte Markt- und 
Branchenkenntnisse flankiert 
durch Kenntnisse über neue Tech­
nologien, betriebswirtschaftliche 
Fragestellungen sowie Strukturen 
der Weiterbildung, Förderungs­
möglichkeiten bis hin zu Kenntnis­
sen über den EG-Binnenmarkt und 
Fragen des Arbeitsrechts sollen ih­
nen Kompetenz und Motivation zu­
gleich vermitteln, ihre n Beitrag zur 
regionalen Qualifizierungsbedarfs­
ermittlung und Qualifizierungsbe­
ratung zu leisten. 

3. Zusammenarbeit der 
Weiterbildungsträger -
nutzbringend für alle 

Die Zusammenarbeit zwischen den 
Weiterbildungsträgern hat sich in 
den letzten fünf Jahren kontinuier­
lich intensiviert. Sie konzentriert sich 
nicht nur auf gemeinsame Werbe­
aktivitäten. Derzeitige Schwer­
punkte der Trägerkooperation sind 
die Sicherstellung eines qualitäts­
orientierten Weiterbildungsange­
botes durch Qualitätsstandards so­
wie umfangreiche Projektkoopera­
tionen zwischen den einzelnen Trä­
gern. 

Die Weiterbildungsträger der Re­
gion Siegen-Olpe-Wittgenstein ha­
ben einen Arbeitskreis mit eigener 
Satzung eingerichtet, dem zur Zeit 
die Hälfte der regionalen Träger 
angehört und der über einen eige­
nen Etat verfügt, aus dem z. B. ge­
meinsame Marketingaktionen fi­
nanziert werden. Zur Zeit werben 
die Träger als Qualifizierungsver­
bund Siegen-Olpe-Wittgenstein in 
einem gemeinsamen Prospekt für 
berufliche Weiterbildung und die 
Möglichkeit der Qualifizierungsbe­
ratung durch die Infostelle Weiter­
bildung. Dieser Prospekt wurde in 
einer Auflage von 50 000 Exempla­
ren gedruckt und liegt bei allen 
wichtigen öffentlichen und priva­
ten Einrichtungen im Kammerbe­
zirk aus. 

Der Arbeitskreis befaßt sich insbe­
sondere auch mit der Sicherung 
der Qualität des Weiterbildungsan­
gebotes. Zu diesem Zweck hat er 
Qualitätsstandards in Anlehnung 
an die vom BIBB für die Bundesan­
stalt für Arbeit entwickelten Stan­
dards erarbeitet. Veranstaltungen, 
die alle Qualitätsstandards erfül­
len, werden von der Infostelle mit 
einem ,,Gütesiegel" ausgezeich­
net, um die Selektionsentschei­
dung der Interessenten zu erleich­
tern. Neben den Lehrgangsdaten 
bekommt jeder Interessent ein 
Merkblatt ausgehändigt, das über 
die Bedeutung der Qualitätsstan­
dards informiert. Im einzelnen wur­
den folgende Standards festgelegt: 
- Vor der verbindlichen Anmel-

dung werden Bildungsinteres­
senten an allen Lehrgängen aus­
führliche Information zu Inhalten 
und Zielen der einzelnen Veran­
staltungen, zu der Qualifikation 
der Dozenten und zur techni­
schen Ausstattung der Maßnah­
men bereitgestellt. 

- Von den Dozenten wird fachli­
che und pädagogische Eignung 
verlangt. Konkret bedeutet dies, 
daß Erfahrungen in der Erwach­
senenbildung, ein abgeschlos­
senes Hochstudium bzw. beson­
dere Erfahrungen in der berufli­
chen Praxis vorausgesetzt wer­
den. 

- Bei der Ausstattung der einzel­
nen Maßnahmen wird Industrie­
norm gefordert. Der Arbeits­
kreis legt jährlich beispielswei­
se im EDV-Bereich fest , welche 
Hard- und Software in welchen 
Versionen dieser Industrienorm 
entspricht. 

- Die Teilnehmerzahlen der Ver­
anstaltungen sollen nach päd­
agogischen und technischen Er­
fordernissen festgelegt , Mas­
senveranstaltungen vermieden 
werden. Bei EDV-Schulungen 
beispielsweise sollen maximal 
zwei Teilnehmer an einem PC­
Platz lernen können. 

- Der Einsatz einheitlicher Frage­
bogen soll sicherstellen, daß 
der Anbieter die Qualität seiner 
Veranstaltung regelmäßig kon­
trolliert. 

- Lehrgangsbescheinigungen 
müssen detailliert und aussage-
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kräftig sein, damit sie z. B. für Be­
werbungen verwendbar sind. 

Die Vergabe eines Gütesiegels 
wird von dem Anbieter bei der In­
fostelle Weiterbildung beantragt. 
In Zweifelsfällen entscheidet der 
Arbeitskreis. Es handelt sich dabei 
also um eine Art freiwilliger Selbst­
kontrolle der regionalen Weiterbil­
dungsträger. 

Auch im Bereich der Projektko­
operation gibt es bereits zahlreiche 
Erfahrungen. Hierbei spielen zwar 
immer noch zweiseitige Koopera­
tionen zwischen unterschiedlichen 
Trägern die dominante Rolle, zu­
nehmend geraten jedoch Koopera­
tionsformen ins Blickfeld, an denen 
zahlreiche regionale Weiterbil­
dungsträger beteiligt sind: 
- Bilaterale Kooperationen zwi­

schen Trägern gab und gibt es 
traditionell in den Bereichen 
CAD oder auch bei der Wieder­
eingliederung von Frauen in 
den Beruf. Ein aktuelles Beispiel 
für diese Kooperationsform ist 
das von der EG-Kommission im 
Rahmen des PETRA-Programms 
finanzierte Projekt "Kaufen und 
Verkaufenlernen im Europa oh­
ne Grenzen' ', das von der Indu­
strie- und Handelskammer Sie­
gen gemeinsam mit der Deut­
schen Angestellten Akademie 
(DAA) durchgeführt wird . Hier­
bei handelt es sich um einen 
Lehrgang für junge Kaufleute, 
denen unmittelbar nach ihrer 
Ausbildung die Möglichkeit 
gegeben werden soll, sich 
in Markterschließungsaktivitäten 
speziell bei europäischen Part­
nern (Beispiel ist Spanien) zu 
üben. Nicht der Spracherwerb 
steht im Rahmen dieses Projekts 
im Vordergrund, sondern viel­
mehr das Erkennen und Ein­
üben typischer Wege und Me­
thoden, Kontakte zu knüpfen, 
aber auch Kontrakte zum Ab­
schluß zu bringen. 

- Die multilaterale Kooperations­
form wird beispielsweise beim 
vom BIBB unterstützten Modell­
versuch , ,Industriemeister 
Oberflächentechnik'' prakti­
ziert. In diesen Modellversuch 
sind zahlreiche Weiterbildungs-
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träger der Region Siegen-01-
pe-Wittgenstein eingebettet. 
Aber auch bei dem Projekt "Re­
krutierung von DDR-Facharbei­
tern' ' wird die regionale Koope­
ration der Weiterbildungsträger 
nutzbringend für alle eingesetzt. 
DDR-Facharbeiter sollen in Be­
trieben der Region 18 Monate 
beschäftigt werden. Dieser Be­
schäftigung ist eine dreimonati­
ge Qualifizierung vorgeschaltet 
die durch den Qualifizierungs­
verbund Siegen-Olpe-Wittgen­
stein gemeinsam konzipiert und 
umgesetzt wird. Durch diese 
konzertierte Aktion sollen die 
Fachkräfte für ihren Einsatz auf 
dem heimischen Arbeitsmarkt 
vorbereitet werden. 

Fazit 

Die Infostelle Weiterbildung und 
das mit ihr verfolgte Konzept, 
durch Zusammenarbeit die regio­
nale Strukturentwicklung voranzu­
treiben, hat sich bewährt. Das Kon­
zept weist zwar Schwächen auf, an 
deren Überwindung zielstrebig 
gearbeitet werden muß. Dennoch 

hat in den zweieinhalb Jahren ihres 
Bestehens die Infostelle Weiterbil­
dung bei Unternehmen, Einzelinter­
essenten und Trägern regionaler 
Weiterbildungsaktivitäten eine Ak­
zeptanz erreicht, die die Industrie­
und Handelskammer Siegen ver­
anlaßte, sie als feste Infrastruktur­
einrichtung aller an beruflicher 
Weiterbildung Beteiligter fortzu­
führen. Vorrangige Aufgaben für 
die Zukunft werden neben einer 
noch stärkeren Motivation be­
stimmter Zielgruppen, die Förde­
rung weiterer Kooperationen bei 
Qualifizierungsmaßnahmen, be­
sonders auch hinsichtlich des EG­
Binnenmarktes sowie die genaue 
Ermittlung des regionalen Qualifi­
zierungsbedarfs zum Nutzen der 
gesamten Region Siegen-Olpe­
Wittgenstein sein. 

Eine umfangreiche Dokumentation 
der bisherigen Tätigkeit der Info­
stelle Weiterbildung ist vor weni­
gen Wochen in der Schriftenreihe 
der IHK Siegen erschienen und 
kann kostenlos über die Abteilung 
Berufsbildung der IHK (Tel.: 
02 71 I 33 02 7 4) oder direkt bei der 
Infostelle Weiterbildung (Tel.: 
02 71133 09 33) bezogen werden. 

"Multimediales Lernen in der Berufsbildung" 
- Neue Veröffentlichungsreihe 
aus dem Bundesinstitut für Berufsbildung 
Der Einsatz von Computern in der beruflichen Aus- und Weiterbildung macht aktives 
und multimediales Lernen möglich: Indem vom Lernenden mit HUfe eines Computers 
das Zusammenspiel der Medien (z. B. Filme, Bilder, Graf'lken, Texte, Sprache, Musik) 
selbst gesteuert, die eigenen Lernwege selbst festgelegt, Lernkontrollen selbst bestimmt 
werden können, wird Lernen notwendigerweise zu einem selbstverantwortlichen akti­
ven bzw. interaktiven Handlungsprozeß. 

Medien werden bisher in berufli­
chen Bildungsprozessen vor allem 
zur Veranschaulichung bestimmter 
Lerninhalte genutzt - als "Präsen­
tationsmedien" : Sie unterstützen 
Lehrer, Dozenten oder Ausbilder 
im Unterricht oder bei der Unter­
weisung. Ihr Einsatz ist jedoch zu­
gleich problematisch: Präsenta­
tionsmedien verurteilen den Ler­
nenden im pädagogischen Prozeß 

zur Passivität. Die für das Lernen 
so wichtigen aktiven Handlungen 
können nur "neben" oder "nach" 
der Medienvorführung entfaltet 
werden. 

Berufliche Bildung steht heute vor 
neuen Aufgaben. Sie hat den Aus­
und Weiterzubildenden zu selb­
ständigem beruflichen Handeln -
und das heißt zur Selbständigkeit 

35 



THEMA BERUFSBILDUNG 

im Informieren, Entscheiden, Pla­
nen, Durchführen, Kontrollieren 
und Bewerten - zu qualifizieren. 
Berufliches Lernen erfordert da­
her die aktive, selbstgesteuerte 
Auseinandersetzung mit den Inhal­
ten ebenso wie mit den Medien, 
die sie vermitteln. 

Themen der Lernsoftware 

Der Computer, selbst ein neuarti­
ges Medium, ermöglicht den Über­
gang von der Präsentation zur In­
teraktion mit Medien. Er wird zum 
technisch-organisatorischen Zen­
trum der Medien und damit zu ei­
nem entscheidenden Hilfsmittel für 
die Lehrenden und Lernenden. 
Seine Auswirkungen auf die Bil­
dungsorganisation, die Lehrerrol­
le, die Methodik und die Didaktik 
müssen untersucht und ihre Aufga­
ben neu definiert werden; dassel­
be gilt für die Lernorganisation und 
die Lernprozesse der Lernenden, 
die nicht weniger gravierenden 
Wirkungen ausgesetzt sind. 
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Um Fragen und Probleme, die bei 
einem neuen Umgang mit Medien, 
mit multimedialem Lernen auftre­
ten, zu diskutieren und um For­
schungsresultate sowie bereits vor­
handene Problemlösungen und 
Hilfen für die berufliche Aus- und 
Weiterbildung einer breiten Öf­
fentlichkeit vorzustellen, hat das 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
eine neue Veröffentlichungsreihe 
zum Thema "Multimediales Lernen 
in der Berufsbildung" gestartet. 

Der erste soeben erschienene 
Band ",nteraktive Medien für die 
Aus- und Weiterbildung" enthält im 
ersten Teil 
- Analysen der Marktentwicklung 

sowie der betrieblichen Anwen­
dung von Lernsoftware und Au­
torensystemen, 

- Kriterien zur und einen Über­
blick über die Bewertung der 
Qualität von Lernsoftware, 

- Anwendungsbeispiele aus der 
kaufmännischen und techni­
schen Aus- und Weiterbildung 

- und diskutiert die berufspäd­
agogischen, arbeits- und organi­
sationswissenschaftlichen sowie 
medienpädagogischen Aspekte 
und die Frage der Wirtschaft­
lichkeit. 

Im zweiten Teil wird eine Markt­
übersicht der angebotenen Lern­
software und Autorensysteme ge­
geben. 

Weitere Bände befinden sich in 
Vorbereitung. Themen sind u. a .: 
Einsatz interaktiver Medien für Wa­
renwirtschaftssysteme im Handel, 
eme Sammlung exemplarischer 
Medienanwendungen in Europa 
und den USA, die Marktentwick­
lung in den Ländern der EG, eine 
Didaktik für Lernprogramm-Auto­
ren, Vorstellung von Instrumenten 
für die Entwicklung computer­
gestützter Lernmedien, Nutzung 
multimedialer Lernsysteme zur 
kaufmännischen und planerischen 
Weiterbildung in Klein- und Mittel­
betrieben, insbesondere Hand­
werksbetrieben, Erweiterung der 
Markt- und Kursübersichten. 

Die Reihe "Multimediales Lernen 
in der Berufsbildung" wird heraus-
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gegeben von Dieter Blume, Heinz 
Holz, Peter Schenkel, Heinrich Till­
mann und Gerhard Zimmer im 
Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Fehrbelliner Platz 3, 1000 Berlin 31. 

Band l: Gerhard Zimmer (Hrsg.), 
",nteraktive Medien für die Aus-

und Weiterbildung. Marktüber­
sicht, Analysen, Anwendung" 
(39,80 DM) kann bezogen werden 
beim BW Bildung und Wissen Ver­
lag und Software GmbH, Postfach 
ll 91 65, 8500 Nürnberg l, Tel.: 
(09 ll) 23 77-0. 

(BIBB) 

Anmerkungen zur jüngsten Entwicklung des 
Frauenanteils in einigen qualiilZierten 
kaufmännisch-verwaltenden Ausbildungsberufen 
In den letzten Jahren wurde in einigen qualifizierten Ausbildungsberufen des kaufmän­
nisch-verwaltenden Bereichs, in denen Frauen u n d Männer stark vertreten sind, ein 
Rückgang des Frauenanteils beobachtet. Die Befürchtung kam auf, es handele sich hier 
um den Beginn eines dauerhaften und möglicherweise stärker werdenden Zurückdrän­
gens von Frauen in diesen qualif"lzierten kaufmännischen Ausbildungsberufen und Tä­
tigkeitsfeldern. 

Wie aus der folgenden Übersicht 
zu ersehen ist, ging nach 1982 der 
Frauenanteil an den Auszubilden­
den in den qualifizierten Angestell­
tenberufen: Bankkaufmann I Bank­
kauffrau, Versicherungskaufmann/ 
Versicherungskauffrau, und In­
dustriekaufmann I Industriekauffrau 
leicht bis deutlich zurück. Für den 
Frauenanteil in den Ausbildungs­
berufen Bankkaufmann / -kauffrau 
und Versicherungskaufmann I -kauf­
frau zeigt die Übersicht dasselbe 
Phänomen - übrigens auch für die 
Zeit nach 1976. Der Rückgang des 
Frauenanteils in den genannten Be­
rufen fiel beide Male in Phasen von 
Wirtschafts- und Beschäftigungs­
krisen. 

Die Daten spiegeln wider, was 
auch aus anderen Zusammenhän­
gen bekannt ist: Wirtschafts- und 
Beschäftigungskrisen haben im­
mer auch geschlechtsspezifische 
negative Auswirkungen. 

Zwischen 1978 und 1982 erholten 
sich die Frauenanteile bei den aus­
zubildenden Bank- und Versiche­
rungskaufleuten mit dem nachfol­
genden Konjunkturaufschwung 
deutlich . Der nach 1982 einsetzen­
de Rückgang in den Frauenantei­
len der drei dargestellten Ausbil­
dungsberufe konnte dagegen trotz 
nachfolgenden Aufschwungs bis 
1988 nicht wieder ausgeglichen 
werden. Lediglich eine leichte Er-

Übersicht: Entwicklung des Frauenanteils in drei ausgewählten qualifi­
zierten Angestelltenberufen des kaufmännisch-verwaltenden 
Bereichs zwischen 1976 und 1988 - in % -

Frauenanteil 
Ausbildungsberufe 

1976 1978 1980 1982 1984 1985 1986 1987 1988 

Bankkaufmann I -kauffrau 53,5 52,8 53,4 55 ,3 52,8 51,4 51,2 52,6 52,5 
Versicherungskaufmann I 
-kauffrau 45,8 40,8 42,4 44,0 42,4 40,4 40,8 41,2 42,2 

Industriekaufmann I 
-kauffrau 55,8 59,1 62,1 63,2 62,3 62,2 62,2 62,7 62,7 
über alle Ausbildungsberufe 
des dualen Systems 36, 1 37,3 38,2 39,0 39,9 40,6 41 ,3 42,1 43, I 

Quelle: Statisches Bundesamt (Hrsg.): Berufl iche Bildung 1976- 1988, Fachserie II , Reihe 3; Berech­
nungen des BIBB 
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höhung der Anteile ist ab 1987 zu 
verzeichnen. Die Entwicklung 
bleibt abzuwarten. 

Durchaus denkbar ist allerdings, 
daß die gegenwärtig trotz Konjunk­
turaufschwungs anhaltende Be­
schäftigungskrise einerseits und 
die zunehmende Ausstattung des 
kaufmännisch-verwaltenden Ar­
beitsbereichs mit programmierten 
Arbeitsmitteln andererseits be­
wirkt, daß die Frauen in den ge­
nannten Angestelltenberufen nicht 
nur vorübergehend, sondern auch 
längerfristig und noch stärker zu­
rückgedrängt werden. 

So wird seit längerem wie auch in 
jüngsten Untersuchungen und Gut­
achten zur Entwicklung von Frauen­
ausbildung und Frauenbeschäfti­
gung in den qualifizierten Dienst­
leistungsberufen immer wieder 
hervorgehoben, daß die Zukunfts­
aussichten der Frauen in diesen 
Berufen problematisch seien, 
wenn es nicht gelingt, die traditio­
nelle, rollenspezifische Technik­
Trennlinie zwischen Männern und 
Frauen aufzuheben und den Frau­
en und Mädchen eine qualifizierte 
technische und naturwissenschaft­
liche Ausbildung zu ermöglichen. 

(Sigrid Damm-Rüger) 
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Dokumentation zur Berufsbildungsforschung 
in Belgien 

Das europäische Dokumentations­
zentrum für die Berufsausbildung 
ICODOC / CIDOC (belgisches Mit­
glied in dem Informationsnetz des 
CEDEFOP) hat Ende 1989 ein Dos­
sier "Forschung im Bereich der Be­
rufsausbildung in Flandern-Bel­
gien'' erstellt. Die Dokumentation 
liegt in französischer Sprache vor. 

ICODOC / CIDOC will dieses Dos­
sier in den europäischen Zentren 
der Berufsbildungsforschung ver­
breiten, um die Kooperation zwi­
schen belgischen und anderen eu­
ropäischen Forschungszentren mit 

Projekten gleicher Themenstel­
lung zu fördern. 

Das Dossier enthält Informationen 
über rund zwanzig belgisehe For­
schungszentren mit Projektbe­
schreibungen (Ziel, Inhalt, Metho­
de, Forschungsdauer, Adressen) 
aus dem Forschungsfeld "Berufs­
bildung''. Interessierte Institutionen 
können das Dossier auf Anfrage 
bei folgender Adresse kostenlos 
beziehen: 
VDAB, ICODOC, Frederik Geers, 
Keizerslaan ll, B-1000 Brüssel 

(BIBB) 

4. Fachtagung "Informatik und Schule" 1991 
Informatik: Wege zur Vielfalt 
beim Lehren und Lernen 
Vom 7. bis 9. Oktober 1991 findet an der Universität Oldenburg die 4. Fachtagung des 
Fachbereichs "Ausbildung und Beruf" der Gesellschaft für Informatik (GI) unter Mit­
wirkung des Bundesinstituts für Berufsbildung statt. Die Tagung steht unter dem Titel 
"Informatik: Wege zur Vielfalt beim Lehren und Lernen". Es soll vor allem über Metho­
den, Techniken und Hilfsmittel zum Problemlösen, zum Strukturieren von Information, 
zur Kommunikation, zur Präsentation und zur Verknüpfung unterschiedlicher Medien 
und über Modellbildungen, Simulationen und Visualisierungen berichtet werden. Die 
Tagung wendet sich an Ausbildende in Betrieben, Schulen und Hochschulen sowie an 
Entwickler von Lehr- und Lernsoftware. 

Forschungsrelevante und praxis­
bezogene Beiträge werden erbe­
ten zu 

- neuen Lernumgebungen, insbe­
sondere unter Einbeziehung von 
Multimedia und Hypermedia so­
wie der Kommunikationstechnik 

- Wissenserwerb und -repräsen­
tation bei Lernsoftware, unter 
anderem durch Einbeziehung 
wissensbasierter Komponenten 
in tutorielle Software und in Pro­
gramme zum angeleiteten ent­
deckenden Lernen 

- Informations- und Kommunika­
tionssystemen für den Fachun­
terricht unter Einbeziehung der 
didaktischen Gesichtspunkte 

- Methoden der Entwicklung von 
Lehr- und Lernsoftware und zur 

Gestaltung der Benutzeroberflä­
chen, insbesondere selbsterklä­
rende und selbstinstruierende 
Software und intelligente Hilfen 

- grenzüberschreitenden Qualifi­
kationen in Europa durch Nut­
zung der Informations- und Kom­
munikationstechnik 

- Informatik als Fach oder Unter­
richtsgegenstand. 

Beiträge sind bis zum 5. Januar 1991 
in dreifacher Ausfertigung an das 
Tagungsbüro GI '91, Fachbereich 
Informatik , Universität Oldenburg, 
Postfach 25 03, 2900 Oldenburg, 
z. H. Prof. Dr. Peter Gorny, zu 
schicken. Nähere Auskünfte erteilt 
auch der Vorsitzende des Organi­
sationsausschusses, Prof. Dr. Vol­
ker Claus. 

(Peter Gorny) 
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Dieter Lenzen (Hrsg.): 

Pädagogische Grundbegriffe 

Rowohlt-Taschenbuch Verlag, Ro­
wohlts Enzyklopädie Bd. 487 und 
488, Reinbek bei Harnburg 1989, 
1 650 S., 29,80 DM pro Band 

Das in zwei Taschenbüchern er­
schienene Handwörterbuch der 
Pädagogik hat den Anspruch, das 
Basiswissen der Erziehungswis­
senschaft auf neuestem Stand zu 
präsentieren. Es richtet sich an 
pädagogisch Arbeitende in Schu­
len und außerschulischen Einrich­
tungen, an Studenten und Dozen­
ten der Erziehungswissenschaft so­
wie an interessierte Laien. Mit dem 
Handwörterbuch steht ein kompri­
miertes pädagogisches Nachschla­
gewerk zur Verfügung, das sich an 
einen großen Interessentenkreis 
wendet und für die tägliche Arbeit 
von Nutzen sein soll. 

Unter ca. zweihundert alphabe­
tisch geordneten Stichwörtern wer­
den Ansätze und Konzepte, wichti­
ge Begriffe sowie Praxis- und For­
schungsfelder der Pädagogik in 
Übersichtsartikeln dargestellt. Die 
Artikel sind zu etwa zwei Drittel aus 
der zwölfbändigen "Enzyklopädie 
Erziehungswissenschaft''*) ausge­
wählt, ein Drittel ist neu verfaßt 
worden. Viele der übernommenen 
Beiträge wurden von den Autoren 
überarbeitet und aktualisiert. Zwi­
schen den einzelnen Artikeln sind 
zusätzliche Stichwörter, sogenannte 
"Blankverweise", mit einem Hin­
weis auf die Artikel aufgelistet, in 
denen Aussagen zur Stichwortthe­
matik zu finden sind. Die Informa­
tionssuche wird allerdings da­
durch erschwert, daß keine Seiten­
zahlen angegeben werden. Zusätz­
lich beeinträchtigt das Fehlen 
eines Namen- und Sachregisters 
die Handhabung des Wörter­
buchs. 

Als Auswahl- und Strukturierungs­
hilfe für die Zusammenstellung der 
Pädagogischen Grundbegriffe sind 
von der Redaktion zehn Gruppen 

*) Vgl. hierzu die Rezension von K. Pampus in 
BW P 12. Jg (1983), Heft 4, S. 150f. 
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von Stichwörtern gebildet worden, 
so z. B. Fachrichtungen der Erzie­
hungswissenschaft wie "Betriebs­
pädagogik" und "Erwachsenenbil­
dung'' oder Begriffe erziehungs­
wissenschaftlicher Technik w1e 
"Bildungstechnologie" und "Infor­
mationstechnik' '. Als übergreifen­
der Gesichtspunkt für die Auswahl 
der Stichworte ist - entsprechend 
dem Titel des Lexikons - die Vor­
stellung von Grundbegriffen ange­
geben. Inwieweit mit Hilfe der 
Stichwörter-Gruppen tatsächlich 
eine einigermaßen repräsentative 
Zusammenstellung der als grund­
legend anzusehenden Begriffe der 
Pädagogik gelungen ist, sei dahin­
gestellt. In jedem Fall sind dafür 
ein wissenschaftstheoretisch aus­
gewiesenes Verständnis der Päd­
agogik sowie eine Eingrenzung ih­
res Wissensbestandes vorauszu­
setzen. Zumindest letzteres kann 
mit der 1986 abgeschlossenen 
"Enzyklopädie Erziehungswissen­
schaft' ' als gegeben angenommen 
werden. 

Welchen Stellenwert wird nun der 
Berufsbildung in dem Handwörter­
buch beigemessen? Die Übersichts­
artikel zur , , Berufs- I Wirtschafts­
pädagogik" und zur "Betriebspäd­
agogik'' haben, wenn auch auf un­
terschiedlicher Ebene, berufliche 
Bildungs- und Sozialisationsprozesse 
zum Gegenstand. Zu beiden Päd­
agogikbereichen geben die Arti­
kel einen guten Einblick in die je­
weiligen Begründungen, Entwick­
lungslinien, Erkenntnisinteressen 
und Aufgabenstellungen. Beson­
ders hervorzuheben ist, daß die 
Abhandlungen nicht fachlich ver­
engt, sondern im Kontext der 
erziehungs- und sozialwissen­
schaftliehen Diskussion verfaßt 
sind. Die Beiträge gehen aller­
dings nicht über den Entwick­
lungsstand der 70er Jahre hinaus, 
was ihren Wert für die aktuelle Dis­
kussion erheblich mindert. Die 
größtenteils noch in den 70er Jah­
ren eingeleiteten und mittlerweile 
ausdifferenzierten gravierenden 
Veränderungen in der Berufsbil­
dung und ihrem Umfeld finden kei­
ne Berücksichtigung. Zu nennen 
sind vor allem die Neuordnung be­
ruflicher Bildungsgänge, die Neu-
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bewertungder beruflichen Weiter­
bildung, die Entwicklung neuer 
didaktisch-methodischer Ansätze 
und neuer Lernortkombinationen, 
die Neubestimmung des Verhält­
nisses von Bildung und Qualifika­
tion oder die Tendenzen zur Re­
qualifizierung und Horizontalisie­
rung der Berufsarbeit. Auch gehen 
die Artikel nicht auf die massiven 
Orientierungs- und Legitimations­
schwierigkeiten ein, in denen sich 
die Pädagogik seit Ende der 70er 
Jahre befindet. 

Die Berufsbildung wird in einer 
Reihe weiterer Artikel angespro­
chen. Darauf weisen bereits einige 
Überschriften hin, wie "Allgemein­
bildung - Berufsbildung' ', , ,Ausbil­
dungsberuf' ', ,;Bildungsökonomie' ', 
, ,Management -Education' ', , ,Quali­
fikation - Qualifikationsforschung'' 
oder "Weiterbildung". Der Aktuali­
tätsgrad der Beiträge ist unter­
schiedlich: Einige nehmen die Ver­
änderungen der 80er Jahre auf, so 
z. B. die Entwicklung und Frequen­
tierung von Ausbildungsberufen 
unter dem Stichwort "Ausbildungs­
beruf'' oder die Entwicklung be­
rufsbildender Schulen unter dem 
Stichwort "Bildungssystem"; ande­
re Beiträge hingegen bleiben dem 
Informations- und Erkenntnisstand 
der 70er Jahre verhaftet. Dies gilt 
u . a . für die Stichwörter "Allge­
meinbildung - Berufsbildung'' und 
"Qualifikation - Qualifikationsfor­
schung' ', die unverändert aus dem 
1983 erschienenen Lexikon-Teil­
band der "Enzyklopädie Erzie­
hungswissenschaft'' zur Sekundar­
stufe II übernommen sind und die 
sich bereits damals nicht durch Ak­
tualität auszeichneten. 

Aus der Sicht der Berufsbildung ist 
weiterhin anzumerken, daß wichti­
ge und zentrale Begriffe der Be­
rufsbildungsdiskussion nicht auf­
genommen wurden, nicht einmal 
unter den Blankverweisen. Ge­
meint sind Begriffe wie "Berufsbil­
dungsforschung' ', , ,Berufsgrund­
bildung" bzw. "berufliche Grund­
bildung", "berufliches Lernen", 
, ,Grundberuf' ', "Modellversuch'', 
"Stufenausbildung" oder auch 
, ,Leittextmethode'' und , ,Schlüssel­
qualifikation''. Sicherlich kann der 
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Berufsbildung nur eine begrenzte 
Aufmerksamkeit in einem allge­
meinen Handwörterbuch der Päd­
agogik zukommen. Das Fehlen 
grundlegender Kategorien und Be­
griffe, die zumeist eine weit über 
die berufliche Bildung hinausge­
hende Bedeutung haben, ist je­
doch eklatant und verengt Wir­
kungskreis und Allgemeinheitsan­
spruch des Lexikons. Zudem ist es 
geradezu desorientierend, wenn 
zu einigen Stichwörtern ausführli­
che Übersichtsartikel zu finden 
sind, die im Berufsbildungsbereich 
vorhandenen wichtigen Entwick­
lungen und Erkenntnisse dort je­
doch ignoriert werden. Dies betrifft 
Begriffe wie "Berufsfeld", "Erfah­
rung", "Handeln" oder "Hand­
lungslernen" und "Simulation". 
Hierbei handelt es sich um Begrif­
fe, die in der Berufsbildung seit 
Jahren in innovationsorientierten 
Forschungs- und Praxisfeldern von 
grundlegender Bedeutung sind. 
In zahlreichen allgemeinen Lexi­
konartikeln werden neuere Ent­
wicklungen in und außerhalb der 
Erziehungswissenschaft betont. Be­
sonderes Interesse verdient die 
Berücksichtigung bisher in der Er­
ziehungswissenschaft nicht gängi­
ger Stichwörter wie "Diskurs", 
"Phantasie" oder "Zeit". Mit der 
Aufnahme dieser Begriffe und ei­
ner entsprechenden Bearbeitung 
weiterer Beiträge wird versucht, 
solche Zielsetzungen zu hinterfra­
gen, die eine in wachsendem Ma­
ße lebenswerte Welt vorrangig mit 
Hilfe von wissenschaftlichen Me­
thoden und Inhalten für einlösbar 
halten. Diese Infragestellung stellt 
sich spätestens seit Erscheinen der 
"Dialektik der Aufklärung" für das 
gesamte System der vorherrschen­
den Wissenschaft. Die Möglichkeit 
des Umschlags der zum Nutzen 
des Menschen entwickelten Wis­
senschaft gegen die Umwelt und 
den Menschen selbst ist bisher in 
den wenigsten Einzelwissenschaf­
ten thematisiert worden. Auf die 
Pädagogik trifft dies sicherlich in 
besonderem Maße zu, sieht man 
einmal von der Teildisziplin der 
Kritischen Erziehungswissenschaft 
ab. 
Vermag nun der in mehreren Bei­
trägen vertretene Standpunkt der 
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Postmoderne Antworten auf die ge­
stellten Fragen zu geben? Offen­
sichtlich kaum. Die Verabschie­
dung von Zielen wie Mündigkeit, 
Urteils- und Kritikfähigkeit oder 
Chancengleichheit kann zwar mit 
Blick auf die nicht eingelösten Ver­
sprechungen der Erziehungswis­
senschaft vorgenommen werden, 
die Notwendigkeit aufklärerischer 
Zielsetzungen einschließlich ihrer 
Dialektik bleibt jedoch ohne Alter­
native. Dies ergibt sich insbeson­
dere aus den politischen und öko­
logischen Katastrophen dieses 
Jahrhunderts und den damit 
ursächlich zusammenhängenden 
Mißständen in Bildungs- und Sozia­
lisationsbereichen. Zudem droht 
mit der Abwendung vom sozialwis­
senschaftliehen Verständnis der 
Erziehungswissenschaft die Ge­
fahr, daß realitätsbezogene Fragen 
und Sichtweisen, die sich auf die 
zentrale Stellung von Arbeit und 
Beruf für Gesellschafts- und Bil­
dungsprozesse beziehen, erneut 
ausgeblendet werden. Dies wird in 
einigen Beiträgen deutlich. 

Aber unabhängig von den im ein­
zelnen vertretenen Positionen ist 
die im Handbuch geführte Selbst­
verständnisdiskussion der Erzie­
hungswissenschaft äußerst sinn­
voll. Für die Arbeits- und Berufs­
pädagogik werden dabei - zu­
meist implizit - grundsätzliche Fra­
gen und Probleme aufgeworfen. Es 
wird deutlich, daß für die Berufs­
bildung eine Bestandsaufnahme 
und Aufarbeitung der Innovatio­
nen, Projekte und Forschungsre­
sultate der 70er und vor allem der 
80er Jahre zwingend notwendig ist. 
Dazu und zur aktuellen Standortbe­
stimmung ist ein eigenständiges 
Handwörterbuch zur Berufsbil­
dung überfällig, das auf die vom 
BIBB vor anderthalb Jahrzehnten 
herausgegebenen "Schlüsselwör­
ter zur Berufsbildung' ' und den Le­
xikon-Teilband der "Enzyklopädie 
Erziehungswissenschaft'' zur Se­
kundarstufe II aufbauen sollte. 

Für das Handbuch bleibt insge­
samt festzustellen, daß es trotz der 
genannten Kritikpunkte ein emp­
fehlenswertes Nachschlagewerk 
darstellt. Die Beiträge sind durch-

weg informativ, von hohem Stan­
dard und regen zur Auseinander­
setzung und Weiterbeschäftigung 
an. Beim An- und Querlesen der 
Beiträge fallen die übersichtlichen 
Gliederungen und breiten Sach­
darstellungen auf. Allerdings dürf­
ten einige Artikel für den , ,interes­
sierten Laien'' kaum geeignet sein. 
Für die Berufsbildung ist das Nach­
schlagewerk vor allem deswegen 
von Nutzen, weil neben dem hohen 
Informationsgehalt zahlreicher Ar­
tikel Einblicke gegeben werden, 
die über den Rahmen einer ver­
engten erziehungswissenschaftli­
ehen und erst recht arbeits- und 
berufspädagogischen Sichtweise 
hinausgehen. 

(Peter Dehnbostel) 
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m Seminarkonzepte zur Ausbüderförderung 

Kreative Aufgaben zur 
Förderung der Selbständigkeit 

und Motivation 

Kreativität ist eine Fähigkeit, die heute als 
Schlüsselqualifikation für viele berufliche Tätig­
keiten angesehen wird. Die damit verknüpften 
Vorstellungen sind jedoch sehr unterschied­
lich: Versteht man darunter die schöpferische 
Gestaltung von Produkten und Dienstleistun­
gen, so reduziert sich der Kreis der so zu Qua­
lifizierenden auf Beschäftigte in Entwicklungs­
und in Führungspositionen - allenfalls auf Tä­
tige in gestaltenden Berufen. 

In einem weiteren Sinne ist Kreativität jedoch 
heute vielfach erforderlich, um in komplexen 
Arbeitssituationen sachgerechte Entscheidun­
gen treffen zu können. Mit zunehmender 
Übernahme von Routinetätigkeiten durch Ma­
schinen entwickelt sich die Tätigkeit von Fach-

. ' 

arbeitem und Büroangestellten immer mehr zur 
Beherrschung .,der Ausnahme von der Regel". 
Dabei geht es darum, auf der Grundlage fun­
dierter Sachkenntnisse zu Einzelfallentschei­
dungen über Problemlösungen und Arbeits­
abläufe zu kommen und diese zu realisieren. 

Dies läßt sich naturgemäß nur dann erlernen, 
wen,n in der Ausbildung entsprechende Fähig­
keiten gefördert und gefordert werden. Die 
Möglichkeiten dazu sind vielfältig, setzen je­
doch voraus, daß Ausbilder die möglichen 
Gestaltungsspielräume erkennen und syste­
matisch weiterentwickeln. 

In dem hier vorliegenden Seminarkonzept ge­
schieht dies in zwei Schritten: 

e Zunächst wird mit den Teilnehmern die Be­
deutung kreativer Fähigkeiten als Ausbil­
dungsziel erarbeitet, wobei gleichzeitig 
durch den Einsatz künstlerisch-kreativer 
Übungen ein Klima kreativer Offenheit ge­
schaffen wird. 

e Sodann werden mit Hilfe einer Vielzahl be­
reits erprobter Lösungen neue Ideen ent­
wickelt, die die Seminarteilnehmer in ihrer 
jeweiligen Ausbildungssituation einsetzen 
können. Die Teilnehmerunterlagen enthal­
ten dazu vielfältige Anregungen. 

Wegen des im Seminar erforderlichen Einsat­
zes von künstlerisch-gestaltenden Übungen ist 
für die Durchführung ein entsprechend vorge­
bildeter (Co-)Referent erforderlich. 

Seminarpaket 

BIBB-Best.-Nr. 

12611 
Preis 

58,- DM 

ISBN 

3-88555-359-7 
zusätzliche Teilnehmerunterlagen 
(Mindestabnahme 10 Stück) 

englischsprachige Ausgabe 
(nur Teilnehmerband) 

1'2641 

12651 

5,- DM pro Stück 

28,- DM 3-88555-401-1 

Sie erhalten dieses Seminarpaket beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffent­
lichungswesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Thl.: (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-1 


